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Gregenstand dieser Schrift ist die sogenannte causa der obliga- 
torischen Vertrage. Sie beschrankt sich im wesentlichen auf eine 
Darstellung des in Bezug auf die causa in den Niederlanden gei- 
tenden Eechts. Dasselbe Kecht jedoch bat früher zu verschiedenen 
Zeiten in einem grossen Teil Europas gegolten; unsre Ërgebnisse 
können daher auch zum Yerstandnis des heutigen Rechts andrer 
Lander beitragen. Das B. W., eine Bearbeitung des Code Napoléon, 
enthalt, wie dieser, über die causa kaum mehr als die Bestimmung, 
dass, soU aus einem Yertrage eine Obligation entstehen, eine 
oorzaak^ und zwar eine erlaubte oorzaak, vorhanden sein muss. 
Es hat ausserdem, darin abweichend vom Code Napoléon, ausser 
Zweifel ges teil t, dass derj enige, der sich auf das Bestehen der 
Obligation beruft, das Vorhandensein einer oorzaak beweisen muss. 
Bei der Auslegung dieser Bestimmungen kann es sich bloss darum 
handeln, welche Bedeutung in der ersten Halfte des neunzehnten 
Jahrhunderts das Wort oorzaak hatte in diesem Zusammenhang ; 
m. a. W. was im frühem französischen und niederlandischen Recht 
die Regel bedeutete, dass aus einem Vertrage eine Obligation nur 
entstehen kann, wenn eine oorzaak, cause, causa, vorhanden ist. 
Um auf diese Frage eine Antwort zu finden, hat man zu untersuchen, 
wie die Regel angewandt wurde. Auf diesem Wege sind wir zu 
einem Ergebnis gelangt, das von den, freilich unter sich nicht 
weniger verschiedenen. Ansichten fast sammtlicher Schriftsteller 
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erheblich abweicht. Ein Teil dieses Ergebnisses, die Bedeutung der 
causa für die Wirksamkeit des Yertrages, findet sich bei Naber 
(Hand. d. Ned. Jur. Ver. 1889 I. S. 34 f.), der jedoch erklart, eine 
Definition der causa könne nicht gegeben werden, und der Richter 
diirfe als eine cansa betrachten, was er woUe. Die Praxis dagegen 
ist sich bis in die letzten Jahre mehr oder weniger der frühern 
Bedeutung des causa-erfordemisses bewusst geblieben; vielleicht 
die Mehrzahl der richterlichen Entscheidungen seit 1838 (Jahr der 
Einführung der niederlandischen Gresetzbücher) ist nur vom Stand- 
punkt der hier vertretenen Auffassung zu erklaren. Dieselbe soll 
hier nicht verteidigt werden, sondern nur auseinandergesetzt. 
Was hier gegeben wird, hat also nur die Bedeutung einer H y- 
p o t h e s e. Der Beweis für ihre Richtigkeit soll in einer spatern 
Arbeit versucht werden, welche die G-eschichte dieses merk- 
würdigen Instituts behandeln wird. Yielleicht wird diese Schrift 
auch andre veranlassen, bei der Sammlung des dazu erforderlichen 
Materials behülflich zu sein. Der vorlaufige Beweis für die Rich- 
tigkeit unsrer Hypothese soll darin liegen, dass sie gewisse all- 
gemein bekannte Erscheinungen erklart. AUgemein bekannte, 
aber bisher wenig beachtete Erscheinungen; Anwendungen der 
Regel in einzelnen Fallen, und die dabei gebrauchte Terminologie ; 
Aussprüche und Entscheidungen, die in der Regel ohne weiteres 
als unrichtig' zurückge wiesen werden. Sie soll z. B. erklaren, 
weshalb die causa im niederlandischen Recht oorzaak genannt 
wird; weshalb die altem Schriftsteller das nudum pactnm, von 
dem im fr. 7 § 4 D. 2, 14 die Rede ist, als Vertrag ohne causa 
im heutigen Sinne auffassten; weshalb sich immer wieder die 
Meinung vorfindet, dass bei einer Schenkung keine causa vor- 
handen ist; besonders aber, weshalb schon im sechzehnten Jahr- 
hundert vom Pariser Parlament, und noch im neunzehnten vom 
H. R., angenommen wurde, dass ein Schuldschein die Existenz 
einer causa beweist, wenn darin eine Schuld erwahnt wird, 
und weshalb auch die Worte „Wert erhalten" die Existenz einer 
causa beweisen. Das schliesst jedoch nicht aus, dass in einzelnen 
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Punkten, namentlich auch was die Terminologie betrifft, von der 
herkömmliclien Auffassung abgewichen ist. 

Die causa-lehre, welche hier dargestellt werden soll, lasst sich 
zusammenf assen in dem Satze, dass ein formloser einseitiger Yer- 
trag nur dann eine Qbligation erzeugt, wenn eine Schuld vor- 
handen ist. Das Wort „Schuld' ' wurde zuerst von Beinz in 
Anspruch genommen als Name einer bestim mten Art oder eines 
bestimmten Stadiums der Obligation ; dann von Karl von Amiea, 
in seiner Darstellung des altschwedischen Obligationenrechts, als 
Name eines von dem der Obligation (Haftung) verschiedenen Be- 
griffs. Des letztern vortreffliche Methode, an erster Stelle den 
Sprachgebrauch zu untersuchen, lasst sich auch auf das heutige 
Kecht an wenden; wir finden dabei, dass das Wort Schuld auch 
heutzutage nicht gleichbedeutend ist mit Obligation. Unbewusster- 
weise hat sich ein, freilich nicht überall folgerichtig durchge- 
fiihrter, jedoch deutlich erkennbarer, sprachlicher Unterschied bis 
auf unsre Zeit erhalten. Dieser Sprachgebrauch ist indessen ein 
doppelter. Erstens werden haufig Obligationen als Schulden be- 
zeichnet, aber immer nur Obligationen einer bestimmten Art, die 
im Folgenden „Schuldverbindlichkeiten'' genannt werden sollen. 
Versteht man in der oben gegebenen Kegel, dass der einseitige 
Yertrag eine causa hat, wenn eine Schuld vorhanden ist, das 
Wort Schuld in diesem Sinne, dann ist der Fehler nicht sehr 
gross. Verstandlich wird jedoch die Regel erst, wenn man dabei 
das Wort Schuld in jenem spezifischen Sinne versteht, der ge- 
hörigen Orts (§ 4) naher angedeutet werden soll, — Dass das 
Wort Schuld eine spezifische Bedeutung hat, namentlich auch in 
der Sprache unsrer Gesetze, zeigt sich nirgends deutlicher als bei 
der Bürgschaft; „der Bürge", sagt von Amira (Nordgermanisches 
Obligationenrecht I. S. 694), „ist der Typus der blos Haften- 
„den, nicht zugleich Schuldenden." Die Haftung des Burgen un- 
terscheidet sich nur wenig, mitunter überhaupt nicht, von der 
des Schuldners. Dennoch wird vom Burgen niemals gesagt, dass 
er schulde, und wird er niemals Schuldner genannt, wo doch die 
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Worte achuldeischer und schuldenaar die einzig verfiigbaren sind, 
anch um den, wem gehaftet wird, nnd den Haftenden anzudenten. 
Besondres Gewicht legen wir darauf, dass der Bürge auch niemals 
bekennt zu schulden, auch nicht wo er als Selbstschuldner haftet. 
Der debitor principalis wird abwechslend hoofdschuldenaar (Haupt- 
schuldner) oder kurzweg de schuldenaar genannt. Die Haftung 
des Burgen, welche nach der Hauptverbindlichkeit entstehen kann, 
und Yor dieser untergehen, und auch anders geartet sein kann, 
ist notwendig eine andre verbintenis (Verbindlichkeit) als die des 
Hauptschuldners ; aonst hatte auch das Wort hoofdverhinienis 
(Hauptverbindlichkeit) keinen Sinn. Sie ist eine Yerbindlichkeit 
des Burgen. Dagegen ist immer nur von einer einzigen schuld 
die Eede, und diese ist nicht sein e Schuld, sondem die eines 
andern, des Hauptschuldners. Auch nach dem heutigen Sprach- 
gebrauch ist die Bürgschaft „Haftung für fremde Schuld" (von 
Amtea, I. S. 704). Dieser Sprachgebrauch is um so bemerkens- 
werter, weil der Gedanke, dass der Bürge nicht verpflichtet ware 
zu leisten, sondem nur dazu gezwungen werden könnte, voU- 
standig in Vergessenheit geraten ist. Man sagt unbedenklich vom 
Burgen, dass er leisten soll, wenn vom Schuldner keine Leistung 
zu erhalten ist. Wenn dennoch nicht vom Burgen gesagt wird, 
dass er schuldet, so hat das einen andern Grund. Das Wort 
„schulden" ist nach unsrer Ansicht heutzutage auch nicht gleich- 
bedeutend mit „sollen". Wir werden selbstandig versuchen, den 
Begriff der Schuld zu definiëren; diese Definition soll nur für das 
heutige Recht gelten. 

Eine selbstandige Meinung soll hier namentlich über die Ent- 
stehung der Schuld entwickelt werden. Wie der Schuldbegriff die 
causa erklart, so erklart die causa, im Sinne, in welchem das 
Wort hier gebraucht wird, umgekehrt die Schuld. Es ist kein 
Fehler, keine falsche Übersetzung des lateinischen Wortes, wenn 
die causa in Art. 1371 B.W. (Art. 1131 C. C.) oori^aaA; (Ursache) 
genannt wird. Nur ist es als eine freiere, aber sprachlich nicht 
unrichtige, Redewendung zu betrachten, wenn von der oorzaak 
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der Obligation oder des Vertrages gesprochen wird. Es ist dann 
der Umstand gemeint, oorzaak genannt, der für die Wirksamkeit 
des Vertrages, d. h. die Begründung der Obligation, eine gewisse 
Bedeutung hat. Beide Wendungen sind daher auch als gleichbe- 
rechtigt zu betrachten, denn beide treffen nicht ganz dasrichtige. 
Die oorzaak ist weder die TJrsache des Yertrages noch die der 
Obligation in dem Sinne, dass sie den Vertrag oder die Obligation 
vernrsacht hatte. Das, was die causa wirklich vemrsacht, 
dessen TJrsache sie ist im gewöhnlichen Sinne, ist die Schuld ; sie 
ist, wie sie früher vorzugsweise genannt wnrde, tind anch jetzt 
noch von altem Jnristen genannt wird, schuldoorzaak, Ein ein- 
seitiger Vertrag (Schuldversprechen) „hat eine causa" (im oben 
bezeichneten Sinne), wenn das Versprochene geschuldet wurde; 
ebenso uneigentlich sagt man heutzutage, die Schuld sei die causa 
des Versprechens. In Wirklichkeit handelt es sich um die Thatsache, 
welche die Schuld vemrsacht hat; es ist in einem Schuldschein 
eine causa „ausgedrückt", wenn daraus hervorgeht, wie die Schuld, 
welche die Abgabe des Schuldscheins veranlasst hat, entstanden 
ist. — TJmgekehrt entsteht die Schuld immer aus einer solchen 
oorzaak^ niemals aus einem Vertrag. 

Ist die in dieser Schrift behandelte Erscheinung als eine Anti- 
quiteit zu betrachten, die auch für die Niederlande bald nur noch 
historische Bedeutung haben wird? Wir glauben es nicht. Ohne 
Zweifel muss die Beweislast anders geregelt werden. Die Pflicht 
des Glaubigers, die Existenz einer causa zu bewèisen, würde den 
Verkehr in seinem heutigen Umfang schlechthin unmöglich ma- 
chen, wenn nicht der Beweis zu erbringen ware durch die Berufung 
auf ein dem Versprechen zugefügtes (schriftliches) Anerkenntnis. 
Dieses giebt nur eine sehr geringe Garantie für die wirkliche 
Existenz einer causa. Um so deutlicher tritt in andem Fallen die 
Ungerechtigkeit zum Vorschein, wenn eine Klage abgewiesen 
werden muss, weil der Schuldschein ein solches Anerkenntnis 
nicht enthalt. Dennoch soll man nach unsrer Ansicht das Prin- 
zip, dass ein Schuldversprechen nur dann bindend ist, wenn eine 
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causa vorhanden ist, wenn das Versprochene geschuldet wird, anf- 
recht erhalten, wenn auch mit der Massgabe, dass das Schuld- 
versprechen als bindend zu betrachten ist, so lange nicht das 
Fehlen der causa durch richterliches Erkenntnis festgestellt ist. 
Eine nahere Erörterung dieser Materie de lege ferenda muss eben- 
falls fiir eine spatere Arbeit vorbehalten werden ; es werden jedoch 
schon hier in dieser Eichtung einige Andeutungen gemacht. 
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§ 1. Die Haftung, insbesondre die persönliclie 
Haftang (Obligation). 

Haftung ist vorhanden, wo jemandem eine Befugnis ein- 
geraumt ist, um ihm eine Leistung zu verschaffen; oder 
genauer, wo eine concrete Rechtsnorm bestimmt, diass jeman- 
dem eine Befugnis zusteht, zustehen wird, oder in gewissen 
Fallen zustehen wird, um ihm die Möglichkeit zu verschaf- 
fen, zu bewirken, dass ihm eine gewisse Leistung gemacht 
wird. Dabei ist im Auge zu behalten, dass die Ausübung 
einer solchen Befugnis regelmassig nicht dazu führt, dass 
dem Berechtigten geleistet wird, und sehr oft, namentlich 
im altern Recht, auch nicht dazu,. dass er ein Aquivalent 
für die Leistung erhalt. Das macht aber die Definition nicht 
weniger richtig. Denken wir uns den hypothetischen Pall, 
dass jemand berechtigt ist, einen andern zu toten, wenn ihm 
nicht eine gewisse Geldsumme gezahlt wird. Dadurch, dass 
er diesen andern tötet, bekommt er das Geld nicht; aber 
der ümstand, dass er ihn toten darf, soll bewirken, und 
bewirkt auch thatsachlich, dass der andre zahlt, wenn es ihm 
nur einigermassen möglich ist, oder sogar dass ein andrer 
für ihn zahlt. Dasselbe gilt von der Schuldhaft. Im neuern 
Recht wird die Befugnis vorzugsweise so erteilt, dass der 
Berechtigte durch die Ausübung derselben dasjenige erhalt, 

1 
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was er erhalten haben würde, wenn ihra geleistet ware, 
oder, wenn das nicht möglich ist, ein Aquivalent. Es ist 
aber noch immer der Hauptzweck der Haftung, den Haf- 
tenden (bezw. den Eigentümer der haftenden Sache) dazu 
zu bewegen, dass er f rei willig leistet. 

Eine solche Befugnis bezieht sich auf Personen oder auf 
Sachen. Bezieht sie sich auf eine individuell bestimmte 
Sache, ohne Unterschied wem diese gehort, dann liegt 
Sachhaftung vor, welche nicht zum heutigen Obligationen- 
recht gehort; der Begriff der Haftung ist dem Sachenrecht 
und dem Obligationenrecht gemeinschaftlich. Wir werden 
uns im folgenden auf die obligationenrechtliche, sogenannte 
persönliche, Haftung beschranken. Was die vertragsweise 
Gewahrung einer Sachhaftung anbetrifft, gilt allerdings in 
Bezug auf die causa dasselbe wie für die vertragsweise 
Übernahrae einer persönlichen Haftung; die Sachhaftung 
hat aber nach niederlandischem Recht, ausser im Fall der 
Rentenschuld (vgl. Art. 786 B. W.), das gleichzeitige Be- 
stehen einer Obligation zur Voraussetzung. 

Die Befugnisse, welche dem Berechtigten zustehen, wo 
eine persönliche Haftung, eine Obligation, vorhanden ist, 
bezogen sich ursprünglich auf die Person (den Körper) des 
Haftenden. Nach heutigem Recht giebt es deren mehrere, 
und auch bei verschiedenen Obligationen verschiedene ; die 
meisten aber beziehen sich auf das Vermogen des Haften- 
den, und die bei weitem bedeutendste besteht wesentlich 
darin, dass der Berechtigte den Verkauf von Bestandteilen 
dieses Vermogens bewirken, und sich dadurch die Aus- 
zahlung einer Geldsumme verschaffen kann. Der einzige 
Rest der frühern körperlichen Haftung, die Schuldhaft, 
verschwindet immer mehr, und hat nur noch den Zweck, 
das Vermogen des Haftenden zu erreichen; schon nach 
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römischem Recht konnte, weno ein andrer Zweck damit 
verfolgt wurde, dieser vom Haftenden immer dadurch ver- 
eitelt werden, dass er sein Vermogen auslieferte. Wenn 
man jetzt sagt, jemand hafte persönlich, so meint man, dass 
er mit seinem Vermogen haftet, mit seinem eigenen oder 
mit seinem ganzen Vermogen. Diese Haftung wird aber auch 
deshalb noch immer mit voUstem Recht als eine persönliche 
bezeichnet, im Gegensatz zur Saebhaftung, weil die letztere, 
wie gesagt, sich bezieht auf eine bestimmte Sache (oder ein 
bestimmtes Vermögensbestandteil), ohne ünterschied wem 
sie gehort, und die persönliche Haftung auf die Bestandteile 
des Vermogens einer bestimmten Person. 

Haften mehrere Personen, dann sind ebensoviele Haftun- 
gen vorhanden; die sogenannten subjektiven Beziehungen, 
deren bei der Correalobligation nach der Theorie von Keller 
und RiBBENTROPP eine Mehrheit vorhanden sein soll, sind 
Haftungen, und werden hier daher Obligationen genannt. 
Hat aber jemand das Recht der unmittelbaren ZwangsvoU- 
streckung in ein Vermogen, das mehreren gemeinschaftlich 
zukommt (Gesellschaftsvermögen, Nachlass, eheliche Güter- 
gemeinschaft), dann besteht insofern eine einzige Haftung; 
haften die Inhaber dieses Vermogens ausserdem noch per- 
sönlich, dann sind neben der genannten noch ebensoviele 
besondre Haftungen vorhanden ; also giebt es z. B. bei einer 
offenen Handelsgesellschaft mit zwei Gesellschaftern für jede 
Schuld drei Haftungen. Die unmittelbare Haftung des Ge- 
sellschafts vermogens, wie die der ehelichen Gütergemeinschaft 
und des Nachlasses, ist, seitdem der Begriff der juristischen 
Person auf diese Falie nicht mehr angewandt wird, als be- 
sondres Rechtsverhaltnis wenig beachtet worden, und entbehrt 
daher einer eigenen, passenden Construktion. 

Die Haftung ist, wie in der oben gegebenen Definition 
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gesagt wurde, vorhanden, schon ehe der Berechtigte die in 
ihr eüthaltene Befugüis thatsachlich hat, wenn es feststeht, 
dass er sie haben wird, oder in gewissen Fallen haben wird. 
In demselben Sinne gebraucht man das niederl. Wort aan- 
sprakelijkheid (etwa Verantwortliohkeit, eigen tl. „Ansprech- 
barkeit"). Man sagt, jemand sei aansprakelijk (verantwort- 
lich, er hafte) für Schaden einer gewissen Art, ohne dass 
noch Yon einem wirklich entstandenen Schaden die Rede 
ist, und also zu einer Zeit, wo er noch thatsachlich nicht 
angesprochen oder zur Verantwortung gezogen werden kann, 
nur weil es feststeht, dass er wird angesprochen werden 
können, wenn ein solcher Schade entsteht. Dasselbe wird 
aber noch besser ausgedrückt durch das Wort Obligation, 
Verbindlichkeit, verbintenis, Wer haftet, ist verbunden, ge- 
bunden, ob-ligatus; gebunden ist jemand, wenn zu seinen 
Lasten eine Iform gilt, ein vinculum juris, die er nicht 
aufzuheben vermag. Man sagt auch von einer Sache, sie sei 
verbonden für eine Schuld. — Nicht überall, wo jemand in 
diesem Sinne haftet, pflegt man von einer schon vorhande- 
nen Obligation zu sprechen ; jedenfalls dann nicht, wenn die 
Haftüng eine allgemeine und selbstverstandliche ist, z. B. 
bei der Haftung für jeden Schaden in^ allgemeinen, den man 
einem andern eventuell unrechtmassigerweise zufügen wird. 
Es entsteht dadurch ein eigentümlicher Unterschied in der 
Construktion wesentlich gleichartiger Verhaltnisse. Wenn 
jemand vertragsweise die Verpflichtung übernimmt, eine 
gewisse Handlung nicht vorzunehmen, ist nach derüblichen 
AufiFassung gleich anfangs eine Obligation vorhanden, und 
besteht die Leistung, die ErfüUung dieser Verbindlichkeit, 
darin, dass die verbotene Handlung nicht vorgenommen wird. 
Handelt der Obligierte dem Vertrage zuwider, dann hat er 
den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen, also eine 
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Geldsumme zu zahlen als Schadenersatz wegen Nichterfül- 
lung. Ist dagegen eine Handlang gesetzlich verboten, dann 
entsteht eine Obligation ^erst, wenn dem Verbote zuwider 
gehandelt und Schade entstanden ist; die Erfüllung dieser 
Verbindlichkeit besteht in der Zahlung einer Geldsumme 
als Schadenersatz. Praktische Polgen hat dieser ünter- 
schied kaum. 

Für den Begriff der Haftung ist es unerheblich, ob es die 
Pflicht des Haftenden ist, zu leisten. Die Haftung ist in 
dieser Beziehung zu vergleichen mit der Strafe. Wenn ein- 
mal feststeht, dass, wer stiehlt, gestraft wird, ist es in einem 
gewissen Sinne gleichgültig, ob stehlen verboten ist oder 
nicht. Wenn aber auf eine Handlung Strafe gestellt ist, 
schliessen wir daraus, dass sie verboten ist. Und das ist 
richtig, denn der Zweck der Straf bestim mung ist nicht, dass 
gestraft wird, sondern dass nicht gestohlen wird. Wenn 
also auf eine Handlung Strafe gestellt ist, geht daraus her- 
vor, dass der Gesetzgeber sie nicht gewoUt hat; die Straf- 
bestimmung enthalt daher implicite ein Verbot. Auch das 
gilt nun ebenfalls für die Haftung, wenigstens für die per- 
sönliche Haftung und für das houtige Recht. Das Gesetz 
erteilt jemandem die Befugnis, sich aus dem Vermogen eines 
andern eine Geldsumme zu verschaffen, es sei denn, dass 
diese Summe freiwillig gezahlt wird. Der Zweck einer sol- 
chen Bestimmung ist, dass freiwillig gezahlt wird, und nicht 
dass die ZwangsvoUstreckung stattfindet; bei andern Exe- 
kutionsmitteln ist das sogar noch deutlicher. Es ist also, wo 
eine persönliche Haftung verbanden ist, der Wunsch des 
Gesetzgebers, dass geleistet wird, und die Bestimmung, 
welche sagt, dass jemand haftet, enthalt implicite ein Leis- 
tungsgebot. In diesem Sinne giebt es bei jeder persönlichen 
Haftung ein Sollen oder ein künftiges Sollen oder eineven- 
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tuelles Sollen. — Wenn also das Gesetz erklart, dass jemand 
haftet, muss angenommen werden, daas er (eventuell) leisten 
soU; thatsaohlicli sagen die Gesetze, wo bestimmt werden 
soU, dass jemand haftet, ebenso oft, dass er verpflichtet sei, 
zu leisten. Dass jemand zahlen soU, oder dass von ihm ge- 
fordert werden kann, ist heutzutage voUkommen gleichbe- 
deutend. Man sagt auch vom Burgen, dass er zahlen soU, 
und nach dem soeben gesagten ist das nicht unrichtig. Yerschie- 
dene Gesetzesvorschriften sagen vom Burgen, er sei ver- 
pflichtet, zu leisten (z. B. § 668, Entw. I. Les. des B, G. B.), 
und nicht selten wird auch wohl die Bürgschaft in der 
Weise übernommen, dass der Bürge, für den Pall, dass vom 
Schuldner keine Leistung zu erhalten ist, zu leisten ver- 
spricht. — Damit soU jedoch nicht gesagt werden, dass die 
Haftung als eine Folge der Leistungspflicht zu betrachten 
ist. Wahrscheinlich hat man sich das Verhaltnis nicht immer 
so zu denken, (und darin würde sich dann die Haftung von 
der Strafe unterscheiden), dass Zwang gegen den Haftenden 
gerechtfertigt ist, weil er dadurch, dass er nicht leistet, seine 
Pflicht verletzt. Vielleicht kann man z. B. vom Burgen 
sagen, dass Zwang gegen ihn erlaubt ist, nicht weil er 
unrechtmassig handelt, wenn er nicht zahlt, sondern weil er 
dem Glaubiger das Recht eingeraumt hat. Zwang gegen ihn 
anzu wenden, wenn nicht gezahlt wird. Solche Pragen können 
hier jedoch unentschieden bleiben ; es handelte sich in die- 
sem § nur um die Terminologie. Es musste gerechtfertigt 
werden, dass die Obligation als Haftung betrachtet wird, 
und trotzdem bei jeder Obligation gesprochen wird von 
einer Leistungspflicht, von einem Sollen. 
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§ 2. Ëinteilnng der Obligationen ; Schnldyerbindlichkeit 
and Yerbindlichkeit anf Oegenleistnng. 

Die Tradition und das B. W. verlangen bei allen Ver- 
tragen ohne Ausnahme, sollen sie obligatorisch wirken, das 
Vorhandensein einer causa. In der Gestalt lasst sich die 
Regel nur aufrecht erlialten, wenn man unter causa in ver- 
schiedenen Pallen etwas sehr verschiedenes versteht. Es ist 
daher notwendig, zwischen den einzelnen Vertragen, fïïr 
welche die in weiterm Sinne als causa bezeichneten üm- 
stande nicht dieselbe Bedeutung haben können, zu unter- 
scheiden. Dazu haben wir uns jedoch vorher mit der Ein- 
teilung der Obligationen zu beschaftigen. Es handelt sich 
hauptsachlich um die Obligationen aus gesenseitigen Ver- 
tragen. Auf den BegrifiF des gegenseitigen Vertrags selbst 
kommt es dabei weniger an. Man pflegt zu sagen, ein Ver- 
trag sei gegenseitig, wenn daraus auf beiden Seiten Ver- 
pflichtungen entstehen, „so dass jeder Teil zugleich Glaubi- 
ger und Schuldner wird" (Dernbürg). Es ist wahrscKeinlich, 
dass man in der That, wo von gegenseitigen Vertragen ge- 
sprochen wird, etwas andres im Auge hat. Dazu soU nur 
bemerkt werden, dass Vertrage, welche regelmassig gegen- 
seitig sind in diesem Sinne (Kauf, Miete u. s. w.), auch so 
abgeschlossen werden können, dass daraus (zunachst) nur 
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auf der einen Seite eine Verpflichtung entsteht. Dadurch 
aber verlieren dieselben in keiner Weise ihren sonstigen 
Charakter, und es ist bei keiner der für gegenseitige Ver- 
trage geitenden Bestimmungen ein Grund vorhanden, sie in 
solchen Fallen nicht anzu wenden. Hier kommt es in erster 
Reihe nicht auf die Einteilung der Yertrage an, sondern auf 
die der Obligationen ; im nachsten § soll dann versucht 
werden, die Vertrage einzuteilen nach den aus ihnen ent- 
stehenden Obligationen. 

Zuerst können diejenigen Yerbindlichkeiten ausgesondert 
werden, bei denen die Leistung in einer persönlichen Be- 
mühung (Aufsicht, Sorge überhaupt, Vertretung beiRechts- 
geschaften u. s. w.) oder nur in einem Unterlassen besteht, 
uud aus diesem Grunde, ungenau ausgedrückt, den Leisten- 
den nichts kostet, — d. h. dass durch die unentgeltliche 
Übernahme oder sonstige Entstehung der Verpflichtung, eine 
solche Leistung zu machen, das Vermogen des Obligierten 
nicht verringert wird. In diesem § ist fortan ausschliesslich 
von Wertleistungen die Rede. 

Verspricht nun jemand einem andern, ihm eine Wert- 
leistung zu machen, z. B. ihm ein Pferd zu liefern, dann 
ist die daraus entstehende Verpflichtung zunachst danach zu 
untersoheiden, ob sie selbstandig ist, oder ob die Lieferung 
stattfinden soll gegen Zahlung eines Preises, oder gegen eine 
sonstige Leistung, die dem Wert des Pferdes wenigstens 
ungefahr entspricht (Gegenleistung). Der ünterschied in der 
vermögensrechtlichen Bedeutung dieser beiden Vertrage und 
der aus ihnen entstehenden Verbindlichkeiten betragt eben- 
soviel wie der volle Wert des Pferdes. Die einfache (ein- 
seitige) Verpflichtung, einem andern eine Wertleistung zu 
machen, soll hier, wegen ihres engen Zusammenhangs mit 
der Schuld, Schuldverbindlichkeit genannt wer- 
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den, vom Standpunkt des Berechtigten Schuldforde- 
r u n g ; dagegen wird die Verbindlichkeit, welche in naher 
zu erörternden Weise mit einer künftigen Gegenleistung in 
Verbindung steht, Verbindlichkeit (F orderun g) 
auf Gegenleistung genannt. 

Über die Schuldverbindlichkeit, — die einfache Verpflich- 
tung, eine Leistung zu machen ohne weiteres, die Obligation, 
an welche man an erster Stelle denkt, wenn von einer 
Obligation im allgemeinen die Rede ist, und wie sie z. B. 
nach römischem Recht aus der Stipulation entstand, — soU 
zunachst nur bemerkt werden, dass 'sie nicht bloss aus 
einseitigen Vertragen (Versprechen) entsteht, sondern auch 
aus gegenseitigen Vertragen nach von einer Seite erfolgter 
Leistung, und dass sie auch die meisten Obligationen um- 
fasst, die nicht aus einem Vertrag entstehen. Dass sie auch 
aus einem gegenseitigen Vertrag entstehen kann, bedarfder 
Erlauterung. Die in der Regel gegenseitigen Vertrage kön- 
nen auch als sogenannte Real vertrage zu stande kommen. 
Es ist dann, wenn von der einen Seite geleistet ist, der 
andre Teil zur Gegenleistung (oder doch zur Rückerstattung 
der erhaltenenen Leistung) verpflichtet; solange aber noch 
von keiner Seite geleistet wurde, ist keiner verpflichtet, zu 
leisten, oder auch nur die Leistung des andera anzunehmen. 
Es ist von vornherein klar, dass aus einem solchen Vertrag 
nur von einer Seite eine Hauptverbindlichkeit entstehen 
kann (etwaige Nebenverbindlichkeiten kommen für die hier 
zu entscheidenden Pragen nicht in Betracht), und die Haupt- 
verbindlichkeit ist von der aus einem in der Regel einseiti- 
gen Geschaft nicht wesentlich verschieden. So entstand z. B. 
nach römischen Recht aus einem Darlehn nur die einseitige 
Verpflichtung, das Erhaltene zurückzugeben. Aber auch aus 
einem Tausch z. B. entstand, nachdem von der einen Seite 
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geleistet war, nur eine einseitige Verpflichtung, es raöchte 
nun die sein, die versprochene Sache zu liefern, oder die, 
die erhaltene zurückzugeben ; es hatte nur noch eine Leistung 
stattzufinden, und damit war das ganze Geschaft erledigt. — 
Nun sind aus einem gegenseitigen Yertrag im heutigen Sinne 
in der Regel die Vertragschliessenden schon verbunden vom 
Augenblick des Vertragsschlusses an, ehe noch eine Leis- 
tung stattgefunden hat; die schon vorher auf beiden Seiten 
bestehende Verpflichtung kann im allgemeinen bezeichnet 
werden als die Verpflichtung zum Austausch von Leistung 
und Gegen leistung mitzuwirken. Dadurch aber, dass eine 
solche Verpflichtung in einem frühern Stadium des Geschafts 
bestanden hat, wird in dieser Hinsicht das Wesen dernach 
von einer Seite geschehener Leistung auf der andern Seite 
bestehenden Verpflichtung zur Gegenleistung nicht berührt. 
Es hat auch in diesem Fall nunmehr nur noch eine Leistung 
stattzufinden, damit das ganze Geschaft erledigt sei. Vom 
hier eingenom menen Gesichtspunkt aus besteht, wenn von 
der einen Seite geleistet ist, auf der andern Seite eine 
einseitige Verbindlichkeit, und zwar eine Schuldverbindlich- 
keit; dass sie ihren ürsprung hat in einem gegenseitigen 
Vertrag, fallt dabei nicht ins Gewicht. Die Unterscheidung, 
welche hier vorgeschlagen wird, bezieht sich nicht auf den 
ürsprung der Obligation, wie das bei den üblichen Einteil- 
ungen der Pall ist, sondern auf ihren Inhalt. Wenn nun 
z. B. jemand für den rückstandigen Kaufpreis empfangener 
Waren ein Schuld versprechen abgiebt, kann man sagen, 
dass er vorher aus einem Kauf verbunden ist, und nachher 
aus einem Schuldversprechen; die Lage kann sich auch in- 
sofern geandert haben, dass der andre Teil, um seine Por- 
derung als eine einseitige geitend zu machen, nicht mehr 
zu beweisen braucht, dass er seinerseits geleistet hat; die 
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Verpflichtung den Kaufpreis zu zahlen, ist trotzdem nicht 
einseitiger geworden als sie war, und sie hat keinen andern 
Inhalt bekommen. Ebenso ist die Verpflichtung dieselbe, 
werin z. B. wegen zugefügten Schadens ein Geldbetrag ge- 
schuldet wird, oder aus diesem Grunde ein Schuldverspre- 
chen abgegeben ist. Damit soll nicht gesagt werden, dass 
der ürsprung der Obligation für ihr weiteres Schicksal un- 
erheblich ist; der gemeinsame Charakter der verschiedenen 
Obligationen, die hier Schuldverbindlichkeiten genannt wer- 
den, ist aber ausgepragt genug, urn sie gemeinsam Ver- 
bindlichkeiten andrer Art gegenüberstellen zu können. 

Die Verbindlichkeit auf Gegenleistung besteht wesentlich 
darin, dass der Obligierte verpflichtet ist, zum Austausch 
von Leistung und Gegenleistung mitzuwirken ; er hat, soviel 
das an ihm liegt, dafür zu sorgen, dass der Berechtigte die 
Leistung A für die Leistung B bekommt. Sie kann in drei 
Gestalten auftreten: 1. Der Obligierte braucht nurzu leisten 
nach Empfang der Gegenleistung ; öndet dieselbe statt, dann 
entsteht eine Schuldverbindlichkeit, kraft welcher er zu 
leisten verpflichtet ist; vor Empfang der Gegenleistung be- 
steht seine Verpflichtung darin, dass er die Gegenleistung 
anzunehmen hat. 2. Er braucht nur zu leisten, wenn ihm 
die Gegenleistung angeboten wird; d. h. er ist nur zur 
ErfüUung Zug um Zug verpflichtet. 3. Es kann Vorleistung 
von ihm gefordert werden. In der Regel ist auch in den 
beiden letztern Pallen anzunehmen, dass er, wenn derandre 
Teil vorzuleisten wünscht, verpflichtet ist, die Gegenleistung 
anzunehmen. Was diese verschiedenen Falie unter sich ver- 
bindet, und sie unterscheidet von der Schuldverbindlichkeit, 
ist, dass die Verbindlichkeit auf Gegenleistung, obwohl sie 
zu einer Wertleistung verpflichtet, dennoch das Vermogen 
des Obligierten nicht verringert, wenigstens nicht mit den 
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vollen Wert der Leistung, zu welcher er verpflichtet ist. 
Dass weiter die Gegenleistung, boU sie als solche betrachtet 
werden können, wenigstens ungefahr denselben Wert haben 
muss wie die Leistung, ist schon gesagt. Aber schon.der 
Vertrag selber macht es wahrscheinlicb, dass derjenige, 
der die Verbindlichkeit übernimmt (also in der Regel beide 
Teile), zur Zeit des Vertragsschlusses den subjektiven Wert 
der Gegenleistung f ü r s i e h für höher gehalten hat als den 
der von ihm versprochenen Leistung, und dass also jener 
Wert wahrscheinlich wirklich höher war. Einen Vermögens- 
nachteil bildet die Verbindlichkeit für ihn nur dann (abge- 
sehen von einer möglichen freigebigen Absioht), wenn er 
sich geirrt hat, oder wenn das Wertverhaltnis der beiden 
Leistungen sich seitdem geandert hat. Der Nachteil be- 
schrankt sich aber jedenfalls auf einen Wertunter- 
s c h i e d ; ist dieser ünterschied sehr gross, dann kann er 
sich in einigen Fallen von der Verbindlichkeit befreien. 
Für die verschiedenen Gestalten der Verbindlichkeit auf 
Gegenleistung ist über die Beziehung zwischen Leistung 
und Gegenleistung folgendes zu bemerken. Ist der Obligierte 
nur nach empfangener Gegenleistung zu leisten verpflichtet, 
dann ist, wie wir wissen, seine Verpfliohtung zu leisten 
eine Schuldverbindlichkeit ; die schon vorher auf ihn ru- 
hende Verbindlichkeit auf Gegenleistung hat nun eigentlich 
diesen Inhalt, dass er verpflichtet ist, durch Annahme der 
Gegenleistung jene Schuldverbindlichkeit entstehen zu lassen. 
Sie lastet auf seinem Vermogen mit dem Wert eines mögli- 
chen Wertunterschieds dadurch, dass der Wert der so ent- 
stehenden Schuldverbindlichkeit für ihn höher sein kann 
als der der Gegenleistung. Dasselbe gilt für alle Falie, in 
welchen jemand verpflichtet ist, Vorleistung anzunehmen. 
Weshalb die Verpflichtung zur Erfüllung Zug um Zug auf 
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dem Vermogen des Obligierten nur lastet mit einem even- 
tuellen Wertunterschied, brancht nicht erklart zu werden. 
Bei der Verpflichtung vorzuleisten liegt hierfür der Grund 
darin, dass durch die Leistung eine Schuldverbindlichkeit 
zu Gunsten des Obligierten entsteht. Diese Schuldverbind- 
lichkeit ist unter normalen Umstanden gleichbedeutend mit 
der Gewissheit, dass er die Gegenleistung erhalt^n wird. 
Dass er nicht zu leisten braucht, wenn diese Gewissheit 
nicht besteht, oder es sogar feststeht, dass er die Gegen- 
leistung nicht erhalten wird, ist im B. G. B. für zwei Falie 
anerkannt; 1. fiir den Fall, dass die Gegenleistung unmög- 
lich geworden ist infolge eines Umstandes, den er nicht zu 
vertreten hat (§ 323 und das Rücktrittsrecht des § 325), 
und 2. für den Fall, dass die Vermögensverhaltnisse des 
andern Teils die Erhaltung der Gegenleistung unsicher 
machen (§ 321). Weder das eine noch das andre ist im 
niederlandischen Recht im allgemeinen anerkannt; letzteres 
nur für den Fall des Konkurses (Art. 37 Fw.). In normalen 
Fallen ist die Gewissheit der Gegenleistung so gross, dass 
bei den meisten gegenseitigen Vertragen unbedenklich von 
der einen oder andern Seite vorgeleistet wird, auch ohne 
dass eine Verpflichtung dazu besteht; überhaupt kommt es 
in der Regel auf die Reihenfolge der Leistungen wenig an. 
Vï^enn daher, wie nach dem B. G. B. (§§ 320 und 322), 
überall wo keine Verpflichtung, vorzuleisten, übernommen 
ist, nur ein Anspruch auf Verurteilung zur Erfüllung Zug 
um Zug besteht, kann daraus nicht geschlossen werden, 
dass die Vertragschliessenden immer auch wirklich Erfül- 
lung Zug um Zug beabsichtigten, und ist z. B. nicht anzu- 
nehmen, dass da überall nur dadurch, dass der eine Teil 
leistet, der andre in Verzug gerat. 
Bei der Verpflichtung, vorzuleisten, muss noch einen 
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Augenblick stillgestanden werden. Erstens weil sich die 
Yerbindlichkeit auf Gegenleistung in dieser Gestalt am 
wenigsten von der Schuld verbindliehkeit unterscheidet ; ist 
auf Grund der erstgenannten Verpflichtung eine Verurteilung 
erfolgt, dann kann die Leistung im Wege der Zwangsvoll- 
streekuDg erzwungen werden in derselben Weise, wie eine 
einseitige. Zweitens iet, wie sich spater zeigen wird, für 
das niederlandische Recht die Möglichkeit nicht ausge- 
schlossen, dass überall, wo nicht der fordernde Teil zur 
Vorleistung verpflichtet ist, oder ausdrücklich ErfüUung 
Zug um Zug verabredet war, der andre Teil verurteilt 
werden kann, vorzuleisten. Die Verpflichtung, vorzuleisten, 
unterscheidet sich nach dem soeben gesagten von der 
Schuld verbindliehkeit dadurch, dass durch den Empfang der 
Leistung der Erapfanger zur Gegenleistung verpflichtet wird 
(falls er nicht schon freiwillig vorher geleistet hat). Es be- 
steht also eine gewisse Beziehung zwischen der erstgenann- 
ten Verpflichtung und einer Verpflichtung des andern 
Vertragsteils. Betrachtet man nun das aus gegenseitigen 
Vertragen entstehende obligationenrechtliche Verhaltnis als 
bloss zusammengestellt aus zwei Verpflichtungen, welche je 
nur die Bewirkung der von jeder Seite versprochenen 
Leistung zum Objekt haben — eine Betrachtungs weise, 
über welche das römische Recht nie hinaus gekommen 
ist — dann lasst sich diese Beziehung nicht gehörig erkla- 
ren. Dazu ist es unbedingt notwendig, zu unterscheiden 
zwischen der vom Vertragsschluss an bestehenden Verbind- 
liehkeit auf Gegenleistung und der nach erhaltener Gegen- 
leistung entstehenden Schuldverbindlichkeit. Wenn A dem 
B versprochen hat, ihm ein (bestim mtes) Pferd zu liefern 
für fl. 500, hat die daraus für A entstandene Verpflichtung 
ihren besondern Charakter (als Verbindliehkeit auf Gegen- 
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leistuDg) dem Umstand zu verdanken, dass, wenn die Lie- 
ferung des Pferdes stattfindet, eine Schuldverbindlichkeit 
entsteht, kraft weieher B verpflichtet ist dem A fl. 500 zu 
zahlen, und nicht einer gleichzeitig mit der des A 
(vom Vertragsschluss an) etwa bestehenden Verpflichtung 
des B, das Pferd anzunehmen. Letztere kann, wie oben 
schon angedeutet wurde, und jetzt naher ausgeführt werden 
soU, auch fehlen, ohne dass dadurch die Verpflichtung des 
A einen wesentlich andern Charakter erhalt. 

Nur dadurch, dass man, wie hier geschehen i8t,auf jeder 
Seite die unmittelbar aus dem Vertrag entstandene Verbind- 
lichkeit für sich uod als unabhangig von der mitunter auf 
der andren Seite gleichzeitig bestehenden Gebundenheit 
ahnlicher Art behandelt, und sie nur in Verbindung bringt 
mit einer spater eventuell aus einer Vorleistung entstehen- 
den Schuldverbindlichkeit, — nur dadurch können die ver- 
schiedenen Falie aufgeklart werden, in denen aus in der 
Regel gegenseitigen Vertragen nur auf einer Seite eine Ge- 
bundenheit entsteht. Man denke zunachst an den Fall, dass ein 
solcher Vertrag von zwei handlungsfahigen Personen absicht- 
lich 80 abgeschlossen wird, dass nur die eine obligiert sein 
soU. Wie die Polgen des Vertrages sich für beide Vertrags- 
teile darauf beschranken können, dass, wenn von der einen 
Seite geleistet wird, auch die Gegenleistung zu erfolgen 
hat, so dass keiner der Vertragschliessenden vorher zu etwas 
verpflichtet ist (Realvertrag), so können auch für den einen 
Vertragsteil die Folgen des Vertrages sich darauf beschran- 
ken, dass er zu leisten verpflichtet ist, wenn er die Gegen- 
leistung annimmt, wahrend der andre Teil sofort obligiert 
ist. A kann sich dem B verpflichten, ihm, wenn er es 
wünscht, für fl. 500 ein Pferd zu liefern, ohne dass Bsich 
verpflichtet, dem A das Pferd für den Preis abzünehmen; 
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oder umgekehrt, B verpflichtet sich, es dem A abzunehmen, 
ohne dass A sich yerpflichtet, es ihm zu liefern. Auch diese 
einseitige Yerbindlichkeit auf Gegenleistung kann in 
den drei oben beschriebenen Gestalten auftreten: Der Obli- 
gierte braucht nur zu leisten, nachdem er die Gegenleistung 
empfangen hat, die er jedoch anzunehmen verpflichtet ist, — 
oder er braucht nur zu leisten, wenn ihm die Gegenleistung 
angeboten wird, — oder er ist verpflichtet, vorzuleisten. — 
In der Regel nun ist die Yerpflichtung, zum Austausch von 
Leistung und Gegenleistung mitzuwirken auf beiden Seiten 
vorhanden. Dann ist das Bestehen einer ahnlichen Yerpflich- 
tung auf der andern Seite insofern erheblich, dass das ün- 
terbleiben der ErfüUung nach einer angemessenen Frist 
(nach niederlandischem Recht vom Richter zu bestimmen, 
Art. 1302 B. W.) dem andern Teil das Recht giebt, sich 
von der auf ihm ruhenden Yerpflichtung zu befreien (nach 
niederl. R. : Auflösung des Yertrags ; nach dem B. G. B. : 
Rücktritt). Dieses nun findet allerdings auf den Fall, dass 
nur der eine Yertragsteil gebunden ist, keine buchstabliche 
Anwendung, denn der nicht gebundene Teil kann sich nicht 
befreien von einer Yerpflichtung, welche für ihn nicht be- 
steht. Es ist aber nicht einzusehen, weshalb ihm nicht 
dennoch das Recht gewahrt werden soUte, seine Leistung 
zurückzufordern, falls er sie schon bewirkt hatte. Und auch 
wenn er noch nicht geleistet hatte, is die sogenannte Auf- 
lösung (ontbinding) des Art. 1302 B. W. für ihn nicht ohne 
Interesse, denn diese bewirkt nicht nur die Befreiung des 
Klagers, sie ist auch nötig urn das dort erwahnte Recht 
auf Schadenersatz zu begründen, welches voraussetzt, dass 
auch vom Beklagten keine ErfüUung mehr gefordert werden 
kann. (Das Rücktrittsrecht des § 326 B. G. B. ist nicht 
mit einem Anspruch auf Schadenersatz verbunden.) — Die 
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Gebundenheit kann aus verschiedenen Gründen eine ein- 
seitige Bein ; es gehören hierher z. 6. die sogenannten negotia 
claudicantia, aus denen uur der eine Teil gebunden ist, weil 
der andre Teil nicht geschaftsfahig war, und die Gebun- 
denheit aus dem Angebot eines gegenseitigen Yertrags an 
einen Abwesenden. In der Regel entsteht auch fur den an- 
fangs nicht gebundenen Teil, schon ehe er die Leistung des 
gebundenen Teils empfangen hat, eine Verbindlichkeit (auf 
Gegenleistung), infolge einer Erklarung seinerseits, welche 
je nach dem besondern Fall einen verschiedenen Inhalt hat. 
Auch der oben behandelte fertige, vollgültige Vertrag, wel- 
cher eine einseitige Gebundenheit absichtlich erzeugen soU, 
ist in der Regel nicht, wie oben angenommen wurde, auf 
der einen Seite Realvertrag; auch dort soU in der Regel 
der anfanglich nicht gebundene Teil, schon ehe ihm geleistet 
ist, sich durch eine Erklarung binden. Diese spater ein- 
tretende Verbindlichkeit auf Gegenleistung auf der andem 
Seite ist aber ebenso unerheblich wie eine gleichzeitige. 
Hier soU auch nur betont werden, dass eine Verbindlich- 
keit auf Gegenleistung auf der einen Seite vorhanden sein 
kann, ohne dass sie gleichzeitig auf der andem Seite vor- 
handen ist, und dass sie sich von einer einseitigen Ver- 
bindlichkeit im gewöhnlichen Sinne (Schuldverbindlichkeit) 
dadurch unterscheidet, dass, w e n n der Obligierte spater 
wirklich zu leisten hat, auch die Gegenleistung stattfin- 
den muss. 

Die Verbindlichkeit auf Gegenleistung kommt nicht nur 
vor bei den in der Regel gegenseitigen Geschaften, wie 
Kauf, Miete u. s. w., sondern mitunter jiuch bei in der 
Regel einseitigen Geschaften, welche übrigens, auch wenn 
sie in dieser Gestalt auftreten, nicht zu den gegenseitigen 
gerechnet zu werden pflegen. Insbesondre wird hier ge- 



Digitized by 



Google 



18 

dacht an die durch Vertrag übernommene Verpflichtung, 
ein Darlehn za geben. Hat ausserdem der andere Yertrags- 
teil sioh verpfliohtet, das Darlehn anzunehmen (der Darlehn- 
geber kann daran ein Interesse haben, wenn Zinsen bedun- 
gen sind), dann sind alle Elemente anwesend eines, wie 
man sagen könnte, beiderseitig bindenden gegenseitigen 
Vertrages. Was unterscheidet einen solchen Vertrag von 
denjenigen, welche man gegenseitige zu nennen pflegtPDie 
Frage ist ausserst lehrreich. Nehmen wir an, dass A dem 
B yersprochen hat, ihm am 1 Jan. 1901 fl. 500 auszu- 
zahlen, und B dem A, ihm am 1 Jan. 1902 diesen Be- 
trag nebst 5^/^ Zinsen, also im ganzen fl. 525, zurückzu- 
geben. Es ist nun erstens von vornherein klar, dass hier 
an zwei «elbstandige einseitige Yerpflichtungen, eine desA, 
dem B Anfang 1901 fl. 500 zu zahlen, und eine des B, 
dem A Anfang 1902 fl. 525 zu zahlen, nicht gedacht wer- 
den kann; völlig abstrakte Yertrage in diesem Sinne, das 
würde heissen völlig sinnlose, giebt es nicht. Die Verpflich- 
tung des A ist nicht, fl. 500 zu geben schechthin, sondern 
fl. 500 zu geben als Darlehn, d. h. mit der Massgabe, 
dass B. ihm nach einiger Zeit denselben Betrag zurückzahlt. 
Ebensowenig ist die Verpflichtung des B, fl. 525 zu geben 
schlechthin, sondern fl. 500 z u r ü c k zugeben, und fl. 25 
zu zahlen als Zinsen, d. h. als Entgelt für ein erhal- 
tenes Darlehn. Beide Verpflichtungen setzen voraus, dass 
die Darlehnsumme wirklich ausgezahlt ist. Besonders die 
Verpflichtung, das Dargeliehene zurückzuzahlen, entsteht 
erst durch die Auszahlung, und sogar a u s der Aus- 
zahlung der Darlehnssumme, mehr noch als aus dem Vertrag. 
Beim Darlehn hat man diesen Zusammenhang im allge- 
meinen nie yerkannt. Ungefahr dasselbe aber kom mi, wie 
wir wissen, auch bei gegenseitigen Vertragen vor. Nehmen 
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wir aa, dass A dem B versprochen hat, ihm den 1. Jan. 
1901 ein Pferd zu liefern, und B dem A, ihm den Kauf- 
preis ad fl. 500 nebst 5 ^/^ Zinsen zu zahlen ein Jahr nach 
der Lieferung. Aus diesem Yertrag kann im Prinzip ein 
Anspruch auf Zahlung des Eaufpreises auch nur entstehen 
durch die Lieferung der verkauften Saohe. Zwischen beiden 
Pallen besteht aber folgender TJnterschied. Wenn auch im 
letztern Pall yerabredet ist, dass erst einige Zeit nach 
der Lieferung gezahlt werden soU, so würde doch der 
Zweck des Vertrags als Kaufvertrag, d. h. der Aus- 
tausch von Sache und Eaufpreis, ebensogut dadurch er- 
reicht werden können, dass gleichzeitig geliefert und ge- 
zahlt würde, oder zuerst gezahlt und dann geliefert. Es 
ist daher z. B. denkbar, dass man dem Yerkaufer, falls 
der Eaufer langer als ein Jahr im Verzug der Annahme 
bleibt, das Recht einraumt auf Zahlung des Eaufpreises zu 
klagen (anders § 322 Abs. 2 B. G. B.). Beim Darlehn 
dagegen hatte erstens eine gleichzeitige Auszahlung und 
Rüokzahlung keinen Sinn, und würde auch der Zweck des 
Vertrags als Darlehnsvertrag, d. h. ein Darlehn von A an 
B, yerfehlt werden, wenn B zuerst etwas an A auszahlte, 
und dieser spater dieselbe Summe an B zurückgab. Die 
Reihenfolge der Leistungen ist für den Eaufvertrag im all- 
gemeinen gleichgültig, für den Darlehnsvertrag wesentlich. 
Zur ErfüUung des letztern gehort notwendig, erstens dass 
zwischen den beiden Leistungen einige Zeit vergeht, und 
zweitens dass die Leistung des Darlehngebers vorangeht. Es 
entsteht also beim Darlehn notwendig eine Schuldverbind- 
lichkeit, und zwar notwendig auf Seiten eines vorher be- 
stimmten Yertragsteils. Dass der Darlehnsvertrag zu den 
einseitigen gerechnet zu werden pflegt, hat darin seinen 
ersten Grund. Zu den Realvertragen des römischen Rechts 
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wurde oben bemerkt, dass auch beim Tausch immer nur 
e in e Hauptverbindliehkeit, und zwar eine Schuldverbind- 
lichkeit, entsteht; es ist dann aber in der Regel nicht im 
voraus bestimmt, auf welcher Seite sie entstehen wird. Ein 
zweiter Grund liegt darin, dass beim Darlehn die Verpflich- 
tung, es zu geben, oder die, es anzunehmen, erst in spaterer 
Zeit vorkommt (vgl. für das römische Recht in Bezag auf 
das erste fr. 68 D. 45,1 ; in Bezug auf das letzte fr. 30 
D. 12,1). Drittens kann vielleicht auch jetzt noch im Zweifel 
angenommen werden, dass bei einem verabredeten Darlehn 
die Yertragschliessenden sich nicht haben verpflichten wol- 
len, es zu geben und es anzunehmen, wahrend bei in der 
Regel gegenseitigen Vertragen sofortige Gebundenheit auf 
beiden Seiten zu vermuten ist. — In Bezug auf die in 
der Regel gegenseitigen Yertrage geht aus dem Gesagten 
hervor, dass sie wesentlich Tauschvertrage sind in 
einem weitern Sinne, zu deren essentialia die Verschieden- 
heit der Leistungen gehort ; sie sollen hier fortan so genannt 
werden, und, wenn nötig, als einseitig und beiderseitig bin- 
dende Tauschvertrage unterschieden werden. Zu den Ver- 
tragen der andern Kategorie, welche Kreditvertrage 
genannt werden sollen, gehort nur das Versprechen, ein Dar- 
lehn zu geben, obwohl es nicht undenkbar ware, dass nur 
zum Zweck der Kreditverleihung die Rückgabe von etwas 
anderm als dem Empfangenen verabredet würde. Eher lasst 
sich sagen, dass eine Verabredung, nach welcher dasselbe 
zurückgegeben werden soU, nur Kreditverleihung bezwecken 
kann; dabei macht es keinen Unterschied, wenn mit der 
Kreditverleihung eine Art Aufbewahrung in genere be- 
zweckt wird (depositum irregulare, das houtige Deposito), 
oder vielmehr eine fruchttragende Verwaltung des Darge- 
liehenen durch den Darlehnsempfaoger auf eigene Gefahr 



Digitized by 



Google 



21 

für den Darlehnsgeber (vgl. § 700 B. Q. B.). Wie bei jeder 
Ëinteilung, so kann auch hier die Unterbringung einiger 
Vertrage bei der einen oder der andern Eategorie ihre 
Schwierigkeit haben; wie aus dem Obigen hervorgeht, ist 
es denkbar, dass zwei Vertrage sich hauptsachlich nur unter- 
scheiden durch ihre Analogie mit weiter aus einander lie- 
genden Pallen. 

Die letzten Seiten handeln sehliesslich mehr von der 
Ëinteilung der Vertrage als von der der Obligationen ; 
es war das aber nötig, um zu zeigen, wie aus verschie- 
denartigen Vertragen gleichartige Verbindlichkeiten ent- 
stehen können. Wenn auch, wie aus den oben gegebenen 
Beispielen hervorgeht, die Verpflichtung, ein Darlehn zu 
geben, nicht in jeder Beziehung dieselbe ist, wie die Ver- 
pflichtung, vorzuleisten bei einem Eauf, so sind doch beide 
Verbindlichkeiten auf Gegenleistung, weil bei beiden der 
Obligierte, wenn er leistet, dadurch einen Anspruch gewinnt 
auf eine Gegenleistung. Ebenso sind die Verpflichtung, ein 
erhaltenes Darlehn zurückzuzahlen, und die Verpflichtung, 
den Kaufpreis zu zahlen für ein erhaltenes Pferd, beide 
Schuldverbindlichkeiten. 

Der Hauptunterschied zwischen Schuldverbindlichkeit und 
Verbindlichkeit auf Gegenleistung liegt, wie gesagt, im 
Vermögenswert ; erstere hat im Prinzip den Wert der 
Leistung, zu welcher der Obligierte verpflichtet ist, der 
Wert des letztern ist das sogenannte ErfüUingsinteresse. Der 
Unterschied spricht sich daher am deutlichsten aus, wo das 
Unterbleiben der ErfüUung zu einer Astimation des Interesse 
führt, entweder so, dass der Obligierte von yornherein nur 
zur Zahlung eines Geldbetrages verurteilt wird, oder in der 
Weise, dass er zwar zu einer bestimmten Leistung verur- 
teilt wird, bei deren Unterbleiben aber im Wege der Zwangs- 
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Yollstreckung nur ein Geldbetrag erhalten werden kann. 
Bezeichnend ist es in dieser Beziehnng, dass nach römi- 
schem Recht, wer sich mittelst Stipulation yerpflichtet hatte, 
ein Darlehn zu geben, nicht verurteilt werden konnte zur 
Zahlung des versprochenen Betrages, sondern nur zur Er- 
stattung des Interesse, weshalb es sich empfahl, eine Gon- 
yentionalstrafe zu stipulieren (ygl. das oben citierte fr. 68 
D. 45, 1). Daraus geht hervor, dass die römische condem- 
natio sich nicht nur auf eine Geldcondemnation beschrankte, 
sondern in der That auf eine Erstattung des Interesse, und 
diese Eigentümlichkeit somit nicht ausschliesslich durchdie 
Technik der ZwangsyoUstreckung bedingt war. Bemerkens- 
wert ist auch, dass man sich in diesem Fall nicht der ein- 
fachen Stipulation auf geben (spondesne C dare P) bediente, 
m. a. W. dass eine stipulatie credendi causa nicht vorkam. 
Es fehlte also im römischen Recht entweder die Möglichkeit 
oder die Sitte, sich die wirkliche Auszahlung eines Darlehns 
zu sichern. Nach niederlandischem Recht ist es fraglich, 
ob demjenigen, der in obligierender Weise (im Zweifel 
muss, wie schon bemerkt wurde, angenommen werden, dass 
nur ein Realvertrag beabsichtigt war) yersprochen hat, ein 
Darlehn zu geben, im Wege der ZwangsyoUstreckung der 
versprochene Betrag genommen werden kann. Auch die 
Tauschyertrage bieten in dieser Beziehung yiel TJnklares, 
wie überhaupt das sogenannte materielle Prozessrecht, für 
welches eine Litteratur fast ganzlich fehlt, und wobei die 
Praxis sich hauptsachlich leiten lasst yon einem, durch 
Tradition entstandenen, unmittelbaren Empfinden. Es soU 
hier nur zweierlei bemerkt werden : 1. Wer aus einem 
Tauschyertrage klagt, pflegt, wenn er seinerseits geleistet 
hat, dieses in der Klageschrift zu behaupten. 2. Wenn noch 
yon keiner Seite geleistet ist, wird fast immer Auflösung 
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des Vertrags und Erstattung des Erfüllingsinteresse gefor- 
dert. — Nach dem B. G. B. soll derjenige, welcher auf 
Grund der Nichterfüllung von Seiten des andern Teils vom 
Vertrage zurücktritt, keiaen Anspruch haben auf das Er- 
füUuagsinteresse. In den Motiven zum Entw. I. Les. (II, 
S. 211, ad § 369) wird darüber gesagt: „Rücktritt undaus 
„dem Vertrage entspringender Anspruch auf Schadenersatz 
„schliessen sich aus. Denn der Riicktritt soll die Betheiligten 
„in die Lage versetzen, als ob der Vertrag nicht geschlossen 
„ware (§ 427). Hiermit vertragt sich ein Anspruch auf das 
„Erfüllungsinteresse nicht." Es ist jedoch die Frage gestattet, 
ob es wirklich richtig oder angemessen war, dieses Rück- 
trittsrecht dem vertragsmassigen Rücktrittsrecht gleichzu- 
stellen, das nicht wie dieses voraussetzt, dass die ErfüUung 
durch die Schuld des andern Telles unterbleibt. A und B 
haben einen Tauschvertrag geschlossen. Nehmen wir an, es 
sei ein Tausch in engerm Sinne vereinbart; A soU dem B 
die Sache a liefern, und dieser dafür dem A die Sache b. 
A wünscht, dass der Vertrag erfüllt werde ; B verweigert 
seine Mitwirkung. Wird nun dem B, entweder nach Art. 1302 
B. W. vom Richter, oder nach § 326 B. G. B. von A, 
eine Nachfrist bestimmt, und ist B bis nach deren Ablauf 
saumig geblieben, dann ist davon die Wirkung, dass, wenn 
auch A es ist, der die ErfüUung ablehnt, doch nicht dieser, 
sondern B, für die Nichterfüllung verantwortlich zu machen 
ist. A kann das in zweifacher Weise ausnutzen. Er kann 
seinerseits leisten, oder, wenn er schon geleistet hatte, B 
das schon Geleistete behalten lassen, und hat dann Anspruch 
auf Ersatz des Schadens, den er dadurch leidet, dass ihm 
die Sache b nicht geliefert ist. Er kann aber auch die Sache 
a behalten, oder, falls er sie schon geliefert hatte, zurück- 
fordern. Erhalt er sie zurück, dann ist allerdings der Zu- 
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stand hergestellt, der bestanden haben würde, wenn das 
Geschaft nicht zu stande gekommen ware. Das ist indessen 
nicht genug, denn B war verpflichtet, dafür zu sorgen, dass 
er statt der Sache a die Sache b bekommen soUte, und es 
ist seine Schuld (die Schuld des B), dass das nicht geschehen 
ist; er ist also verpflichtet, dem A das Interesse zu erstatten, 
das er daran hatte (daran, dass er die Sache b bekam statt 
der Sache a). — Es war hier deshalb über diese Frage zu 
sprechen, weil in der Verpflichtung, das Erfüllungsinteresse 
zu erstatten, sich das Wesen der Verbindlichkeit auf Ge- 
genleistung klar und deutlich ausspricht. Das Erfüllungs- 
interesse ist der Wert der Yerbindlichkeit auf Gegenleistung. 
So hat man es übrigens auch immer verstanden, wenn die 
Erfüllung infolge des Eonkurses des einen Yertragsteils 
unterbleibt. 

Past immer, sagten wir, wird, wenn noch von keiner Seite 
geleistet ist, Auflösung und Schadenersatz gefordert. Eann in 
jenem Stadium auch Leistung gefordert werden, und unter 
welchen Yoraussetzungen ? Muss der Klager vor oder bei 
Erhebung der Klage seinerseits Leistung anbietenP Muss 
er sich wenigstens bereit erklaren, auch seinerseits zu leisten P 
Ist infolgedessen der Beklagte so zu verurteilen, dass er 
nicht zu leisten braucht, wenn ihm nicht die Leistung des 
Klagers angeboten wird (Yerurteilung zur Erfüllung Zug 
um Zug)P Muss die Klage von vornherein beschrankt wer- 
den auf eine Yerurteilung zur Erfüllung Zug um ZugP 
Die niederlandischen Gesetzbücher enthalten darüber keine 
Bestimmungen ; es ist lediglich zu entscheiden nach der 
Natur der gegenseitigen Yertrage und der mutmasslichen 
Absicht der Yertragschliessenden. Hier soll nur folgendes 
bemerkt werden. Wie von vielen behauptet wird, ist im 
allgemeinen keiner verpflichtet, zu leisten, wenn ihm nicht 
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die GegenleistuDg angeboten wird. Daas etwas derartiges 
dem praktischen Bediirfnis entspricht, oder entsprechen 
würde, soll hier nicht in Frage gestellt werden ; ob es nicht 
im allgemeinen der Absicht der Yertragsohliessenden ent- 
spricht, soll ebenfalls dahingestellt bleiben; dass es aber 
logischerweise aus dem Wesen der Tauschvertrage her- 
Yorgehe, muss entschieden verneint werden. Dass der Klager 
ein verschiedenes Recht hat, je nachdem er schon geleistet 
hat oder noch nicht, wird hier darzulegen versacht; es 
kommt aber im letztern Fall weniger an auf die ErfüUung 
Zug um Zug, als auf etwas andres. 'Es wird sowohl von 
denen, die nur ein Recht auf ErfüUung Zug um Zug 
annehmen, wie auch hier, da von ausgegangen, dass, wenn 
der Klager noch nicht geleistet hat, die Leistungspflicht 
des Beklagten sich dadurch von einer einseitigen Verbind- 
liohkeit unterscheidet, dass sie in einer gewissen Beziehung 
«teht zu einer künftigen Leistung, oder, wenn man will, 
zu einer Leistungspflicht, auf Seiten des Klagers. Diese Be- 
ziehung besteht aber nicht darin, oder braucht nicht not- 
wendig darin zu bestehen, dass der Beklagte nur nach 
oder gleichzeitig mit dem Klager zu leisten hat, sondern 
darin, dass der Klager überhaupt noch zu leisten hat. 
Kbllbr (Jahrb. f. d. gem. Recht, IV, S. 341) unterstellt, 
dass ein Pferd verkauft ist für 200 Thlr., und f ragt dann : 
„Wird etwa der Kaufer denken :der ist mir dies 
„Pferd schuldig geworden, gleich als wenn es 
„ihm schenk weise versprochen wareP oder der Verkaufer: 
„der ist mir 200 Thlr. schuldig geworden, 
„gleich als wenn er ihm diese Summe dargeliehen hatteP 
„Gewiss nicht." Nach Keller liegt nun der ünterschied 
darin, dass diese Leistungen nur beansprucht werden können, 
wenn die Gegenleistung angeboten wird. Wir können aber 
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fragen: Wenn einör der beiden verpfliehtet ist, v^orzuleisten, 
sehuldet er dann etwa seine Leistung, als ob er sie schenk- 
weise versprochen batte, oder als ob er ein Darlehn erbalten 
batte? Einfaobe Yerurteilung zur Leistung obne weiteree 
kann nur derjenige fordern, sagt Eeller (p. 343), der 
seinerseits geleistet bat. „Soll er dies mit Recbt fordern 
„können, dann muss die von seiner Seite bereits gescbebene 
„ErfüUung, oder was ibr gleicbkommt, vorliegen, und solcbe 
„gebört dann allerdings unentbebrlicb zu seinem Klagegmnd, 
„denn durcb diese Tbatsacbe erst ist seine Forderung zu 
„einer einseitigen, selbstandigen und absoluten geworden." 
Wenn aber der Beklagte verpflicbtet ist, v^orzuleisten, dann 
ist seine Yerpflicbtung ebensowenig eine „einseitige, selb- 
standige und absolute'' und doch muss er da verurteilt 
werden können, zu leisten, obne dass ihm die G-egenleistung 
angeboten wird. Darin kann also nicht das Merkmal liegen 
der Verbindlichkeit auf Gegenleistung. Und zwar nicht nur,- 
weil das Recht, die Leistung bis zur Bewirkung der G-egen- 
leistung zu verweigem, in bestimmten Fallen yertragsmassig 
ausgeschlossen sein kann, sondern weil, obne dass dadurch 
das Wesen der gegenseitigen Vertrage verkannt würde, auch 
angenommen werden kann, dass es, wo die Gesetze darüber 
sch weigen, nur vorhanden ist, wenn es ausdrücklich verein- 
bart ist. Es kann auch angenommen werden, dass die 
Reihenfolge der Leistungen, wenn darüber nichts vereinbart 
ist, den Yertragschliessenden gleichgültig war, und dass der- 
jenige zuerst zu leisten bat, von dem zuerst Leistung gefordert 
wird. Ob das im allgemeinen der Absicht der Parteien wider- 
sprechen würde, ist hier die Frage nicht, sondern ob es 
dem Wesen der gegenseitigen Vertrage widersprechen würde. 
Es würde das ebensowenig wie die Zulassigkeit einer ver- 
tragsmassigen Yorleistungspflicht. Im normalen Fall, wenn 
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freiwillig geleistet wird, und von einem Prozess keine Rede 
ist, wird unbedenklich vom einen oder vom andern Teil 
vorgeleisfcet. Weshalb das möglich ist, haben wir oben ge- 
seheo. Wer zuerst leistet, erhalt dadurch ein einseitiges 
Forderungsrecht auf die Gegenleistung ; wo auf der andern 
Seite anfangs ebenfalls nur eine Yerbindlichkeit auf Gegen- 
leistung bestand, besteht, nacbdem die erste Leistung statt- 
gefunden bat, eine Schuldverbindlichkeit. Dieses einseitige 
Forderungsrecht auf die Gegenleistung bat unter normalen 
ümstanden den Wert der Gegenleistung. Das Zurückbehal- 
tungsrecht ist, wo es vorbanden ist, nur eine Sicberung 
der Gegenleistung (vgl. fr. 13, § 8 D. 19, 1); das Wesent- 
liche ist der Ansprucb auf die Gegenleistung, und ein 
solober Ansprucb entstebt aus der ersten Leistung immer, 
ungeacbtet, ob freiwillig vorgeleistet wird oder infolge einer 
Verurteilung, und im letztern Pall ungeacbtet, ob die Ver- 
pflicbtung, vorzuleisten, vertragsmassig übernommen war, 
oder nur versaumt war, die Leistungspflicht auf Erfüllung 
Zug um Zug zu bescbranken. 

Wir nebmen also für das niederlandiscbe Recbt an, dass, 
WO nicbt der Klager vorzuleisten bat, oder aus irgend einem 
Grunde nur eine Verpflicbtung zur Erfüllung Zug um 
Zug als vorbanden zu betracbten ist, aucb auf Grund einer 
Verbindlicbkeit auf Gegenleistung auf Verurteilung zur 
Leistung obne weiteres geklagt werden kann, und nicbt 
nur auf Verurteilung zur Erfüllung Zug um Zug. Stebt 
nun eine solcbe Verurteilung völlig gleicb mit der Ver- 
urteilung auf Grund einer Scbuldverbindlicbkeit, wie sie 
z. B. erfolgt, wenn der Klager scbon geleistet bat? Das ist 
gewiss nicbt der Pall, wenn es aucb aus der eigentlicben 
Verurteilung, dem Tenor des ürteils, nicbt bervorgebt. 
Darin spricbt sicb in diesem Pall nun allerdings die Be- 
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deutung des ürteils nicht so deutlich aus, wie es zu wüd- 
schen ware. Aueh wenn nicht verarteilt wird zur ErfüUung 
Zug um Zug, soUte doch möglichst deutlich im Urteil aus- 
gedrückt werden, dass verurteilt wird zu einer Leistung 
auf G-egenleistung. Der Umstand, dass durch den Empfang 
einer Leistung eine Schuldverbindlichkeit entsteht, kraft 
welcher der Empfanger eine G-egenleistung zu machen hat, 
macht in einem gewissen Sinne die Leistung zu einer an- 
dern ; jedenfalls wird dadurch die Leistungspflicht eine andre, 
und ebenso die Yerurteilung zur Leistung. Am deutlichsten 
tritt das beim versprochenen Darlehn zum Yorschein. Wenn 
A dem B yersprochen hat, ihm ein Darlehn zu geben von 
fl. 500, wird er ihm diesen Betrag nicht geben auf die 
Behauptung des B hin, dass er diesem aus einem frühern 
Geschaft noch fl. 500 schuldet ; er wird das Geld nur geben, 
wenn B anerkennt, durch den Empfang Schuldner des A zu 
werden. Verlangt er einen schriftlichen Beweis der Auszah- 
lung, dann wird er sich nicht begnügen mit einer einfachen 
Quittung, aus welcher zu schliessen ware, dass er dem B die 
Summe geschuldet hatte, sondern er lasst ihn erklaren, dass er 
sie als Darlehn empfangen hat, oder auch nur dass er ihm 
fl. 500 schuldet oder zu zahlen verspricht. Ist es in einem 
solchen Falie möglich, den A verurteilen zu lassen zur 
Zahlung von fl. 500, dann soUte er auch nur verurteilt wer- 
den, sie als Darlehn zu zahlen. Dasselbe gilt nun auch für 
ïauschvertrage, wenn es dort auch nicht so deutlich zum 
Yorschein tritt. Wie derjenige, welcher aus einer Schuld- 
verbindlichkeit zu fordern berechtigt ist, nur eine Leistung 
anzunehmen braucht, die ihm gemacht wird als eine ge- 
schuldete, so braucht derjenige, welcher zur Leistung auf 
Gegenleistung verpflichtet ist, nur zu leisten, wenn seine 
Leistung angenommen wird als eine nicht geschuldete, im 
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Gegenteil, als eine, infolge deren der Empfönger zu schul- 
den anfangt. Spater soU bemerkt werden, dass es nach der 
heutigen Sitte nicht üblich ist, auf Grund einer Verbindlich- 
keit auf Gegenleistung ein Schriftstück abzugeben, in welchem 
einfach eine Leistungspflicht anerkannt wird, unbedingt, 
ohne die für die Leistung erwartete Gegenleistung zu er- 
wahnen. Wenn nun auch das ürteil eine Erkennung, ein 
Erkenntnis, sein soll, und nicht bloss eine Ermachtigung 
zur ZwangsYoUstreckung, wenn es das zwischen den Parteien 
bestehende Yerhaltnis klarstellen soll, dann müsste, wenn 
jemand auf Grund einer Verbindlichkeit auf Gegenleistung 
verurteilt wird, zu leisten, auch dabei die Gegenleistung 
erwahnt werden. Wer ein Pferd verkauft hatte für fl. 500, 
müsste verurteilt werden, das Pferd zu liefern „gegen 
Zahlung", d. h. mit der Massgabe, dass der Kaufer zu 
zahlen hatte, wenn auch nicht Zug um Zug. Darauf, nam- 
lich auf die Anerkennung, dass der Klager, wenn er die 
Leistung érhalt, auch seinerseits zu leisten bat, kommt es 
an, mehr als auf die ErfüUung Zug um Zug. Auch in einer 
solchen Verurteilung würde der wirkliche Charakter der 
Verbindlichkeit auf Gegenleistung sich deutlich aussprechen. 
— Nun ist aber zu bemerken, das in der jetzigen Praxis 
auf einem Umwege thatsachlich dasselbe erreicht wird. 
Nehmen wir einen Augenblick an, dass auf Grund einer 
Verbindlichkeit auf Gegenleistung nur eine Verurteilung 
wie die soeben beschriebene erfolgen könnte, dann müsste 
selbstverstandlich die Klage eine ahnliche Klausel enthalten. 
Nun enthalt aber thatsachlich, wenn auch in andrer Porm, 
die Klageschrift nach der jetzigen Praxis schon dasselbe. 
Denken wir uns, dass A dem B für fl. 500 ein Pferd ver- 
kauft hat. Möglicherweise kann nun A, auf die einfache 

Behauptung hin „dass B ihm ein Pferd verkauft habe für 
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fl. 500", ohne weiteres fordern, dass dieser verurteilt werde, 
es ihm zu liefern. Er kann aber keineswegs ohne weiteres 
geitend machen, ,,dass B ihm versprochen habe, ihm ein 
Pferd zu liefern", ohne etwas von Kauf oder Eaufpreis zu 
erwahnen. Mit einer solchen Elage würde er in den Nie- 
derlanden, wie in Frankreich und in Deutschland, ohne 
Zweifel abgewiesen werden, wenn es sich herausstellte, dass 
kein einseitiges Versprechen, sondem ein Tauschvertag zu- 
stande gekommen war. Man hat das in yerschiedener Weise 
zu motivieren versucht. Ifach der herrschenden Auffiassung 
enthielte der Kaufvertrag allerdings ein solches Versprechen, 
es könnte aber nur unter Angabe des „Bestimmungsgrundes" 
oder etwas derartigem geitend gemacht werden ; der Klager 
hatte die das Versprechen begleitenden Umstande darzu- 
legen, u. s. w. Das alles ist immer ziemlich unbestimmt ge- 
blieben ; ein allgemeiner Ausdruck für das, was der Klager 
in den weit auseiqander liegenden Fallen, in denen nach 
dieser Theorie ein „materielier" oder „Causal"-vertrag vor- 
liegt, anzuführen hatte, war nicht zu finden. Man musste 
notwendig auf ein jus in causa positum verweisen, m. a. W. 
auf das juristische Empfinden. Eben die Gesetze dieses 
Empfindens hat aber die Rechtswissenschaft an erster Stelle 
zu erforschen. Der eigentliche Qrund, weshalb die oben er- 
wahnte Klage im angedeuteten Falie nicht genügen würde, 
ist, dass B überhaupt nicht versprochen hat, schlechthin 
ein Pferd zu liefern (nicht, dass er es nicht schlechthin 
versprochen hat), sondern nur, ein Pferd zu liefern gegen 
Zahlung von fl. 500, m. a. W. dass er nicht eine Schuld- 
verbindlichkeit, sondern eine Verbindlichkeit auf Gegen- 
leistung übernoramen hat. — Wird nun, wie also erforder- 
lich ist, vom Klager ausgeführt, „B habe ihm versprochen, 
ihm ein Pferd zu liefern gegen Zahlung von fl. 500", oder. 
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was dasselbe ist, „B habe ihm für fl. 500 ein Pferd ver- 
kauft", und erfolgt daraufhin die Yerurteilung des fi, das 
Pferd zu liefern, dann wird thatsachlich nicht nur aus der 
Elage, sondem auch aus dem Urteil hervorgehn, dass es 
sich handelt um eine Leistung auf Gegenleistung, und zwar 
weil das Urteil als Q-anzes auch die Klage zu enthalten 
pflegt. Der eigentliche Inhalt der Yerurteilung ist in der 
Elage zu suchen; diese ist wie eine Bitte, welche vom 
Richter in der Regel nur rait „bewilligt" oder „nicht be- 
willigt" beantwortet wird. 

Das veranlasst indessen noch eine andre Frage. Wenn 
Elage erhoben wird aus einem gegenseitigen Yertrag, und 
noch von keiner Seite geleistet ist, wird das in der Regel 
aus der Elage hervorgehn. Muss das auch zur Bedingung 
gestellt werden für die Richtigkeit der Elage ? Muss in der 
Elage in irgendwelcher Porm anerkannt werden, dass von 
Seiten des Elagers noch nicht geleistet ist? Das in diesem 
§ Ausgeführte giebt zu einer solchen Frage einige Yeran- 
lassung. Nur nachdera der Elager geleistet hat, ist seine 
Forderung eine einseitige; sie kann also vorher nicht wie 
eine einseitige geitend gemacht werden. Wenn in der Elage 
nur eine Leistungspflicht des Beklagten behauptet, und 
keine Leistungspflicht des Elagers erwahnt wird, und dar- 
aufhin eine Yerurteilung erfolgt, könnte daraus geschlossen 
werden, die Leistungspflicht des Beklagten sei eine ein- 
seitige gewesen, und der Elager hatte schon geleistet. Ware 
eine solche Schlussfolgerung gerechtfertigt, dann müsste die 
Elage abgewiesen werden; der Beklagte könnte verlangen, 
dass im Prozesse, wie bei der Leistung, feststande, dass 
noch eine Gegenleistung zu erfolgen hat. Einem derartigen 
Zweck, wenn auch keinem andern, könnte die Erklarung 
des Elagers dienen, er sei bereit, wenn der Beklagte, die 
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geforderte Leistung macht, auch die Q-egenleistung zu 
machen. Eine solche Erklarung wird immer dazu beitragen, 
den Rechtstreit klarzustellen, auch wenn sie sonst keine 
direkten materiellen Folgen hat. lm allgemeinen ist es fast 
undenkbar, dass wahrend des ganzen Prozesses dahingestellt 
bleibt, und auch aus dem ürteil nicht ersichtlich ist, ob 
der Klager schon geleistet hat oder nicht. Dennoch muss 
die gestellte Frage vemeint werden. Allerdings ist in zehn 
Fallen neunmal die einfache Elage auf Leistung aus einem 
Tauschyertrag, sagen wir die Elage auf Zahlung eines Kauf- 
preises, eine Elage auf Zahlung für vprkaufte und g e- 
lieferte Waren. Wenn aber einmal auch vor der Liefe- 
rung ohne weiteres auf Zahlung des Eaufpreises geklagt 
werden kann, ist sie es nicl^t, wenn nicht ausdrücklich be- 
hauptet wird, die Lieferung. hatte stattgefunden. Dann aber 
muss auch angenommen werden, dass, wenn eine Verur- 
teilung erfolgt auf die Elage hin: „der Beklagte hat von 
mir ein Pferd gekauft für fl. 500, und nun fordre ich, dass 
er verurteilt werde, mir diesen Betrag zu zahlen", — dass 
damit dann auch nicht ausgemacht ist, dass der Elagerdas 
Pferd schon geliefert hatte. Der Beklagte kann also spater 
noch die Lieferung des Pferdes fordern, und der ursprüng- 
liche Elager hat, wenn er dann behauptet, die Lieferung 
hatte daraals schon stattgefunden, das zu beweisen. Wollte 
man das letztere verneinen, dann müsste man die oben ge- 
stellte Frage bejahen. 
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§ 3. Einteilung der Vertrage; die einzelnen Vertrage 
und die daraus enstehenden Yerbindlichkeiten. 

Wie aus verschiedenartigen Vertragen gleichartige Ver- 
bindlichkeiten entstehen können, und also die Verbindlich- 
keiten nicht eingeteilt werden können nach den Vertragen, 
aus welchen sie entstanden sind, so können aus demselben 
Vertrag verschiedenartige Verbindlichkeiten entstehen, und 
ist also auch eine consequent durchgeführte Einteilung der 
Vertrage nach den aus ihnen entstehenden Verbindlichkeiten 
nicht möglich. Nur aus e i n e m Vertrag entsteht eine ein- 
zige Verbindlichkeit, namlich aus dem sogenannten Schuld- 
versprechen, dem auf das Erzeugen einer unbedingten 
Schuldverbindlichkeit gerichteten Vertrag. Hier aber kommt 
es weniger an auf die Einteilung der Vertrage, als darauf, 
die wichtigsten der üblichen Vertrage zu untersuchen in 
Bezug auf die Art der durch sie erzeugten Verbindlichkei- 
ten. Bei den meisten Vertragen ist indessen eine Hauptver- 
bindlichkeit zu unterscheiden, und daraus kann, wenn auch 
keine Einteilung, doch eine gewisse Reihenfolge für die 
Behandlung der verschiedenen Vertrage entlehnt werden. 

Zuerst können danach die Vertrage genannt werden, aus 
denen eine Hauptverbindlichkeit entsteht, welche nicht zu 
einer Wertleistung verpflichtet ; es wird dabei jedoch nur 
an solche Verpflichtungen gedacht, an welchen, wenn sie 
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auch für den Obligierten keinen Vermogensschaden bedeu- 
ten, dennocb der Bereehtigte ein Yermögensinteresse hat. 
Zu diesen Vertragen muss nun aber gleich bemerkt wer- 
den, dass, wenn einer solchen Verpflichtung nicht nachge- 
kommen wird, eine Schuldverbindlichkeit entsteht, kraft 
welcher der Obligierte den Schaden zu ersetzen hat, der 
für den Berechtigten aus dem Nichtnachkommen entstanden 
ist. In diesem Sinne entsteht aus jedem obligatorischen 
Vertrag unter Umstanden eine Schuldverbindlichkeit ; daher 
ist es auch, wie wir spater sehen werden, manchmal zwei- 
felhaft, ob nicht der Vertrag unmittelbar auf die Begrün- 
dung dieser eventuellen Schuldverbindlichkeit gerichtet war. 
Als reiner Freundschaftsdienst kann eigentlich nur die 
(unentgeltliche) Annahme eines Auftrags betrachtet wer- 
den. Dabei zeigt sich jedoch die Eigentümlichkeit, dass 
der Obligierte sich durch einfache Kündigung (zur rechten 
Zeit) von seiner Verpflichtung befreien kann, dass er also 
überhaupt nicht eigentlich obligiert, gebunden, ist; oder 
man müsste das Vorhandensein einer alternativen Obligation 
annehmen, die entweder auf Besorgung des übernommenen 
Geschafts oder auf Kündigung ging, eine Construktion, die 
nicht gerade natürlich ware. Ebenfalls ein reiner Freund- 
schaftsdienst ware die Übernahme der Verpflichtung, eine 
Sache in Verwahrung zu nehmen ; dieselbe kommt jedoch 
selten vor. Der Verwahrungsvertrag, wie er vorzukommen 
pflegt, ist Realvertrag; nach der Übergabe der zu verwahren- 
den Sache entsteht jedoch nicht nur die Verpflichtung, 
für dieselbe zu sorgen, sondern auch die Verpflichtung, sie 
zurückzugeben. Das letzte ist ebenfalls keine Wertleistung, 
aber doch eine Leistung ganz andrer Art als z. B. die 
Besorgung eines Geschafts oder ein sonstiger Freundschafts- 
dienst; sie steht der Wertleistung sehr nahe, und wurde 
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im altem Recht ihr bisweilen in gewiseen Beziehungen 
gleichgestellt. Dieselben Verpflichtungen, für die Sache zu 
sorgen und sie zurückzugeben, sind auch bei der Leihe 
verbanden; diese bildet jedoch einen Preundschaftsdienst 
in umgekehrter Richtung, vom Eigentümer gegenüber dem 
Inhaber. Dieser ümstand bat einen modifizierenden Ein- 
fluss auf untergeordnete Punkte. Der Entleiher kann z. B. 
verpflichtet sein, gewisse Aufwendungen zu machen, welche 
ibm nicht vom Verleiher zu erstatten sind, oder den Wert 
der Sache zu erstatten, auch wenn sie ohne sein Verschul- 
den verloren geht. Die Übernahme solcher Verpflichtungen 
(welche z. B. bei der unentgeltlichen Verwahrung der 
causa entbehren würde) wird gerechtfertigt durch den in der 
Gebrauchsüberlassung liegenden Vorteil; sie pflegt jedoch 
nicht als eine eigentliche Gegenleistung betrachtet zu wer- 
den. Selten wird in obligierender Absicht das Versprechen 
erteilt, einem andern den Gebrauch einer Sache unentgelt- 
lich zu überlassen; auch der Leihvertrag ist im Zweifel 
Realvertrag. In Bezug auf die Verpflichtung, für ein Paust- 
pfand zu sorgen und es zurückzugeben, gilt dasselbe wie 
bei der Leihe; über die Übernahme der Verpflichtung, ein 
Pfand zu geben, kann vorlaufig nur gesagt werden, dass 
sie in Bezug auf die causa der Übernahme einer Bürgschaft 
gleichsteht. — Zu den Vertragen dieser Art soU noch 
zweierlei bemerkt werden. Erstens dass der Obligierte 
manchmal verpflichtet ist, Aufwendungen zu machen, welche 
ihra vom Berechtigten erstattet werden mussen. Einesolche 
Verpflichtung ist eine Verbindlichkeit auf Gegenleistung, 
denn die Aufwendung ist eine Wertleistung, und wenn dabei 
auch nicht immer im gewöhnlichen Sinne dem Porderungs- 
berechtigten geleistet wird, so wird doch für ihn geleistet. 
Sie führt aber nicht dazu, dass der Obligierte verurteilt 
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wird, die Aufwendung zu machen; auch hier besteht die 
Wirkung darin, dass der Obligierte verpflichtet ist, den 
Sebaden zu vergüten, der dadurch entstandeD ist, dass er 
die Aufwendung nicht gemacht bat, also darin, dass eine 
S{;huldverbindlichkeit entstebt. Zweitens bemerken wir fol- 
gendes. Die persönlicben Bemübungen, von denen bier die 
Rede ist (Besorgung von Geschaften, Sorge für eine fremde 
Sache), sind bauptsacblicb nur desbalb keine Wertleistungen, 
wei! sie niebt als solcbe betracbtet werden, was aus der 
unentgeltlicben Übernabrae der Verpflichtung dazu bervor- 
goht Leistungen derselben Art, allein dann in der Regel 
umfangreicher, können aucb als Wertleistungen betracbtet 
werden und als solcbe Gegenstand von Tauscbvertragen 
sein. In einigen Pallen könnte die persönlicbe Beraübung 
ao aufgefasst werden, dass sie ungeföbr wie eine Aufwen- 
dung, etwa als Zeitaufwand, vergütet werden müsste. Das 
piiegt jedocb bei Obligationen aus Vertragen nicbt vorzu- 
konimen; die Vergütung wird, wo sie vereinbart ist, in der 
Regel als Besoldung aufgefasst, und der Yertrag ist dann 
als ein Tauscbvertrag zu bebandeln. — Von „unbenannten" 
Vertragen gebört bierber u. a. nocb die Übernabme der 
Vorpflicbtung, etwas zu unterlassen, das dem andern "teil 
schaden würde, welcbe einer ausserst mannigfachen Anwen- 
duDg fabig ist. 

Über die Tauscbvertrage und über den Kreditvertrag ist 
im vorigen § schon eingehend gesprochen. Aus dem letztern 
eïitstehen eine oder zwei Verbindlichkeiten auf Gegenleistung, 
nümlich die Verpflichtung, ein Darlebn zu geben, und bis- 
weilen auch die, es anzunehmen — welcbe beide, wenn 
ïhtien nicht nachgekommen wird, wobl in der Regel dazu 
führen, dass das Interesse zu erstatten ist — und nacb der 
Aufizablung der Darlebnssumme eine Scbuldverbindlicbkeit. 
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Aus den Tauschvertragen entsteht in der Regel auf beiden 
Seiten eine Verbindlichkeit auf Gegenleistung, und, wenn 
die Erfüllung nicht Zug um Zug stattfindet, durch die 
Leistung von der einen Seite eine Schuldverbindlichkeit auf 
der andern. Ausserdem entsteht aus dem Vertrag oft die 
Verpflichtung, für eine dem andern Teil zu liefernde 
Sache zu sorgen, oder zu sorgen für eine dem andern Teil 
gehörige Sache und dieselbe zurückzugeben. 

Der Gesellschaftsvertrag ist nicht zu den Tauschver- 
tragen zu zahlen. Aus demselben können eine grosse An- 
zahl verschiedenartiger Verpflichtungen entstehen, welche 
hier nicht behandelt werden können; es braucht nur be- 
merkt zu werden, dass die unmittelbar aus dem Vertrag 
entstehende Verpflichtung, an der Bildung des Gesellschafts- 
verraögens mitzuwirken oder in einer sonstigen Weise im 
gemeinsamen Interesse thatig zu sein, wenn sie auch nicht 
vöUig den Charakter einer Verbindlichkeit auf Gegenleis- 
tung hat, ihr doch wesentlich gleichsteht. 

Als besondere Vertragsart sind noch die Glücksvertrage 
zu erwahnen. Sie unterscheiden sich dadurch, dass für einen 
der Vertragsteile oder für beide, aber jedenfalls in unglei- 
cher Weise, vom Zufall abhangig gemacht wird, ob sie zu 
leisten haben werden oder nicht, oder welche Höhe die von 
ihnen zu machende Leistung haben soU. Insbesondre kann 
vom Zufall anhangig gemacht werden, entweder a. welcher 
Teil zu leisten haben wird, ev. auch in welcher Höhe, 
ober b. für den einen Teil (wahrend der andre auf jeden 
Fall zu leisten hat), ob er leisten soU oder nicht, ev. auch 
in welcher Höhe, oder nur in welcher Höhe er zu leisten 
haben wird. „Vom Zufall" bedeutet hier: von einem unbe- 
kannten Umstand, der keine Schuldursache ist. Wird es vom 
Zufall abhangig gemacht, ob auf beiden Seiten geleistet 
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werden soll oder nicht, dann ist kein Glücksvertrag, sondern 
ein bedingter Tauschvertrag vorhanden; ebenso wenn die 
Betrage beider Leistungen in entsprechender Höhe von 
demselben ümstand abhangig gemacht werden. Wird eine 
einseitige Leistnng vom Zufall abhangig gemacht, dann ist 
ebenfalls kein G-lücks^ertrag vorhanden, sondern eine be- 
dingte Schenkung. Es entsteht aber auch aus dem Glücks- 
vertrag nur auf einer Seite, und zwar auf einer im yoraus 
bestimmten, eine Yerbindlichkeit, wenn der Glücksvertrag 
Realvertrag ist; es ist dann die eventuelle Leistungspflicht 
des einen Teils ausser vom Zufall auch davon abhangig, 
dass vom andern Teil (vor der Entscheidung) eine gewisse 
Leistung gemacht ist, welche dieser aber nicht yerpflichtet 
ist, zu. machen. Die aus dem Glücksvertrag entstehenden 
Yerbindlichkeiten sind in der Regel Schuldverbindlichkeiten. 
Als besondre Art der Glücksvertrage sind die Yersicherungs- 
vertrage zu nennen. 

Die unmittelbar auf Erzeugung einer Sohuldverbindlich- 
keit gerichteten Yertrage sind zunachst danach zu unter- 
scheiden, ob eine bedingte oder eine unbedingte Leistungs- 
pflicht begründet werden soll. Im letztern Fall wird der 
Yertrag hier Schuldversprechen genannt. Etwas ganz andres 
ist in der Regel ein bedingtes Yersprechen, namentlich 
wenn man nicht an die abstrakten Schulbeispiele und die 
manchmal excentrische Casuistik des Corpus Juris denkt, 
sondern an die thatsachlich üblichen Yertrage. Als Bedingung 
findet man eigentlich nur den Empfang einer Gegenleistung 
oder einen eventuell entstehenden Schaden (oder eine Hand- 
lung des Yersprechenden, aus der fiir den andern Teil 
Schade entstehen kann). Ist die Bedingung der Empfang 
einer Gegenleistung, dann liegt ein Realvertrag vor ; wird 
jedoch, wie es in den wichtigern Fallen die Regel ist, der 
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Yertrag schriftlich gescblossen, dann nimmt er selten die 
Gestalt eines bedingten Yersprechens an. So könnte z. B. 
ein Darlehnsvertrag (ab Realvertrag) so gescblossen werden, 
dass der eine Teil yerspricbt, dem andern die Darlebns- 
summe zurückzugeben, falls er sie erhalt. Wenn er aber 
nicht verpflichtet sein soU, sie anzunebmen, ist die Abgabe 
dieses Yersprecben vor der Auszablnng des Darlebns über- 
flüssig; ausserdem müsste, um die Rückforderung zu er- 
möglichen, spater in einer zweiten Urkunde der Empfang 
des Darlebns bescheinigt werden. Darum ist es einfacber 
und genügt es, erst bei der Auszablung ein Versprecben 
abzugeben, und zwar das unbedingte Yersprecben, das 
zugleicb als erbalten anerkannte Darlebn zurückzuzablen, 
oder einfach diesen bestimmten Betrag zu zablen. — Die 
Bedingung kann auch sein ein eventueller Scbade, in der 
Regel entweder ein aus einer Handlung des Yersprecbenden 
ev. entstebender Scbade, oder docb ein solcber, der im all- 
gemeinen von ibm verbütet werden kann. Das Yersprecben 
ist dann mancbmal von der Übernabme der Yerpflicbtung, 
eine derartige Handlung nicht vorzunebmen, oder das Ent- 
steben des Schadens zu verbüten, scbwer zu unterscheiden. 
Die Yereinbarung, dass ein Scbade yom Yersprecbenden 
erstattet werden soU, gleichviel ob er ibn bat verbüten 
können oder nicht, würde, wie sich spater zeigen wird, als 
selbstandiges Yersprecben der causa entbebren. Dagegen 
kann vereinbart werden, dass der Yersprecbende eine im 
voraus bestimmte Leistung macben soU, wenn er eine ge- 
wisse Handlung vornimmt, welche dem andern Tbeil schaden 
könnte, bis zu einem gewissen Grade unabbangig von der 
Höhe des wirklichen Schadens, oder sogar unabbangig davon, 
ob wirklicb Scbade entstanden ist. 

Über das (unbedingte) Schuld versprecben, das uns im 
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folgenden fast ausschliesslich beschaftigen wird, ist hier 
weiter nichts zu sagen; es ist der Vertrag in seiner ein- 
fachsten Form, gerichtet auf Erzeugung der Obligation in 
ihrer einfachsten Porm, die Schuldverbindlichkeit. Werfen 
wir aber zugleicherzeit einen Bliek zurQck auf die andern 
Vertrage, dann sehen wir, dass bei allen Schuldverbindlich- 
keiten entstehen können, dass aber nur aus dem Schuld- 
versprechen (vorausgesetzt, dass es verbindlich ist) ohne 
weiteres eine Schuldverbindlichkeit entsteht. Bei allen andern 
Vertragen muss noch etwas dazu kommen. Beim bedingten 
Versprechen ist es die ErfüUung der Bedingung; bei den 
Realvertragen, von denen hier nur die in Betracht kommen, 
bei welchen die Gebundenheit durch eine Wertleistung ent- 
Bteht, (also nicht die, bei welchen sie dadurch entsteht, dass 
eine Sache nur in die Detention eines andern gebracht wird), 
ist es die Vorleistung; ebenso bei den Tauschvertragen, 
welche, wie im vorigen § ausgeführt wurde, immer einen 
Real vertrag enthalten; bei den Glücksvertragen ist es der 
unbekannte Umstand, von dem die Leistungspflicht abhan- 
gig gemacht ist. Endlich entsteht aus allen Verbindlichkeiten, 
welche keine Schuldverbindlichkeiten sind, eine Schuldver- 
bindlichkeit, wenn durch ihre Nichterfüllung dem Berech- 
tigten Schade entsteht. Um also eine Schuldforderung gei- 
tend machen zu können, genügt in keinem dieser Falie der 
Beweis, dass ein Yertrag zustande gekommen ist; es muss 
immer noch etwas andres bewiesen werden, in der Regel 
entweder eine Vorleistung oder ein entstandener Schade. 
AUerdings haben wir gesehen, dass es möglich ist, aus 
einem Tauschvertrag eine Wertleistung zu fordern, auch 
ohne dass eine geschehene Vorleistung behauptet wird; es 
wird dann aber auch keine Schuldforderung geitend gemacht 
(auch wenn die Vorleistung wirklich stattgefunden haben 
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soUte), und die Yerurteilung ist nur aufzufassen als die 
Verurteilung zu einer Leistung auf Gegenleistung. 

Es kann aber noch bemerkt werden, dass die Yertrage 
hier nur unterschieden worden sind nach den Verbindlich- 
keiten, welche sie nach der Meinung der Vertragschliessen- 
den erzeugen sollten; es ist dahingestellt geblieben, z. B. 
auch bei den Glücksvertragen, ob sie eine solehe Verbind- 
lichkeit wirklich erzeugen. lm folgenden wird sich nun 
zeigen, dass nach niederlandischem Recht aach das Schuld- 
verspreohen nicht zur Geltendmachung einer Schuldforderung 
ausreicht ; wie bei den andern Vertragen irgend ein Ereignis 
bewiesen werden muss, das nach dem Abschluss des Yer- 
trages stattgefunden haben soU, so muss bei der Elage aus 
einem Schuldversprechen ausser dem Beweis des Vertrags 
noch ein andrer Beweis geführt werden, der sich bezieht 
auf etwas, das dem Yertragsschluss vorangegangen sein soll, 
die Schuld. 
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§ 4. Die Schuld. 

Der Begriif der Schuld, wie er unsern spatern Aus- 
führungen zu Grunde liegt, und in diesem § klargestellt 
werden soU, fallt nicht zusammen mit dem der Obligation, 
aber ebensowenig mit dem des SoUens in der jetzigen Be- 
deutung; wahrscheinlich ist die Schuld in jenem Sinne ein 
alteres Sollen. „Schulden" war aber ursprünglich gleich- 
bedeutend mit „sollen", und auch heutzutage werden die 
Wörter „Schuld", „schulden", „schuldig" in einer weitern, 
ethischen Bedeutung gebraucht, überall wo eine Pflicht, 
ein Sollen in ethischem Sinne verbanden ist. Andrerseits 
hat, wie sich auf ethischem Gebiet der Begriff der Pflicht 
erweitert hat, auf dem Geblete des Rechts sich der Unter- 
schied zwischen sollen und mussen verwischt, und wird auf 
das Yorhandensein einer Leistungspflicht geschlossen, überall 
WO für eine Leistung persönlich gehaftet wird. Es werden 
daher auch Yerbindlichkeiten als Schulden bezeichnet ; jedoch 
ist dabei wiederum ein doppelter Sprachgebrauch zu unter- 
scheiden. In theoretischen Erörterungen, in Überschriften 
(wie z. B. über dem II. Buch des B. G. B. „Recht der 
Schuldverhaltnisse", wo es „Recht der Yerbindlichkeiten" 
heissen soUte) u. s. w. bedeu tet Schuld dann und wann im 
allgemeinen Obligation; wo sonst von Schulden gesprochen 
wird, namen tlich in Gesetzesvorschriften (wie z. B. in Pw. 
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oder K. O.), in Urkunden, und unbewussterweise regel- 
massig auch in juristischen Abhandlungen, werden damit 
nur Schuldverbindlichkeiten gemeint. Den erstern Spraeh- 
gebrauch können wir bei Seite lassen; es handelt sich hier 
also nur darum, den Begriff der Schuld in der altern, 
eigentlichen Bedeutung einerseits zu unterscheiden von dem 
des Sollens in ethischem Sinne, andrerseits von dem der 
Schuldverbindlichkeit. — Besonders rein hat sich der 
Schuldbegriff erhalten in der kaufmannischen Buchführung ; 
bezeichnenderweise wird dabei umgekehrt noch das Wort 
„sollen" in der Bedeutung von „schulden" gebraucht. 

Eine Schuld (iin eigentlichen Sinne) ist vorhanden, wenn 
die Billigkeit (aequitas) fordert, dass jemand von einem 
andern eine Leistung eines ge wissen Wertes erhalt. Die 
Schuld deutet auf ein gestörtes Gleichgewicht in den Ver- 
mögensverhaltnissen zweier Personen. Das Vermogen des 
einen ist, wenn man das in der Regel gleichzeitig be- 
stehende Forderungsrecht nicht als Yermögensbestandteil 
mitrechnet, geringer als es nach Billigkeit sein soUte, oder 
genauer gesagt, es würde geringer sein als es sein soU, 
wenn man kein Forderungsrecht erteilte. Vom andern ver- 
langt die Billigkeit, dass er diesen Zustand aufhebt. Der 
Grund dafür ist nicht immer, dass er sonst auf Kosten des 
erstern bereichert sein würde, sondern oft, dass er für eine 
Yermögensminderung des erstern verantwortlich zu machen 
ist; manchmal auch beides. Aber eben weil er j ene Yer- 
mögensminderung zu ersetzen hat, ist er, so lang das nicht 
von ihm oder einem andern gethan wird, reicher als er sein 
soUte, wenn man, wie oben, die in der Regel zugleicherzeit 
bestehende Schuldverbindlichkeit bei der Berechnung seines 
Yermögens nicht in Minderung bringt. In diesem Sinne 
wird, was wir hier Schuld nennen, von Grotiüs {Inleidinge 
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tot de HoUandsche Rechtsgeleerdheid^ B. III, D. 2, §§14—18), 
als onevenheid (Ungleichheit) bezeichnet. 

Aus dieser Umschreibung geht hervor, dass keine Schuld 
vorhanden ist, wo eine Leistung gemacht werden soU, welche 
keine Wertleistung ist. Wichtiger ist, dass auch der nicht 
schuldet, welcher verpflichtet ist, eine Leistung auf Gegen- 
leistung zu machen. Die Leistung, die infolge einer Schuld 
stattzufinden hat, ist eine endgültige; man könnte sie eine 
Endleistung nennen. Wenn durch eine Leistung der Em- 
pfanger verpflichtet wird, das Erhaltene zurückzugeben oder 
eine Gegenleistung zu machen, wenn dadurch der Empfan- 
ger zu schulden anfangt, hat der Zustand des Gleichge- 
wichts eben v o r der Leistung bestanden. Dass also, wer 
versprochen hat, ein Darlehn zu geben, den versprochenen 
Betrag nicht schuldet, ist ohne weiteres klar. Er tragt die- 
sen Betrag nicht als Debet-posten in seine Bücher ein, und 
könnte es auch nicht thun, ohne zugleicherzeit sein spateres 
Recht auf Rückzahlung als Credit-posten einzutragen; ein 
ziemlich sicheres Merkmal, dass keine Schuld vorhanden ist. 
Ebenso ist klar, dass aus einem Tauschvertrag anfanglich 
auf keiner Seite etwas geschuldet wird. Eine Schuld von 
A an B und eine in demselben Wert von B an A würden 
sich gegenseitig aufheben: jedenfalls kann aus demselben 
Geschaft nicht zugleicherzeit auf beiden Seiten eine Schuld 
bestehen. In den Büchern wird daher auf Grund eines 
Tauschgeschafts ein Debet- bezw. Creditposten erst einge- 
tragen, wenn die erste Leistung stattfindet. Auch wird erst 
dann ein Schuldversprechen oder ein Schuldanerkenntnis ab- 
gegeben. Wenn aus irgend etwas, muss aus dem Gebrauch 
des Schuldanerkenntnisses hervorgehen, was das Wort „schul- 
den" bedeutet; es bezeichnet dort immer nur eine Schuldver- 
bindlichkeit. Eine Schrift mit diesem Inhalt: „Ich bekenne, 
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dem A fl. 500 zu schulden für ein Pferd, das er mir liefern 
wird", ware fast unverstandlich, und könnte nur durch Deu- 
tung einen Sinn erhalten ; und zwar nicht als Schuldaner- 
kenntnis im Sinne des § 781 B. Q. B., sondern nur als 
schriftlicher Beweis eines abgeschlossenen Eaufvertrdgs. Da- 
gegen würde aus folgendem Inhalt: „Ich bekenne, dem A 
fl. 500 zu schulden für ein Pferd", ohne weiteres hervorgehen, 
dass der Aussteller das Pferd erhalten hatte; ebenso ginge 
aus dem Inhalt: „Ich bekenne, dem A fl. 500 zu schulden 
aus einem Kauf ', unmittelbar hervor, dass dem Aussteller 
das Gekaufte geliefert ware. Eine übliche Form ist: „Ich 
bekenne, dem A fl. 500 zu schulden für gekaufte und er- 
haltene Waren"; dieselbe Wendung findet man auf den 
Rechnungen der Detailhandler („i^e Heer A — debet aan — 
B — voor aan TJed. verkocht en geleverd :^^) und in Klage- 
schriften („Aangemn de eischer aan den gedaagde heeft ver- 
kocht en geleverd^ gelijk deze van genen heeft gekocht en ont- 
vangen^^ . . . .) Ein Schuldversprechen oder ein Schuldaner • 
kenntnis pflegen heutzutage nicht abgegeben zu werden vor 
dem Empfang der Gegenleistung, oder doch nur wenn dieso 
in kürzester Zeit, Zug um Zug, erwartet wird ; die Abgabo 
eines unbedingten Versprechens für eine erst für spater 
erwartete Gegenleistung liegt (glücklicherweise) nicht in 
unsern Sitten, wie in denen der Romer. Nur im Handel 
kommt etwas derartiges vor, eine Erscheinung, die uns 
spater besonders beschaftigen wird. Hier genügt es, zu be- 
merken, dass, wenn in solchen Pallen das Wort „schulden" 
gebraucht wird, es sich in Wirklichkeit nur um die Pik- 
tion einer Schuld handelt; die Absicht des Ausstellers ist, 
sich zur Zahlung einer Geldsumme so zu verpflichten, wie 
er dazu verpflichtet sein würde, wenn er sie schuldete. 
Geschuldet wird also nur eine endgültige Wertleistung, 



Digitized by 



Google 



46 

und ein Sollen, das nicht der Inhalt sein kann einer 
Schuldverbindlichkeit, kann auch nicht der Inhalt sein einer 
Schuld. Dagegen giebt es nicht in allen Fallen, in welchen 
eine Schuldverbindlichkeit besteht, auch eine Schuld; nicht 
immer wenn jemand einem andern eine endgültige Wert- 
leistung machen soll, wird sie von ihm auch g e s c h u 1- 
d e t. Nach Grotius entsteht eine Verbindlichkeit entweder 
aus der oben erwahnten onevenheid oder aus toezegging 
(Zusage, Versprechen). In un^rer Definition sagten wir, dass 
eine Schuld besteht, wo eine Leistung von der Billigkeit 
gefordert wird; damit sind namentlich die Falie ausge- 
schlossen, in denen sie stattzufinden hat, ausschliess- 
1 i c h weil sie versprochen ist. Darin unterscheidet sich die 
Schuld nicht nur von der Schuldverbindlichkeit, sondern 
auch vom Sollen in ethischem Sinne; denn nach der heuti- 
. gen Moral soll man thun, was man versprochen hat. 

Eine Schuldverbindlichkeit eines nicht Schuldenden be- 
steht, wie wir wissen, in erster Reihe wo jemand infolge 
eines Vertrages haftet für die Schuld eines andern, d. h. bei 
der Bürgschaft. Nach dem oben Gesagten gilt das nun nicht 
nur, wenn man annimm't, dass der Bürge überhaupt nur haf- 
tet, und nicht verpflichtet ist eventuell zu leisten, sondern 
anch wenn man in der Bürgschaftsübernahme das Verspro- 
chen sieht, zu leisten, wenn vom Schuldner keine Leistung zu 
erhalten ist. Abgesehen von der Übemahme der Bürgschaft, 
ist kein Grund verbanden, weshalb der Bürge leisten soll; 
dass jemand, der nach Billigkeit selber leisten soUte, die 
Bürgschaft übernimmt, ist doch wohl ein selten vorkommender 
Pall. Wenn jemand iieben einem andern die Haftung für 
eine Schuld übernimmt, und es geht aus dem Geschaft her- 
vor, dass die Schuld auch ihn angeht, wenn auch nur teil- 
weise, dann haftet er als Mitschuldner und nicht als Bürge. 
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Eine Schuldverbindlichkeit und keine Schuld besteht wei- 
ter, WO jemand einem andern etwas versprochen hat, das 
ihm überhaupt nicht geschuldet wurde, auch nicht von 
einem Dritten, m. a. W. wo die Abgabe des Versprechens 
eine Schenkung war. Sie ist eine Schenkung, eben weil nichts 
geschuldet wurde, der Promittent das wusste, und dennoch 
versprach; aber auch dadurch, dass er verspricht, fangt er 
nicht zu schulden an. Die Yerbindlichkeit aus einem schenk- 
weise abgegebenen Yersprechen ist sogar der einzige Fall 
einer Schuldverbindlichkeit ohne Schuld; daher ist auch in 
diesem Falie die Schuld in der eigentlichen technischen Be- 
deutung, wenn nicht am leichtesten, dann doch am scharf- 
sten zu unterscheiden. Wenn jemand einem andern etwas 
auf Gegenleistung versprochen hat, z. B. ein Pferd zu 
liefern gegen Zahlung eines Kaufpreises, kann man von 
ihm sagen, er sei dem andern schuldig, er schulde ihm, 
dem Vertrage nachzukommen, den Vertrag zu halten, ihn 
zu erfüUen, — man kann nicht von ihm sagen, er schulde 
dem andern ein Pferd, er stehe für den Wert des Pferdes 
in der Schuld des andern. Das würde nur zutreffen, wenn 
er mehr zu geben als zu erhalten hatte. Es könnte daher 
insofem auch zutreffen, wo er schenkweise versprochen hat, 
ein Pferd zu liefern; man kann dann nicht nur sagen, es 
sei seine Pflicht und Schuldigkeit seinem Versprochen nach- 
zukommen, sondern auch, er stehe in der Schuld der andern, 
er schulde ihm ein Pferd (in ethischem Sinne). Wenn aber 
jemand sagt, auf ihm ruhe allerdings die Pflicht, einem 
andern einen gewissen Betrag zu zahlen, nicht aber weil 
er ihm diesen Betrag schulde, sondern nur weil er es ihm 
aus reiner Liberalitat versprochen habe, — dann kann man 
nicht behaupten, was er sagt sei unverstandlich. Er hat 
dann eben das Wort „schulden" in der spezifischen Bedeu- 
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tung gebraucht, von der hier die Rede ist. Es lasst sich 
auch nicht leugnen, dass nach der allgemeinen ethischen 
Anschauung die Leistungspflicht aaf Grund eines schenk- 
weise erteilten Yersprechens .eine andre ist, als z. B. die 
Pflicht, ein erhaltenes Darlehn zurückzugeben. Dass man 
auch sprachlich berechtigt ist, nur in Fallen der letztem 
Art von einer Schuld im eigentlichen Sinne zu sprechen, 
geht daraus hervor, dass man im uneigentlichen Sinne auch 
vom Burgen sagen kann, er sei, weil er die Verpflichtung 
dazu nun einmal übemommen habe, auch schuldig, den 
Glaubiger schadlos zu halten, wenn vom Schuldner keine 
Zahlung zu bekommen ist, wahrend doch, wie wir wissen, 
vom Burgen niemals ohne weiteres gesagt wird, er schulde 
den Betrag der Porderung. — Eine Schwierigkeit liegt 
scheinbar auch darin, dass der Schenker nicht selten ein 
Schuldanerkenntnis abgiebt; das ist jedoch in der That 
nicht schwer zu erklaren. Dass es ihm nicht schaden kann, 
ist leicht einzusehen. Wer auf Gegenleistung verbunden ist, 
erklart nicht, dass er schuldet, weil daraus zu schliessen 
ware, dass er endgültig zu leisten hatte. Auch der Bürge 
erklart nicht, zu schulden, sogar wenn er sich als Selbst- 
schuldner verpflichtet, in welchem Falie er doch auch haf- 
ten soU, als ob er schuldete, weil aus der Erklarung, dass 
er wirklich schuldete, hervorginge, dass noch eine zweite 
Schuld bestünde. Der Schenker aber hat endgültig zu leis- 
ten, und haftet allein, als ob er schuldete; die Erklarung, 
dass er schuldet, kann ihm also nicht schaden. Aber sie 
kann ihm nicht nur nicht schaden; es ist auch ein Grund 
vorhanden, weshalb er sie abgeben soU. Denn Bürgschaft 
und bindendes Schenkungsversprechen sind zwar die wich- 
tigsten Falie einer Schuldverbindlichkeit ohne Schuld; un- 
endlich wichtiger aber sind die Falie, in welchen eine 
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Schuldverbindlichkeit nicht zur Existenz gelangt ist, eben 
weil die Schuld fehlte. Dazu ist, wie wir spater sehen 
werden, auch zu zahlen die Unverbindlichkeit eines form- 
losen Versprechens, wenn es schenkweise erteilt wurde. 
Wenn daher mittelst notarieller Urkunde eine Schenkung 
gemacht wird, spricht man darin nicht von einer Schuld; 
WO aber versucht wird, die Formvorschrift zu umgehen, 
darf nicht aus dem Versprechen hervorgehn, dass es schenk- 
weise erteilt wird, und wird darin eine Schuld erwahnt, 
eben weil keine verbanden ist. 

Giebt es also nicht überall eine Schuld, wo eine Schuld - 
verbindlichkeit vorhanden ist, so giebt es umgekehrt fast 
immer eine Schuldverbindlichkeit, wenn eine Schuld besteht. 
Man könnte letztere auch so definiëren: „Eine Schuld ist 
vorhanden, wo die Billigkeit das Bestehen einer Schuldver- 
bindlichkeit verlangt;'' man begreift leicht, dass es dann in 
der Regel auch eine Schuldverbindlichkeit wirklich giebt. 
XJrsprünglich muss dieser Zusammenhang ein unmittelbarer 
gewesen sein, und verstand es sich wohl, wie eigentlich 
auch jetzt noch, von selbst, dass, wer schuldete, auch haf- 
tete ; die Falie, in denen geschuldet und nicht gehaftet wurde, 
waren Ausnahmen, welche jedenfalls nicht vermutet werden 
konnten. Wer daher zu schulden bekannte, bekannte damit 
auch zu haften, und das ist wohl der Grund, weshalb auch 
heute noch ein Schuldanerkenntnis als die Anerkennung 
einer Verbindlichkeit aufgefasst werden darf. Wie nun also 
das Wort Schuld auch das Vorhandensein einer Schuldver- 
bindlichkeit andeutete, hat man schliesslich umgekehrt auch 
alle Schuldverbindlichkeiten als Schulden bezeichnet. Dazu 
hat wahrscheinlich beigetragen, dass die Existenz der Schuld 
hauptsachlich nur Bedeutung hat für die Entstehung der Ver- 
bindlichkeit, und dass es, wo einmal mit oder ohne Schuld 
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eine Schuldverbindlichkeit entstanden ist, in einem gewisseu 
Sinne gleichgültig ist, ob eine Schuld besteht oder nicht. 
Wer aus einer Schuldverbindlichkeit haftet, haftet schliess- 
lich immer, als ob er schuldete. Das gilt sogar vom Bur- 
gen, und auch wo dieser nicht als Selbstschuldner haftet; 
wenn einmal die Yoraussetzung für ein aktives Forderungs- 
recht gegen ihn eingetreten ist (erfolgloser Versuch der 
Zwangsvollstreckung gegen den Hauptschuldner), kann gegen 
ihn vorgeschritten werden wie gegen den Schuldner selbst. 
Es ist jedoch zu bemerken, dass zwar, wo von Schulden im 
allgemeinen gesprochen wird, z. B. beim Eonkurse, dabei 
in der Regel auch die Schuldyerbindlichkeiten ohne Schuld 
mit einyerstanden sind, dass aber selten, wo es sich nur 
um eine solche handelt, von einer Schuld gesprochen wird. 
Die Schuld im eigentlichen Sinne unterscheidet sich, auch 
WO sie gleichzeitig mit einer Schuldverbindlichkeit vorhanden 
ist, von dieser u. a. noch dadurch, dass sie nicht wie diese 
eine bestimmte Leistung zum Gegenstand hat; jedenfalls 
kommt es bei ihr weniger an darauf, dass eine bestimmte 
Leistung gemacht wird, als auf den Wert der zu machenden 
Leistung. Wo daher z. B. die bindende Kraft eines Vertra- 
ges bedingt wird durch das Bestehen einer Schuld, sind die 
Vertragschliessenden frei in der Wahl der zu versprechenden 
Leistung, und muss nur der Wert dieser Leistung dem Be- 
trag der Schuld ungefahr entsprechen. Wenn manchmal 
dennoch eine bestimmte Leistung, oder besonders eine be- 
stimmte Sache, als geschuldet bezeichnet wird, deutet das 
entweder auf eine Schuldverbindlichkeit, oder man meint . 
damit nur, dass im Werte dieser Leistung oder dieser Sache 
geschuldet wird. Im taglichen Leben bedeutet „Ich schulde 
Ihnen noch drei Glas Bier" oder „drei Tage Arbeit" ebenso 
oft, dass für das genannte noch zu zahlen ist, als dass es 
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noch zu leisten ist. In der Regel wird nur ein Geldbetrag 
als geschuldet erwahnt. Auch damit wird dann eine Schuld- 
verbindlichkeit bezeichnet; der Fehler ist aber nicht sehr 
gross, wenn man sich auch bei der eigentlichen Schuld so 
ausdrückt. Wenn daher im Folgenden gesagt wird, jemand 
schulde einem andern fi. 500, dann ist das so zu verstehen, 
dass er ihm schuldet im Betrage von fl. 500; oder wenn 
gesagt wird, er schulde ihm ein Pferd, dann bedeutet das, 
dass er ihm schuldet im Werte eines Pferdes. Dabei ist im 
Auge zu behalten, dass die Schuld an sich keine unmittel- 
bare aktive Bedeutung hat; es kann nicht aus einer Schuld 
geklagt werden. Sie hat nur secundare aber höchst wichtige 
Wirkungen, nnd aussert sich hauptsachlich darin, dass, wo 
sie vorhanden ist, eine Schuldverbindlichkeit entsteht oder 
mittelst Vertrages zur Entstehung gebracht werden kann. Die 
Schuldverbindlichkeit nun hat einen bestimmten Inhalt, ver- 
pflichtet zu einer bestimmten Leistung. Der Schuld am nach- 
sten steht die Geldschuld(-verbindlichkeit). Wenn aber einmal 
eine Verbindlichkeit eine Geldzahlung zum Gegenstand hat, 
dann kann sie ebensowenig durch eine Leistung andrer Art 
aufgehoben werden (es sei denn, dass der Glaubiger damit 
einverstanden ist) als, wo eine andere Leistung zu machen 
ist, der Obligierte sich von dieser Verpflichtung befreien 
kann durch eine Geldzahlung. — Die Schuld hat überhaupt 
eine weniger ausgepragte Individualitat als die Verbind- 
lichkeit; sie ist sozusagen eine amorphe Masse. Man kann 
kaum sagen, dass zwei Schulden von demselben an densel- 
ben sich zu einer verschmelzen ; überhaupt besteht zwischen 
zwei Personen nur „Schuld" zu einem gewissen Betrage. 
Daher heben sich auch zwei Schulden in entgegensetzter 
Richtung ipso jure im Betrage der kleinsten auf. Natürlich 
ist diese Eigenschaft der Schuld nicht sehr wichtig, wo die 
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Yerbindlichkeiten diese Wandlungen nicht mitmachen. Das 
Mittel, die Yerbindlichkeiten in Ü bereinstimmung zu bringen 
mit der Schuld, ist die Abrechnung. Am deutlichsten aber 
kommt die erwahnte Beschaflfenheit der Schuld zur Geltung, 
WO ein sogenanntes Conto-corrent-verhaltnis besteht. Letzteres 
besteht wesentlich darin, dass zwischen zwei Personen auf 
Grund ihrer Handelsbeziehungen auch ohne Abrechnung 
immer nur eine einzige (Geld-)8chuldverbindlichkeit besteht 
zu Lasten des jeweilig Schuldenden im Betrage der jewei- 
ligen Schuld. 

Über das Verhaltnis zwischen Schuld und Schuldverbind- 
lichkeit, wo letztere befristet oder bedingt ist, kann folgen- 
des bemerkt werden. Vorausgesetzt, dass die Verbindlich- 
keit in normaler Weise mit einer Schuld zusammenhangt, 
d. h. dass^infolge der Yerbindlichkeit eine Leistung statt- 
zufinden hat, wo eine Leistung geschuldet wird, — ist eine 
Schuld vorhanden vor dem Ablauf der Frist, aber nicht 
vor der ErfüUung der Bedingung. Ungenau, aber vielleicht 
deutlicher, ausgedrückt: Die Schuld kann befristet sein, 
aber nicht bedingt; die befristete Schuld besteht schon von 
Anfang an, die bedingte besteht erst nach der ErfüUung 
der Bedingung. Die Behandlung einer eventuell entstehen- 
den Schuld als schon vorhandenen Schuld im Werte des 
Risico gehort der spatem Zeit an; in England hat man 
eine Berücksichtigung bedingter Forderungen im Konkurse 
erst in neuester Zeit für möglich gehalten (vgl. jedoch 
fr. 45 § 1, fr. 73 § 1 D. 35, 2). 
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§ 5. Die Schuldursache. 

Die oben gegebene Definition der Schuld lasst, trotz ihrer 
Form, nur erkennen was eine Schuld ist, nicht w a n n 
es eine Schuld giebt, denn sie veranlasst sofort die weitero 
Frage, wann denn eigentlich die Billigkeit fordert, dass 
eine Wertleistung gemacht wird. Scheinbar ist diese Frago 
einer einigermassen bestimmten Beantwortung nicht fahig, 
denn nichts scheint zweifelhafter als die Billigkeit. Und 
dennoch, wenn auch in einem concreten Fall die Meinungen 
darüber geteilt sein können, so lasst es sich doch im all- 
geraeinen mit ziemlicher Sicherheit bestimmen. Eine Angabe 
der Umstande, denenzufolge die Billigkeit fordert, dass 
eine Wertleistung gemacht wird, eine Angabe der ver- 
schiedenen Schuldursachen also, ist leichter als sie 
scheint. Sie soU zugleicherzeit das Bild der Schuld ver- 
voUstandigen. 

Schuldursachen giebt es nur von zweierlei Art: Zuge- 
fügter Schade und erhaltener Wert; d. h. eine Schuld 
entsteht ent weder infolge des Uinstandes, dass demjenigen, 
zu dessen Gunsten sie entsteht, ein Schade zugefügt wird, 
oder infolge des Umstandes, dass derjenige, der anfangen 
soU zu schulden, auf Kosten des erstern eine Wertleistung 
erhalt. Beiden Arten gemein ist der oben schon erwahnte 
Umstand, dass das Vermogen des Glaubigers eine Schmalerung 



Digitized by LjOOQIC 

i 



54 

erlitten hat, und daher geringer ist, als es sein soUte (wenn 
man die in der Regel zugleicherzeit rait der Schuld be- 
stellende Forderung nicht als Vermögensbestandteil mit- 
rechnet); yerschieden ist der Grund, weshalb im einen 
oder im andern Fall diese Lücke vom Schuldner ausgefüUt 
werden soU. Was den erhaltenen Wert anbetrifft, liegt 
dieser Grund wohl znm Teil in der Bereichernng, zum 
Teil aber anch darin, dass der Schuldner durch die An- 
nahme der Leistung dazu mitgewirkt hat, und also förden 
dadurch vom Glaubiger erlittenen Schaden yerantwortlich 
gemacht werden kann. Grotiüs unterscheidet ebenfalls zwei 
Arten der onevenheid: die onevenheid^ durch welche jemand 
bereichert. (gébaetet) ist oder sein würde, und die, welche 
von einem andern verursacht ist. Letztere verteilt er aber 
wiederum in zwei Unterarten; die eine ist durch misdaad 
(hier: unerlaubte Handlung), die andre ter minne (in Güte) 
verursacht. Diese letzte Unterart rechnet damit, dass aus 
einer erhaltenen Leistung, besonders beim Realvertrag, ge- 
haftet wird über das Mass der Bereichernng hinaus im 
Betrage des erhaltenen Werts. Gehaftet, denn Grotiüs' 
Unterscheidung bezieht sich auf die Obligation. Hier wird 
diese unterart mit der Bereichernng zusammengefasst als 
erhaltener Wert, und hinzugefügt, dass möglicherweise in 
einzelnen Fallen der Betrag der Schuld bestimmt wird durch 
die Bereichernng, im allgemeinen aber durch den Wert der 
erhaltenen Leistung. In den Fallen der erstern Art ist es 
aber fraglich, ob nicht auch dort eine sogenannte obligatie 
naturalis entsteht über das Mass der Bereicherung hinaus. 
Wegen zugefügten Schadens entsteht eine Schuld in den- 
selben Fallen, in denen des wegen nach der allge- 
meinen Regel eine Obligation entsteht (Art. 1401, 
B.W.; Art. 1382 CC; § 823 B.G.B.); wenn auch die 
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Vorschrift in den verschiedenen Gesetzgebungen verschieden 
lautet, 80 ist doch in allen versucht, den Anspruch auf 
Schadenersatz zu erteilen, wo die Billigkeit fordert, dasB 
ein Schade von einem andern ersetzt wird, und werden 
sie auch alle von der Praxis in diesem Sinne angewandt. 
Dass eine der Yoraussetzungen der Ersatzpflicht darin 
besteht, dass der haftbar gemachte den Schaden y e r- 
s c h u 1 d e t hat, daran Schuld hat, wird hier uur 
bemerkt, um erinnern zu können an die Verwandschallt 
der Begriffe Schuld (Verschulden, culpa) und Schuld 
(debitum). 

Wegen erhaltenen Wertes entsteht k e i n e Schuld, wenu 
durch die empfangene Leistung eine Schuld getilgt wurde^ 
oder wenn eine Schenkung vorlag; in allen andern Fallcii 
entsteht eine Schuld, also namentlich, wenn die Leistung 
stattfand in der Erwartung einer Gegenleistung oderinfolge 
der irrtümlichen Annahme, dass sie gesehuldet wurde, oder 
wenn etwas aus dem Vermogen des einen ohne Leistung 
in das Vermogen eines andern geraten ist (z. B. jemuiid 
eignet sich in gutem Glauben ein fremdes Tier an, das 
sich unter seine Heerde gemischt hat). 

Schon aus diesen kurzen Angaben ist ersichtlich, dses 
die causa als Schuldursache etwas bedeutend weniger un- 
bestimmtes ist als die causa-begriffe der andern causa-lehren. 
Sie sind natürlich in mannigfacher Weise der Berichtigung 
und Vervollstandigung fahig; ebenso lassen sie, auch wenn 
sie richtig sein soUten, in manchen einzelnen Pallen Zweifel 
übrig, ob eine Schuld besteht oder nicht. Hier kann au f 
Einzelheiten nicht eingegangen werden; es soU nur bemerkt 
werden, dass es in manchen Fallen nicht weniger zweifel- 
haft ist, ob eine Obligation besteht oder nicht, und da»B 
man sich dennoch zur Entscheidung der letztern Frage nicht 
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zu berufen braucht auf die soheinbar wenig bestimmte 
Billigkeit, sondem our das Gesetz anzu wenden hat. 

In einem Punkt jedoch ist es nötig etwas tiefer einzu- 
dringen, weil sonst eine oben aufgestellte Behauptung miss- 
verstanden und als unrichtig bezeichnet werden könnte. In 
der Einleitung wurde gesagt, dass eine Schuld niemals ent- 
steht aus einem Yertrag. Man hat das so zu verstehen, 
dass eine Schuld nicht beliebig mittelst Yertrages erzeugt 
werden kann; auf einem ümwege kann es vorkommen, 
dass die Schuld thatsachlich ihre einzige ürsache in einem 
Yertrag hat. Dcnnoch entsteht auch in solchen Fallen die 
Schuld aus einer der genannten Schuldursachen und zwar 
aus zugefügtem Schaden ; es kommt nur auf den Begriff des 
Yerschuldens und auf den des Schadens an. In der Regel 
wird Schade zugefügt durch eine That, mitunter aber auch 
durch ein Unterlassen. Wenn namlich jemand verpflichtet 
war, das Entstehen eines Schadens zu verhüten, und das 
nicht gethan hat, wo er es doch konnte, wird gesagt, dass 
er den Schaden verursacht, verschuldet hat. Nun kann die 
Yerpflichtung, einen Schaden zu verhüten, vertragsmassig 
übernommen werden; das Yorhandensein einer Schuldur- 
sache ist, wie wir spater sehen werden, dabei nicht 
erforderlich. Entsteht dann der Schade, dann entsteht auch 
eine Schuld; die Ursache dieser Schuld ist der Schade, 
aber aus dem Schaden entsteht nur deshalb eine Schuld, 
weil der Schuldner infolge des Yertrages verpflichtet war, 
ihn zu verhüten. Ware der Yertrag nicht zu standegekom- 
men, dann ware auch keine Schuld entstanden. In diesem 
Falie entsteht die Schuld jedoch immer noch nicht aus- 
schliesslich aus dem Yertrage; es ist seitdem noch etwas 
andres vorgefallen. Es giebt nun auch Falie, in welchen 
nach dem Yertragsschluss n i c h t s vorfallt, und eben 
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dadurch eine Schuld entsteht. Z. B. jemand übernimmt 
unentgeltlich die Verpflichtung, für einen andern ein Ge- 
schaft zu besorgen (Auftrag); das Vorhandensein einer 
Schuldursache ist auch dabei nicht erforderlich. Wird nun 
der Auftrag nicht ausgeführt, dann entsteht eine Schuld; 
denn dadurch, dass der Auftrag nicht ausgeführt wird, sagt 
man, gehe dem Auftraggeber der Vorteil verloren, den er 
aus der Besorgung des Geschafts gehabt hatte, und dieses 
sei ein Schade, der, wie oben, vom Beauftragten verschul- 
det sei. Ware hier kein Vertrag zustandegekommen, dann 
hatte nicht nur kein Yerschulden, sondem auch kein Schade 
bestanden, denn ein Schade ist nur deshalb vorhanden, 
weil der Auftraggeber infolge des Vertrags einen Anspruch 
daran hatte, dass das Geschaft für ihn besorgt wurde. Die 
philosophische Frage, ob nicht doch etwas nach dem Yer- 
tragsschluss Yorgefallenes, namlich die Nichtausführung des 
Auftrags, als Ursache der Schuld betrachtet werden könnte, 
wollen wir nicht berühren. Es kann aber bemerkt werden, 
dass eine solche Schuld denn doch nicht nach Belieben durch 
Vertrag erzeugt werden kann, denn dazu ist erforderlich 
die Möglichkeit, dass der Beauftragte durch Besorgung des 
Geschafts, also ohne sein eigenes Vermogen anzugreifen, 
dem Auftraggeber einen bedeutenden Vorteil verschaflFt. — 
Diese Erscheinung war besonders deshalb zu erwahnen, weil 
sie sich bei der Übemahme einer Verbindlichkeit auf Ge- 
genleistung, sowohl bei den Tausch vertragen wie beim Kre- 
dit vertrag, wiederholt. Wer eine Verbindlichkeit auf Ge- 
genleistung übernimmt, schmalert dadurch zunachst sein 
Vermogen nicht, vorausgesetzt, dass der Wert der Gegen- 
leistung dem der von ihm versprochenen Leistung ent- 
spricht; dadurch aber, dass er dieser Verbindlichkeit nicht 
nachkommt, kann dem andern Teil Schade entstehen, und 
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Bomit infolge des Yertrags auch eine Schuld and eine Schuld- 
verbindlichkeit, kraft welcher er diesen Schaden zu erset- 
zen hat. 

Endlich kann noch bemerkt werden, dass die Schuld- 
ursache zum Teil zusammenfallt mit der causa, von der in 
fr. 7, §§ 2 und 4, D. 2, 14 gesprochen wird. Diese um- 
fasst insofern weniger als die Schuldursache, als sie nur 
eine erhaltene Leistung und nicht einen zugefügten Scha- 
den berücksichtigt. Sie umfasst mehr als die Schuldursache, 
weil sie auch bestehen konnte in der Übergabe einer Sache, 
welche aber im Eigentum des Übergebenden yerblieb, und 
eine solche Übergabe ist nicht immer eine Leistung und 
nie eine Wertleistung. Man kann sagen, dass dennoch der 
Inhaber, wenn er die Sache nicht zurückgiebt, sich dadurch 
auf Kosten des Eigentümers bereichert, doch das ist nicht 
eine Polge der Nichtzurückgabe, sondern der eventuell darin 
liegenden Aneignung, und diese ist keine Yoraussetzung der 
Elage auf Rückgabe. — Fallt also die causa in dieser 
Bedeutung nicht voUstandig zusammen mit der Schuldursache, 
so war doch die RoUe, welche sie im römischen Recht spielte, 
eine ahnliche wie die, welche die Schuldursache in unserm 
Recht spielt: nuda pactio obligationem non parit. 
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§ 6. Schuld und Gesetz. 

Die bedeutendste Wirkung der Schuld, welche aber in 
dieser Schrift weiter nicht in Betracht kommt, ist die, dass 
der Gesetzgeber yersuchen wird, wo es eine Schuld giebt, 
auch ein Forderungsrecht (Schuldforderung) zu erteilen. Es 
ist das im allgemeinen auch geschehen; von den oben ge- 
nannten Pallen fehlen im B. W. (wie im C. C.) nur die 
zuletzt genannte zufallige Bereicherung, welche sehr selten 
vorkommt (vgl. jedoch Art. 1397 Abs. 2 B. W.; Art. 1377 
Abs. 2 C. C), und die Leistung in der Erwartung einer 
Gegenleistung, welche regelmassig von einem Vertrag be- 
gleitet ist, aus dem eine Obligation entsteht. 

Wo eine Schuld besteht und keine Verbindlichkeit, giebt 
es eine sogenannte natürliche Verbindlichkeit. Es versteht 
sich, dass, was man eine obligatie naturalis nennt, keine 
Haftung ist; man könnte es eher als Schuld ohne Haftung 
bezeichnen. Dabei muss jedoch im Auge behalten werden, 
dass, WO man von einer natürlichen Verbindlichkeit zu 
sprechen pflegt, nicht immer eine Schuld im eigentlichen 
Sinne vorhanden ist, sondern sehr oft ein ethisches Sollen 
andrer Art. Nicht selten beruht sogar die ethische Leistungs- 
pflicht auf einem Versprechen, das keine Obligation erzeugt 
hat, eben weil eine Schuld fehlte; vorzugsweise in solchen 
Fallen pflegt man von einer Ehrenschuld zu sprechen. Der 
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Begriff der natürlichen Yerbindlichkeit ist daher ein ziem- 
lich yerBchwommener, und die rechtlichen Wirkungen können 
nicht bei allen natürlichen Yerbindlichkeiten dieselben sein. 
Eommt es umgekehrt auch vor, dass im Gesetz ein For- 
derungsrecht (Schuldforderung) erteilt wird, wo keine Schuld 
bestehtP Die Frage kann nicht unbedingt verneint werden. 
Abgesehen von seltenen Ausnahmen, z. B. von der Alimen- 
tationspflicht, welche auf einer ethischen Pflicht beruht, die 
der eigentlichen Schuld volkommen gleichsteht, beruhen die 
unmittelbar aus dem Gesetz fliessenden Schuldverbindlich- 
keiten entweder auf Bereicherung (im französischen und 
niederlandischen Recht nur die condictio indebiti) oder auf 
zugefügtem Schaden. Im letztern Fall nun ist in con- 
creto nicht immer beim Haftenden das Verschulden vor- 
handen, das wir als Element der Schadenzufügung als 
Schuldursache erwahnt haben. Es darf dabei indessen zwei- 
erlei nicht vergessen werden. Erstens: Wenn auf jemandem 
eine gesetzliche Verpflichtung ruht, welche keine Schuld- 
verbindlichkeit ist, z. B. die Verpflichtung, eine gewisse 
Sorge anzuwenden, und es entsteht Schade dadurch, dass 
er dieser Pflicht nicht nachkommt, dann wird es dafür ge- 
halten, dass er den Schaden verursacht hat ; etwas ahnliches 
haben wir schon bei den Obligationen aus Vertragen kennen 
gelernt (S. 56). Zweitens muss im Auge behalten werden, 
dass es, auch wo einfach ausgesprochen wird, jemand habe 
einen in gewisser Weise entstandenen Schaden zu ersetzen, 
oder hafte für einen gewissen eventuellen Schaden, — dass 
es auch da die Absicht ist, ihm die Pflicht aufzuerlegen, 
einen solchen Schaden zu verhüten. Aber auch wenn man 
das im Auge behalt, kann es vorkommen, dass jemand 
infolge einer derartigen Bestimmung einen Schaden ersetzen 
muss, welchen er nicht verschuldet hat. Nicht nur ist die 
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Beweislast befreffend' das Yerschulden yielfach eine umge- 
kehrte; in manchen Pallen ist der Beweis, dass der Ange- 
sprochene den Schaden nicht verschuldet habe, oder dass er 
ihn sogar unmöglich habe verhüten können, ausgeschlosscn. 
In concreto kann es also vorkommen, dass die Schuld fehlt. 
Es giebt aber wohl kaum eine Vorschrift, welche jemand 
haftbar macht für einen Schaden, welchen er nicht i m 
allgemeinen und in der Regel zu verhüten im 
stande ist. Deshalb (und aus historischen Grimden) darf 
angenommen werden, dass auch in solchen Fallen ein For- 
derungsrecht erteilt wird auf Grund einer prasumierten 
Schuld, welche unter Ausschluss des Gegenbeweises für 
bewiesen gehalten wird, und also thatsachlich eine fingierte 
Schuld sein kann. Mit Sicherheit lasst sich das indessen 
nicht feststellen, da der Gesetzgeber unmittelbar bestimmt, 
dass es eine Verbindlichkeit giebt, und in einem gewissen 
Sinne sich um die Frage, ob eine Schuld besteht oder nicht, 
nicht zu kümmern braucht. 
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§ 7. Schuld und Vertrag. 

Das eigentliche Gebiet der Schuld und der Schuldursache 
ist das der obligatorischen Vertrage. Der Gesetzgeber kaun 
eine Schuld verbindliehkeit erzeugen, ungeachtet ob eine 
Schuld besteht oder nicht, und wo unmittelbar aus dem 
Gesetz hervorgeht, dass es eine Schuldverbindlichkeit giebt, 
haben wir nicht mehr zu fragen, ob auch eine Schuld ver- 
banden ist. Der Gesetztgeber hat aber auch dem Individuum 
die Befugnis eingeraumt, Yerbindlichkeiten zu erzeugen 
durch Vertrag, und dabei spielt die Schuld eine bedeutende 
RoUe. Das dabei obwaltende Prinzip ist, dass ein formloser 
Yertrag nur insofern eine Schuldverbindlichkeit erzeugen 
kann, als vor oder gleichzeitig mit dieser eine Schuld be- 
steht oder entsteht. Dabei lassen sich die folgenden ein- 
zelnen Falie unterscheiden. — Der Vertrag, der (einseitig) 
eine unbedingte Schuldverbindlichkeit erzeugen soU (Schuld- 
versprechen), ist nur dann bindend, wenn im Werte der 
versprochenen Leistung geschuldet wird, d. h. wenn dem 
Versprechen eine Schuldursache vorangegangen ist oder 
das Yersprechen gleich beim Entstehen der Schuld (z. B. 
beim Empfang eines Darlehns) erteilt wird. Jedoch kann 
angenommen werden, dass das Versprechen auch dann bin- 
dend ist, wenn es erteilt wurde in der Erwartung, dass eine 
Schuldursache ex continenti eintreten würde (z. B. das Ver- 
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sprechen, ein Darlehn zurückzuzahlen, wird erteilt vor dem 
Empfang des Darlehns, welcher aber unmittelbar in Aus- 
sicht steht), und die Schuldursache thatsachlich eingetreten 
iet. — Der Vertrag, der eine bedingte Schuldverbindlichkeit 
erzeugen soil, ist bindend, wenn in der Erfüliung der Be- 
dingung zugleicherzeit eine Schuldursache liegt. Es ist dies 
eine ziemlich selbstverstandliche aber dennoch notwendige 
Erganzung des soeben Gesagten. Wenn das unbedingte 
Yersprechen, eine gewisse Geldsumme zu zahlen, bindend 
ist, wenn der Promittent vom andern Teil ein Darlehn 
erhalten hatte oder erhalt, versteht es sich von selbst, dass 
ebenso bindend ist der Yertrag, bei dem jemand verspricht, _ 
ein Darlehn zurückzuzahlen, wenn er es erhalt. Andrer- 
seits versteht es sich, dass ein Yertrag, bei dem eine Leis- 
tungspflicht abhangig gemacht wird vom Eintreten eines 
beliebigen Umstaades, der kéine Schuldursache ist, eben- 
sowenig bindend ist, wie ein unbedingtes Yersprechen ohne 
causa. Es kann aber auch eine vom Zufall abhangig gemachte 
Leistungspflicht übernommen werden auf Grund einer be- 
stehenden Schuld oder beim Empfang einer Gegenleistung. — 
Die Yertrage endlich, die entweder eine Yerbindlichkeit auf 
Gegenleistung erzeugen sollen oder die Yerpflichtung, eine 
Leistung zu machen, welche keine Wertleistung ist, bedür- 
fen der causa nicht. Dabei kann in Erinnerung gebracht 
werden, dass aus den Yertragen dieser Art eine Schuldver- 
bindlichkeit nur ersteht, wenn entweder eine erste Leistung 
stattfindet oder durch die NichterfüUung der übernommenen 
Yerpflichtung Schade erlitten wird, — dass es aber eine 
Polge des Yertrages sein kann, entweder dass von einem 
Schaden überhaupt die Rede ist oder dass aus dem Schaden 
eine Schuld entsteht. 

Was die Art der vei*sprochenen Leistung anbetriflft, ist man 
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bei den Vertragen, die eine Schuldverbindliehkeit erzeugen 
sollen, nicht gebunden durch die Schuld oder ihreUrsache; 
es ist das einer der Gründe, weshalb hier der Schuld kein 
bestimrater Inhalt beigelegt wird, sondern nur ein gewisser 
Wert. Was den Wert der versprochenen Leistung anbetri£Ft, 
sind die Yertragschliessenden nicht streng gebunden an 
den Betrag der Schuld, wie er durch ihre Ureache bestimmt 
wird. In der Regel wird umgekehrt vom Wert der ver- 
sprochenen Leistung auf die Höhe der Schuld geschlossen, 
was allerdings eine Beweisfrage ist; es ist aber mehr als 
eine Beweisfrage, wenn auch der Gegenbeweis, namlich dass 
der Wert der Schuldursache geringer war als der der ver- 
sprochenen Leistung, ausgeschlossen ist oder nicht zur 
Herabminderung der Verbindlichkeit führt. Damit hangt 
aufs engste zusammen, dass eine Verbindlichkeit nicht so- 
gleich aufhört eine Verbindlichkeit auf Gegenleistung zu 
sein, wenn der Wert der Gegenleistung geringer ist als 
der Wert der dafür versprochenen Leistung. Wenn je- 
mand verspricht, für eine Sache einen Preis zu zahlen, 
ist der Vertrag ein Kaufvertrag, auch wenn der ver- 
sprochene Preis den Wert der Sache um etwas übersteigt; 
wenn jemand versprochen hat, für eine Sache einen Preis 
zu zahlen, und die Sache erhalten hat, dann wird im 
allgemeinen angenommen, dass er den Eaufpreis schuldet, 
auch wenn dieser etwas mehr betragen soUte, als der Wert 
der Sache. Dasselbe gilt auch für das Schuldversprechen. 
Eine Grenze is im allgemeinen nicht zu bestimmen. Für 
den Pall z. B. dass ein Kaufer sich im Irrtum befunden 
hat über den Wert der gekauften Sache, enthalten manche 
Gesetzgebungen besondre Bestimmungen ; für andre Falie 
fehlt in der Regel jede Vorschrift. Wenn z. B. jemand, der 
einem andern durch eine unerlaubte Handlang Schaden zuge- 
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fügt hat, au8 diesem Grunde versprochen hat, ihm eine ge- 
wisse Geldsumme zu zahlen, kann er sich im allgemeinGn 
nicht durch den Beweis, dass der Schade weniger betragen 
hat, von der Verpflichtung befreien, zu zahlen, was or 
darüber hinaus versprochen hat. Nur wenn der Unterschied 
sehr gross ware, könnte er behaupten, dass fiir das Ver- 
sprechen keine genügende causa verbanden ware. Über- 
haupt ist es auflfallend, dass immer nur von einer fehlenden 
oder einer unerlaubten causa die Bede ist (die falsche causa 
ist keine besondre Art), und niemals von einer ungenügen- 
den. Eönnte er beweisen, dass er überhaupt keinen Schadou 
zugefügt batte, dann ware sein Versprechen wegen Man- 
gels einer causa unbedingt kraftlos. — Eigentümlich ist, 
dass weder C. C. noch B. W. eine Beschrankung der Con- 
ventionalstrafe enthalten, dagegen nach dem B. (i. B. (§ 343) 
eine unverhaltnismassig hohe Strafe vom Richter herab- 
gesetzt werden kann. Die causa des Strafversprechens iat 
der durch die NichterfüUung dem Porderungsberechtigton 
entstehende Schade ; in § 343 B. G. B. kommt das ausge- 
zeichnet zur Geltung. In Übereinstimmung mit dem obeii 
gesagten braucht die Strafe nicht gleichals „unangemesseii'' 
betrachtet zu werden, wenn sie höher ist als der durch iw 
NichterfüUung verursachte Schade; sie soU aber, wenn sïti 
einmal als unangemessen betrachtet wird und herabgesetzt 
werden soU, durch das ErfüUungsinteressebestimmt werdeu. 

Die materielle Bedeutung der causa für das Recht der 
obligatorischen Vertrage ist damit erledigt und bedarf nur 
noch der Verdeutlichung. Wir beschranken uns dabei au f 
die fehlende causa; die ungenügende causa bleibt von jetzt 
an ausser Betracht, und über die unerlaubte causa wird 
spater besonders zu sprechen sein. 

Das Vorhandensein einer Schuldursache ist nach dem 

5 
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oben gesagten erforderlich beim Schuldversprechen ; soll 
aas einem Yertrag infolge eines spatern Umstandes eine 
Schaldverbindlichkeit entstehen, dann muss dieser ümstand 
zugleicherzeit eine Schuldursache sein; Yerbindlichkeiten, 
welche keine Schuldyerbindlichkeiten sind, können durch 
Vertrag erzeugt werden ohne Rücksioht auf eine Schuld- 
ursache. Nach der herrschenden Lehre, wie übrigens auch 
nach Art. 1371 B. W., ist bei allen obligatorischen Ver- 
tragen das Vorhandensein einer causa erforderlich. Es ver- 
steht sich, dass man nun auch bei allen anerkanntermassen 
gültigen Vertragen irgend etwas als causa zu bezeichnen 
bestrebt gewesen ist. Die verschiedenen Umstande, die in- 
folgedessen als causa bezeichnet werden, sind nicht nur 
sehr verschiedener Natur, sie stehen auch in sehr verschie- 
denen Beziehungen zum Vertrag und zur Obligation. So wird 
z. B. bei manchen Vertragen der ümstand, dass der Vertrag 
diesen oder jenen Inhalt hat, als causa bezeichnet. Das gilt 
namentlich von den gegenseitigen Vertragen ; was man dabei 
als causa zu bezeichnen pflegt, ist thatsachlich nur der Urn- 
stand, dass der Vertrag eben ein gegenseitiger ist. AUerdings 
pflegte man früher die Gegenleistung, oder die Verpflichtung 
zur Gegenleistung, als die causa der Verpflichtung zur Leistung 
oder dessen Übernahme zu bezeichnen. Das könnte jedoch 
nur dann richtig sein, wenn nicht nur aus dem gegenseitigen 
Vertrag zwei einseitige Verbindlichkeit entstanden, sondem 
auch der Vertrag sich eigentlich aus zwei einseitigen Ver- 
tragen zusammenstellte. Das ist jedoch entschieden unrichtig. 
Was hier als Schuldursache bezeichnet wird, ist immer etwas 
ausserhalb des Vertrags liegendes. Damit steht nicht in 
Widerspruch, dass bei den bedingten einseitigen Vertragen, 
und bei den anderen Vertragen, aus denen eventuell eine 
Schuldverbindlichkeit entsteht, schon aus dem Inhalt des 
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Vertrages bervorgeht, dass eine Schuldverbiadlichkeit daraus 
nicht entstehen soll, ohne dass eine Schuldursaehe einge- 
treten ist; aus solchen Vertragen kann dennoch eine Schuld- 
forderung nicht geitend gemacht werden, ohne dass, ausser 
dem Vertragsschluss, noch etwas andres, das Eintreten der 
Schuldursaehe nachgewiesen wird. In Art. 1371 B. W. ist 
hauptsachlich nur an das Schuldversprechen mit vorher- 
gehender oder ungefahr gleichzeitiger causa gedacht. Das 
soll hier nicht bewiesen werden; wir bemerken nur, dass 
thatsachlich nur das Schuldversprechen die eigentümlichen 
Sohwierigkeiten der causa-lehre veranlasst. Bei den Ver- 
tragen, bei welchen die Verpflichtung übernommen wird, 
eine Leistung zu machen, welche keine Wertleistung ist, 
ist die Prage, ob eine causa vorhanden sei, niemab ernst- 
lich gestellt worden. In England hat man sich vergebens 
angestrengt z. B. beim Auftrag etwas zu finden, das als 
consideration betrachtet werden könnte. Wenn solche Ver- 
trage eine causa haben, ist es jedenfalls etwas, das schon 
aus dem Inhalt des Vertrags hervorgeht, also etwas, das 
nach unsrer Ansicht keine causa (Schuldursaehe) ist, und 
wenn es eine causa sein soll, von selbst gegeben ist. Das- 
selbe gilt von gegenseitigen Vertragen in Bezug auf die 
daraus gleich anfangs entstehenden Verbindlichkeiten auf 
Gegenleistung ; in Bezug auf die nach der ersten Leistung 
entstehende Schuldverbindlichkeit, wie überhaupt in Bezug 
auf Vertrage, aus denen durch eine spatere Schuldursaehe 
eine Schuldverbindlichkeit entstehen soll, gilt das soeben 
gesagte, dass erstens schon aus dem Vertrag hervorgeht, 
dass die Schuldverbindlichkeit nicht entstehen soll ohne 
causa, und zweitens die Schuldursaehe immer zu beweisen 
ist. Der einzige Vertrag, bei welchem die Prage, wie es 
sich mit der causa verhalt, wirkliche Sohwierigkeiten macht, 
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iBt das Schuldversprechen. Auch dabei wird nicht selten 
eine causa in der Yertragsurkunde erwahnt; das gehort 
dann aber nicht zum Inhalt des Yertrags, sondern es 
ist ein in derselben Urkunde aufgenommenes Anerkenntnis. 
Es bleibt übrigens auch dann nicht nur die Prage übrig, 
ob die causa mit genügender Deutlichkeit bezeichnet ist, 
aondern es kann auch in Zweifel gestellt werden, ob die 
causa wirklich verbanden war. Bei keinem der andern Ver- 
trage sind solche Schwierigkeiten denkbar, denn was die an- 
fiiQgliche Gebundenheit unmittelbar aus dem Vertrage anbe- 
trifft, kommt kein ausserhalb des Vertrags stehender Umstand 
in Frage, und wenn aus dem Vertrag eine Schuld verbind - 
lichkeit entstanden sein soU, ist es infolge eines spater einge- 
tretenen Umstandes, der auf alle Falie bewiesen werden muss. 
Beschranken wir uns nun weiter auf das Schuldversprechen, 
dann finden wir zwischen der am Anfang dieses § gegebenen 
Darstellung und der herrschenden Meinung noch diesen 
Unterschied, dass nach der erstero das Schuldversprechen 
auch dann einer causa entbehrt, wenn es schenk weise erteilt 
wurde. In materieller Hinsicht ist kein Unterschied vor- 
handen, denn es ist oben ausdrücklich nur von formlosen 
Vertragen die Rede gewesen, und die Schenkung, welche 
in der Erteilung eines Versprechens besteht, bedarf derno- 
tariellen Beurkundung. Es lasst aber der genannte Unter- 
achied auf eine tiefer gehende Verschiedenheit schliessen 
in der Auffassung der causa überhaupt. Wenn von zahl- 
roichen Schriftstellern, besonders unter den altern, und bis 
in die letzte Zeit auch von richterlichen Entscheidungen, 
davon ausgegangen wird, dass das schenkweise erteilteVer- 
sprechen der causa entbehrt, dann ist es, weil die causa 
nicht nur etwas ausserhalb des Vertrags stehendes, son- 
dern auch etwas objektives ist, die Schuldursache ; hat es 
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eine caiisa, dann ist die causa etwas subjektives. Und dar- 
aus ist wieder folgendes zu schliessen. Wenn die causa etwas 
subjectives ist, etwas in der Vorstellung des Promittenten, 
das ihn veranlasst, das Yersprechen zu erteilen, ist eine 
causa eigentlich immer vorhanden, und kann das Fehlen 
der causa nur bedeuten, dass die Vorstellung des Promit- 
tenten nicht der Wirklichkeit entsprach, dass er sich im 
Irrtum befand. Das letzte kann nicht vermutet werden; 
wenn dagegen die causa etwas objektives ist, ist sie Quelle 
der Obligation n e b e n dem Vertrag, und muss ihre Exis- 
tenz bewiesen werden. Darüber im nachsten §. Derselbe 
ünterschied deutet aber zugleicherzeit auf eine verschiedene 
AuflFassung der bindenden Kraft der Vertrage in ihrem 
Prinzip. Wenn die causa etwas subjektives ist, kommt es 
nur darauf an, was der Promittent gewusst und gewoUt 
hat; das Versprechen ist bindend, sobald wie es erteilt 
wurde bei voller Kenntnis der Sachlage. Ist die causa etwas 
objektives, etwas, das unabhangig ist von der Einigungder 
Vertragschliessenden, dann ist es die Prage, ob der Promit- 
tent befugt war, sich durch ein formloses Versprechen 
zu binden. Ist das letztere richtig für das niederlandische 
Recht, dann gilt darin nicht die Pormfreiheit der obliga- 
torischen Vertrage, die nach der herrschenden Ansicht das 
Prinzip des heutigen Vertragsrechts im Gegensatz zum 
römischen sein soll. Die Kategorien des römischen Rechts 
eind abgeschafft, aber die causa ist als allgemeines Erfor- 
dernis an ihre Stelle getreten. Eine Polge davon is, dass 
z. B. jetzt alle gegenseitigen Vertrage Consensual vertrage 
sind. Aber was die einseitigen Vertrage anbetrifft, ist der 
Zustand nicht so, dass sie jetzt alle die Kraft der Stipula- 
tion haben, mit der sie inhaltlich übereinstimmen, sondern 
dass di^ Stipulation im heutigen Recht fehlt. Dabei war 
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die Stipulation eine sehr wenig umstandliche Form. Sie 
bestand eigentlich nar darin, dass die Yertragschliessenden 
deutlich aagten, dass es sich urn die Begründung einer Obli- 
gation handelte, und nicht um eine blosse Verabredung; 
das gilt auch für die Zeit, wo nur das Wort „spondee" diese 
Bedeutung^ batte. In Deutschland ist die Stipulation ersetzt 
durch das schriftliche, also auch nicht vöUig formlose, 
Schuldversprechen oder Schuldanerkenntnis. Nach nieder- 
landischem Recht hat der formlose, mündliche oder schrift- 
liche, einseitige Vertrag nur ungefahr die Bedeutung des 
constitutum debiti proprii. Für das Versprechen einer nicht 
^eschuldeten Leistung, d. h. für das schenkweise erteilte 
Versprechen, das Versprechen, das eigentlich der „reine" 
Vertrag ist, der „Vertrag an sich", weil es nicht nur ,>abstra- 
hiert" von der Existenz einer Schuld, sondern offen bekundet, 
dass eine Schuld nicht vorhanden ist, — für den Fall also, 
dass jemand sagt: „Ich verspreche dem A, ihm fl. 500 zu 
zahlen, ausschliesslich weil es mir gefallt, ihm das zu ver- 
sprechen", — dafür ist die sehr kostbare und sehr umstand- 
liche Form der notariellen Beurkundung erforderlich. Die 
r)bjektive causa kann definiert werden als ein Grund, kraft 
dessen schon geleistet werden soUte, abgesehen vom erteilten 
Versprechen. Nach niederlandischem Recht kann ein binden- 
des Schuld versprechen nur dann formlos erteilt werden, wenn 
Bchon eine Schuld, und daher, abgesehen von einigen seltenen 
Pallen, auch schon eine Schuldverbindlichkeit vorhanden ist. 

In materieller Hinsicht weicht dieses Ergebnis weniger 
ab von der herrschenden Ansicht, als es vielleicht scheint. 
Sehen wir das Schuldversprechen etwas naher an. Dabei 
ist abzusehen von den Fallen, in denen ausserlich eine 
selbstandige Leistungspflicht übernommen, thatsachlich aber 
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das Schuldversprechen in Erwartung einer künftigen Ge- 
genleistuDg erteilt wird; darüber wird in § 10 die Rede 
sein. Wir nehmen also an, dass der Promittent sich wirk- 
iich hat verpflichten wollen, eine endgültige Wertleistung 
zu machen, und unterscheiden dann folgende Möglichkeiten. 
Entweder es hat eine Schuld bestanden, oder es hat keine 
Schuld bestanden. lm letztern Fall hat der Promittent ge- 
wusst, dass er nicht schuldete, oder er hat es nicht gewusst. lm 
letztgenannten Fall ist auch nach der herrschenden Meinung 
das Schuldversprechen nicht verbindlich wegen mangelnder 
causa. Hat der Promittent nicht geschuldet, und wusste er 
das, dann liegt eine Schenkung vor (vgl. Hamaker, fTeekbl, 
V. Priv. R, Not A. en Reg. 1899 S. 249). Das letztekann 
nun allerdings wieder bestritten werden ; in der Regel verlangt 
man als positives Merkmal der Schenkung den sogenann- 
ten animus donandi, den man bezeichnen könnte als den 
W u n 8 c h , den andern Teil zu bereichern. Der Wille, 
den andern Teil zu bereichern, ist verbanden, sobald der 
Promittent (oder Tradent) weiss, dass er nicht schuldet. Es 
lasst sich fragen, ob nicht dieser Wille als Merkmal der 
Schenkung genügt, und ob nicht der animus donandi im 
oben bezeichneten Sinne zu den juristisch unerheblichen 
Motiven der Handlung gehort. Es lasst sich behaupten, 
dass die Schenkung z. B. von den römischen Juristen in 
diesem negativen Sinne aufgefasst wurde; lasst man das 
credendi causa oder ob causam datum oder promissum aus- 
ser Betracht, dann lasst sich die Definition „donari videtur, 
quod nuUo jure cogente conceditur" (fr. 82 D. 50, 17) 
sehr wohl verteidigen. Lassen wir jedoch die genauere 
Definition der Schenkung dahingestellt, und fragen wir: 
Wenn nun aber der Promittent gewusst hat, dass er nicht 
schuldete, und doch auch nicht den animus donandi hatte? 
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Dann ist das Yersprechen wiederum in k e i n e r Form 
bindend. Die Lchre vom animus donandi batte eben den 
Zweck, derartigen Versprechen die bindende Kraft zu ver- 
sagen. Dieser Punkt soll jetzt noch etwas naher ausgeführt 
werden. 

Nach römischem Recht genügte zur Erzeugung einer 
Schuldverbindlichkeit eine Stipulation. Unter Umstanden 
war dieselbe anfechtbar; dazu gehorte unbedingt der Fall, 
dass sie zustande gekommen war unter der Yoraussetzung, dass 
der versprochene Betrag geschuldet wurde und eine Schuld 
in Wirklichkeit nicht bestand. Diese Yoraussetzung jedoch 
war eine subjective; es kam nur darauf an, was die Yer- 
tragschliessenden, besonders der Promittent, gewusst und 
gewoUt batten. Die condictio indebiti war also nur dann 
begründet, wenn der Promittent sich über das Bestehen der 
Schuld im Irrtum befunden batte, und dieser Irrtum musste 
sogar, wie allgemein angenommen wird, ein entschulbarer 
gewesen sein. Hatte der Promittent gewusst (oder sogar 
auch nur wissen mussen), dass er nicht schuldete, und 
hatte er dennoch das Yersprechen erteilt, dann war es nach 
römischem Recht unantastbar. Wie wurde das nun von den 
römischen Juristen gerechtfertigt P Damit, dass der Promit- 
tent (bezw. der Tradent) dann eben hatte schenken wollen; 
fr. 47 D. 38, 1; fr. 7, § 2 D. 41, 4; fr. 12 D. 46, 2; 
fr. 53 D. 50, 17. Auch Bahr bat sich dieses Argument 
nicht entgehen lassen. Er unterstellt, dass zwar die Nicht- 
existenz der Schuld, welche angeblich die Erteilung des 
Yersprechens veranlasst haben soll, nachgewiesen ist, aber 
nicht, dass der Promittent sich darüber im Irrtum befunden 
hat, und sagt dann (Anerkennung, § 19, 3. Ed. 8. 55): 
„Wenn nun bei diesem zwischen Schuld und Nichtschuld 
„sch webenden Non liquet der Richter gleichwohl sich dahin 
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„entscheidet, dass es bei der geschehenen Zahlung zu ver- 
„bleiben habe, so liegt der letzte Rechtfertigungsgrund hier- 
„für darin, dass der Zahlende ja auch o h n e allen Rechts- 
„grund sich seines Vermogens entaussern, d. h. s c h e n- 
„ken kann; und dass daher Derjeuige, welcher zwarohne 
„erkennbare Schuld, aber auch ohne erkennbaren Irrtum 
„zahlte, als ein solcher angesehen werden dürfe, der habe 
„schenken wollen. Dieser Gedanke hat in einer Mehrzahi 
„von Stellen seinen Ausdruck gefunden" : (folgen die soeben 
citierten Stellen). Das letzte ist nun nicht ganz richtig; in 
den citierten Stellen wird nicht von einem Non liquet, 
sondern vom Fall gesprochen, dass es positiv feststeht, dass 
der Tradent oder Promittent wusste, dass er nicht schuldete. 
Aber andrerseits war, wie oben^schon bemerkt wurde, in 
diesem Fall nach der Ansicht der römischen Juristen eine 
wirkliche Schenkung verbanden; der Schenkungswille war 
nach ihrer Auffassung nichts als der Wille, eine nicht ge- 
schuldete Zuwendung zu machen. Die Hauptsache ist aber 
von BiHR richtig erfasst, namlich, dass jene Stellen den 
Zweck batten, zu erklaren, weshalb die condictio indebiti 
nur begrilndet war, wenn ein Irrtum verlag. Ein in Stipu- 
lationsform erteiltes Versprechen war unanfechtbar, wenn 
es erteilt war bei voller Kenntnis der Sachlage ; batte keine 
Schuld bestanden und batte der Promittent das gewusst, 
dann batte er eben schenken wollen. If atürlich wurde dabei 
nicht gedacht an die Beschrankungen, denen auch in Rom 
die Schenkung unterworfen war, namentlich durch die lex 
Cincia, sonst batte die Construktion des Versprechens als 
eine Schenkung gerade dazu führen mussen, es nicht 
bindend zu erklaren. — Wenden wir uns nun vom römischem 
Recht der klassischen Zeit unmittelbar zu der herrschen- 
den Auffassung im 17. und 18. Jahrhundert. Dort finden 
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wir erstens die Auffassung, dass die Yertrage im allge- 
[fieinen nunmehr von jeder Form entbunden seien; an der 
tStelle der Stipulation finden wir also ein formloses Ver- 
ti[>rechen. Andrerseits wurde iodessen angenommen, dass 
alle Yertrage ohne Unterschied eine causa haben mussen; 
^un abstrakten Vertragen wusste man nichts. Als causa 
wurde unter anderm der animus donandi betrachtet. End- 
Heb finden wir die ganze Materie beherrscht durch das 
Prinzip, dass Schenkungsabsicbt nicht leicht anzunehmen 
iBt. Denken wir uns nun folgenden Fall. Jemand bat 
üin Schuld versprechen erteilt; wir können annehmen, ein 
formloses. Es steht fest, dass er nichts geschuldet bat; er 
kann aber nicht behaupten, sich im Irrtum befunden zu 
haben. Er erklart, er habe allerdings gewusst, dass er nicht 
Bchuldete, er habe das aber damals dem scheinbareu Be- 
weise seiner Schuld gegenüber nicht beweisen können, der 
Klager habe ihm mit sofortiger Verfolgung gedroht, welche 
ihn in grosse Ungelegenheiten gebracht haben würde, oder 
sogar den Eonkurs über ihn verhangen lassen wollen, was 
seinen Eredit erschüttert, und seinen Ruin herbeigeführt 
hiltte. Von einem eigentlichen Zwang soll hier nicht die 
Itede sein ; das Versprechen ware dann unverbindlich, auch 
(»hne dass das Fehlen der Schuld bewiesen zu werden 
brauchte. Eonnte nun der Klager behaupten, wenn es sich 
ïjo zugetragen habe, habe der Promittent schenken wollen ? 
ïlatte man die Schenkun^absicht noch ebenso aufgefasst, 
wie die römischen Juristen sie auffassten, dann batte auch 
dtts Prinzip, dass eine Schenkung nicht vermutet werden 
auUte, nichts genützt, denn hier war unzweifelhaft bewie- 
aea, dass eine Schenkung in dem Sinne stattgefunden 
hatte. Man verstand aber zugleicherzeit unter einer Schen- 
kung etwas andres. Um sich darauf berufen zu können, 
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hatte der Klager wahrscheinlich machen mussen, dass der 
Promittent sich bei der Erteilung des Versprechen hatte 
leiten lassen von Gefühlen der Freundschaft und desWohl- 
woUens, dass er den Wunsch gehabt hatte, den Klager zu 
bereichern, dass Preigebigkeit das Motiv seiner Handlung 
gewesen war. Und wenn man den BegrifiF der Schenkung 
in dieser Weise beschrankte, war es nicht um die dafür 
geitenden positive Pormvorschrift ebenfalls zu beschranken, 
sondern um in Pallen wie dem oben erwahnten eine Berufung 
auf den animus donandi als causa unmöglich zu machen. — 
Lassen wir die Pormvorschrift einen Augenblick dahinge- 
stellt. If ehmen wir an, dass die Schenkung zwar keine causa 
hat, dass sie aber kraft positiver Gesetzesvorschrift dennoch 
verbindlich ist. Oder, wasauf dasselbe hinauskommt, nehmen 
wir an, dass der animus donandi eine genügende causa ist. 
Auf welche causa kann dann in einem Pall wie dem soeben 
erwahnten der Klager sich berufen, wenn die Erteilung 
eines Schuldversprechens unter solchen ümstanden nicht 
als Schenkung betrachtet werden darf ? So verschiedenartiges 
man auch früher und spater als causa betrachten zu dürfen 
geglaubt hat, darunter ist nichts zu finden, das hier an- 
wendbar ware; eher noch wird man finden, dass solche 
Palle unter den Gesichtspunkt der unerlaubten causa ge- 
bracht werden. In der allerletzten Zeit hat man allerdings 
versucht, schon den Willen sich zu verpflichten, oderetwas 
derartiges, als hinreichende causa zu betrachten. Wenn 
aber die causa ein positives Erfordernis für die Gültigkeit 
des Versprechens sein soll, oder wenn sogar dessen Vor- 
handensein selbstandig bewiesen werden muss, kommt et was 
derartiges nicht in Betracht. Die causa im Sinne des B. W. 
muss doch zum mindesten etwas sein, von dem bewiesen 
werden kann, dass es nicht verbanden gewesen ist, — Wie 
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man es nimmt, nach der Auffassung, der die Bestimmungen 
des B. W. entstammen, ist ein Schuldversprechen, wenn 
auch der Promittent gewusst hat, dass er nicht schuldete, 
aber auch nicht hat schenken wollen, nicht bindend. Um 
das zu erreichen, hat man einerseits den Begriff der Schen- 
kung eingeschrankt. Andrerseits hat man aber dazu auch 
nicht selten den BegrifiF der Schenkung wieder ausgedehnt 
auf jede wissentlich nicht geschuldete Zuwendung, und sich 
gleichzeitig auf die Pormbedürftigkeit der Schenkung be- 
rufen. Dass es ursprünglich der Zweckjener Formvorschrift 
gewesen ist, gerade die Versprechen zu treffen, welche ohne 
Schuld, aber auch ohne eigentliche Schenkungsabsicht, er- 
teilt sind, soU hier nicht behauptet werden ; sie ist aber oft 
dazu benutzt, die Elage aus einem solchen Versprechen abzu- 
weisen. Wo der Klager nicht im stande war, die Existenz 
einer gehörigen causa zu beweisen, ist wiederholt entschieden, 
dass in der Erteilung des Versprechens bestenfalls eine Schen- 
kung gesehen werden könnte, welche, weil sie der vorge- 
schriebenen Porm entbehrte, unverbindlich sei. Mitunter 
wurde sogar erwogen, das vom Klager angeführte sei keine 
genügende causa, und die Erteilung der Versprechens so- 
m i t als eine Schenkung zu betrachten. Es war nicht nur 
eine weitverbreitete Ansicht, dass die Schenkung keine 
causa habe ; man begegnet nicht selten der Ansicht, dass ein 
schriftliches Leistungsversprechen, wenn darin keine causa 
angegeben, oder auch nur das Versprochene als geschuldet 
bezeichnet ist, eine Schenkung sei, oder wenigstens so lange 
als eine Schenkung zu betrachten sei, wie eine causa nicht 
bewiesen werde. Diese Anschauung ist bezeichnend, obwohl 
überflüssig. Unzweifelhaft ist jedoch folgendes: Wenn der 
Klager nicht behaupten kann, dass das Versprochene ihm ge- 
schuldet wurde, oder wenn sogar im Prozesse feststeht, dass 
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es nicht geschuldet wurde, ist ein formloses Versprechen 
unverbindlich, und es braucht nicht ermittelt zu werden, 
ob der Promittent irrtümlich geglaubt hat zu schulden, oder 
hat schenken wollen, oder aus irgend einem andern Grunde 
das Versprechen erteilt hat. Das ist der feste Kern der hier 
dargestellten causa-lehre, und man wird wohl thun, daran auch 
de lege ferenda feetzuhalten. Man wird künftig nicht mehr 
von dem, der sich auf ein Schuld versprechen beruft, den 
Beweis verlangen, dass das Versprochene geschuldet wurde; 
man wird aber immer in gewissen Fallen eine Anfechtung 
des Versprechens zulassen mussen. Dieser Anfechtung ist 
als Voraussetzung das Fehlen einer Schuld zu 
Grunde zu legen. Der „rechtliche Grund" von dem in §812 
B. G. B. die Rede ist, ist in der Regel, wenn auch nicht 
immer, eine Schuldursache. Als Voraussetzung dercondictio 
indebiti verlangt das B. G. B. schon nicht mehr, wie das 
gemeine Recht, den Beweis eines Irrtums; es gestattet aber 
dem Beklagten, zu beweisen, dass der Klager gewusst hat, 
dass er nicht schuldete (§ 814). In Bezug auf die Übérnahme 
einer Schuld verbindlichkeit steht das in einem eigen tümlichen 
Widerspruch zur Formbedürftigkeit der Schenkung, wenn 
sie in der Erteilung eines Versprechens besteht (§ 518); 
es ist wahrscheinlich die romanistische Gleichstellung der 
Anfechtung des abstrakten Vertrags mit der Rückforderung 
einer Leistung daran schuld. Wir nehmen an, dass jemand 
leistet, in diesem Fall durch die Erteilung eines Verspre- 
chens, „zum Zwecke der ErfüUung einer Verbindlichkeit", 
obwohl er weiss, dass keine Verbindlichkeit besteht; wie 
man sich das zu denken hat, ist auch schon nicht ganz 
klar, denn es kann sich nicht einfach darum handeln, dass 
die gemachte oder versprochene Leistung als geschuldet be- 
zeichnet wird. Wir können uns kaum den Fall denken, dass 
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hier keine Schenkung yorlage, und dennoch der Glaubiger 
einen bessern Anspruch faatte auf Aufrechterhaltung 
des Geschafts, als wenn ihm geschenkt ware. 

Das Erfordernis einer objektiven causa gilt nicht fürden 
Erlass (anders im englischen Recht). Inwiefem ein ohne 
causa übertragenes dingliches Recht zurückgefordert werden 
kann, oder die Übertragung ein Recht auf Schadenersatz 
begründet, ist eine Frage, welche hier nicht zu behandeln 
ist. Es soU nur bemerkt werden, dass dafür nicht dasselbe 
zu gelten braucht, wie fiir das ohne causa erteilte Schuld- 
versprechen; dass beides unter denselben Gesichtspunkt 
fallen sollte, ist eine Anschauung, welche dem niederlan- 
dischen Recht vöUig fremd ist. Die Rückforderung einer ge- 
schehenen Zahlung, wird beherrscht von den Vorschriften über 
die condictio indebiti (Art. 1395 flf. B. W.); die Verteidigung 
gegen ein Schuldversprechen von den Vorschriften über die 
causa (Art. 1371 ff. B. W.). Wenn beide von demselben 
Gesichtpunkt aus betrachtet werden sollen, dann ist es in 
einer andern Weise. A hat dem B eine Zahlung gemacht, 
und behauptet, ihm nichts geschuldet zu haben. ISnn ist 
es die Frage, ob ein Grund verbanden ist, B zur Rück- 
zahlung zu zwingen, etwas aus dem Yermögen des B in 
das des A übergehen zu lassen. Hat dagegen A dem Bein 
Schuldversprechen erteilt, und behauptet er, ihm nichts ge- 
schuldet, zu haben, dann ist es die Frage, ob ein Grund 
vorhanden ist, etwas aus dem Vermogen des A in das des 
B übergehen zu lassen. Wo ein Prozess geführt wird über 
das Forderungsrecht selbst, wird dasselbe niemals als schon 
zum Vermogen des Berechtigten gehörig betrachtet, sodass 
die Bestreitung als eine Rückforderung zu betrachten ware. 

Über die unerlaubte causa braucht hier nur sehr 
wenig gesagt zu werden. Eine unerlaubte causa im eigent- 
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lichen Sinne, eine UDerlaubte Schuldursache, ist nur dann 
vorhanden, wenn etwas versprochea wird als Gegenleistung 
für eine unerlaubte Leistung. Ob aus einem unerlaubten 
Verhalten überhaupt eine Schuld entstehen kann, kunnen 
wir dahingestellt lassen; jedenfalls kann auf Grund einer 
solchen Schuld keine Verbindlichkeit übernommen werden. 
Dieser Fall ist nun freilich auch nach der üblichen Auf- 
fassung der typische Fall der unerlaubten causa ; ausserdem 
aber werden unter denselben Gesichtspunkt alle Vertrage 
gebracht, welche man für nicht verbindlich halt, weil sie eine 
gesetzwidrige oder unsittliche T e n d e n z haben. Die Be- 
ziehung dieser Tendenz zum Vertrage ist wiederum eine sehr 
mannigfache. Auffallend ist jedoch, dass in sehr vielen solchen 
Pallen keine Schuld vorhanden ist, und der Vertrag also 
eher*al8 ein Vertrag ohne causa betrachtet werden müsste; 
die Unsittlichkeit des Vertrages liegt dann darin, dass jemand 
sich etwas versprechen lasst, das ihm nicht geschuldet wird. 
Dazu gehort z. B. der Fall, dass sich jemand etwas ver- 
sprechen lasst für eine Leistung, welche er schon ander- 
weitig verpflichtet ist zu machen; auch der Vertrag, bei 
welchem Wucherzinsen versprochen werden, kann dazu ge- 
bracht werden. — Die Gewohnheit, bei allen Vertragen, 
welche aus irgend einem Grunde dem Richter verwerflich 
vorkommen, von einer unerlaubten causa zu sprechen, hat 
einerseits dazu beigetragen die causa-lehre zti verwischen, 
weil sie dazu veranlasste, unter causa überhaupt die Tendenz 
eines Vertrages zu verstehen, und ist andrerseits Ursache 
gewesen, dass die Lehre von den verwerflichen Vertragen 
sich nicht hat entwickeln können. Der Fall, dass etwas ver- 
sprochen ist als Gegenleistung für eine unerlaubte Leistung, 
ist gewiss nicht der einzige Fall eines verwerflichen Ver- 
trages; es giebt andre Vertrage, welche auf keinen Fall 
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bindend sein dürfen. So giebt es z. B. Handlungen, bei 
denen man yollstandig frei ist, bei denen man aber aueh 
frei bleiben solL Es ist z. B. nicht unsittlich, seine Stimme 
nicht auszubringen bei einer politischen Wahl; es ist aber 
unsittlich und unstatthaft, sich zu verpflichten, nicht zu wah- 
len, oder eine bestimmte Person zu wahlen. Es ist da noch vie- 
les aufzuklaren ; es bringt jedoch keinen Schritt weiter, wenn 
man in solchen Fallen von einer „unerlaubten causa" spricht. 
Verschieden beantwortet wird die Prage, ob, wie man 
es auszudrücken pflegt, eine natürliche Yerbind- 
lichkeit eine genügende causa ist, d. h. ob auf Grund 
einer bloss moralischen Verpflichtung eine Schuldverbind- 
lichkeit übernommen werden kann. Es wurde oben bemerkt, 
dass man sehr verschiedene Erscheinungen unter den Ge- 
sichtspunkt der natürlichen Verbindlichkeit zu bringen pflegt, 
und dass daher nicht bei allen natürlichen Yerbindlichkei- 
ten die Wirkungen dieselben sein können. In Bezug auf 
die gestellte Prage kann die Lehre von der Schuld die Ent- 
scheidung bringen. Ein auf Grund einer natürlichen Verbind- 
lichkeit erteiltes Schuldversprechen ist als bindend zu be- 
trachten, wenn eine Schuld im eigentlichen Sinne vorhanden 
war. In den andern Pallen, in denen man von einer natür- 
lichen Verbindlichkeit zu sprechen pflegt, reicht diese nicht 
aus, um dem Schuldversprechen den Charakter einer Schen- 
kung zu nehmen ; aber gerade deshalb kann sehr wohl auch 
in diesen andern Pallen die Rückforderung des freiwillig 
geleisteten ausgeschlossen sein (Art. 1396, Abs. 2, B. W. ; 
Art. 1235, Abs. 2, CC). 
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§ 8. Der Beweis der causa, insbesondre mittelst 
Anerkenntnisses. 

Ein Schuldvereprechen erzeugt eine Verbindlichkeit nur 
dann, wenn eine Schuld vorhanden ist; wer daher aus 
einem Schuldverspreehen Klage erhebt, muss behaupten 
und beweisen, dass es eine Schuld giebt, oder eine Schuld- 
ursache gegeben hat. Der Beweis des einen ist auch der 
Beweis des andern : wenn die Existenz einer Schuld be- 
wiesen ist, folgt daraus, dass es eine Ursache gegeben hat; 
und wenn bewiesen ist, dass es eine Schuldursache gegeben 
hat, folgt daraus, dass eine Schuld zur Existenz gelangt 
ist, und bis auf weiteres, dass sie existiert. Das Vorhanden- 
sein einer causa muss vom Klager (Glaubiger) bewiesen 
werden; darin liegt die Haupteigentiimlichkeit des nieder- 
landischen Rechts in Bezug auf die causa. Es weicht darin 
auch vom französischen Recht ab. In Frankreich konnte 
auf Grund des Art. 1132 O.C. „La convention n'est pas 
„moins valable, quoique la cause n'en soit pas exprimée", 
angenommen werden, dass das Yorhandensein einer causa 
vermutet werden darf. Die entsprechende Vorschrift im 
B. W., Art. 1372, erhielt folgende Fassung: „Wenn keine 
j^oorzadk ausgedrückt ist, und dennoch eine erlaubte an- 
„wesend ist, oder auch wenn eine andre erlaubte oorzaak 
„als die ausgedrückte besteht, ist nichtsdestoweniger der 
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„Vertrag von Kraft (hat . . . der Vertrag bindende Kmft)." 
Es sollte damit, wie uns von Asser (Het B. W. vergeleken 
met het Wetb. Nap. S. 480 f.) bezeugt wird, entschieden 
werden, dass allerdings eine ürkunde über ein Schuldver- 
sprechen nicht deshalb der Beweiskraft entbehrt, weil sie 
die causa nicht erwahnt, dass aber in diesem Fall das Vor- 
handensein der causa anderweitig bewiesen werden muss. 
Es ist weiter darin entschieden, dass es gestattet sein soll, 
eine andre causa anzuführen, als die in der Urkunde er- 
wahnte; denn, sagt Asser, wenn man nicht yerpflichtet ist, 
in der Urkunde die causa zu erwahnen, ist man „a for- 
tiori" auch nicht verpflichtet, die richtige zu erwahnen. 

Der Beweis kann durch alle Mittel erbracht werden, 
was im allgemeinen keine weiteren Erörterungen veranlasst, 
insbesondre aber durch die Berufung auf eine Anerkennung. 
Eine Polge da von ist, dass die Beweisvorschrift für den, 
der sie anzuwenden versteht, schliesslich nur zu einer sinn- 
losen Pörmlichkeit führt; es fehlt aber in der Rechtsge- 
schichte keineswegs an ahnliche Sinnlosigkeiten. Die An- 
erkennung kann gleich in die ürkunde aufgenommen werden, 
welche das Schuldversprechen enthalt; es ist also bloss an 
Stelle des einfachen Schuldversprechens eine doppelte Er- 
klarung erforderlich. Man könnte schreiben : „Ich verspreche 
dem A, ihm fl. 500 zu zahlen; es ist eine causa vorhan- 
den." Kaum mehr Bedeutung hat z. B. die Klausel „Wert 
erhalten", welche nach einer standigen Praxis als Beweis 
einer gehörigen causa genügt. Aus dem bisher Gesagten 
geht hervor, dass die Existenz einer causa ebenfalls nach- 
ge wiesen ist, wenn die ürkunde lautet: „Ich verspreche 
dem A, ihm zu zahlen PI. 500, welche ich ihm 
schuld e", oder : „Ich bekenne dem A zu schulden fl. 500, 
welche ich ihm zu zahlen verspreche" ; aus der Anerkennung 
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der Schuld folgt notwendig, dass sie eine Ursache gehabt 
hat. Namentlich die letztere Fassung ist sehr haufig; an- 
lasslich eines so gefassten Schriftstückes erwog der H. R. 
in der Entscheidung vom 13 Febr. 1870 (W. 3192): „dass 
„also die Urkunde enthalt eine einseitige Verbindlichkeit 
„(d. h. einen Vertrag zur Begründung einer einseitigen Ver- 
„bindlichkeit, ein Schuld versprechen) zu zahlen eine be- 
„stimmte Summe in barem Geld, und dass als oor,^aaft jener 
„Verbindlichkeit (jenes Versprechens) in der Urkunde aus- 
„gedrückt ist eine dabei (darin) anerkannte Schuld." Diese 
Entscheidung stiramt, wie schon gesagt wurde, überein mit 
einer schon vor Jahrhunderten in Frankreich herrschenden 
Praxis, und die ihr zu Grunde liegende Anschauung kommt 
in der niederlandischen Praxis auch jetzt noch haufig zur 
Geltung; von den Schriftstellern aber scheint keiner die 
Entscheidung verstanden zu haben. Über sie schreibt Naber 
(der übrigens anzunehmen scheint, dass der H. R. hier, 
wie in der That andre Gerichte gethan haben, Anerkennung 
als die causa betrachtet): „Wer anerkennt „zu schulden" 
„und infolgedessen „zu zahlen verspricht" legt vielleicht 
„zwei verschiedene Erklarungen ab, aber in der Regel, so 
„würde ich mit Jhbring und den Entwerfern des künftigen 
„deutschen Gesetzbuches annehmen (gemeint ist der Entw. 
„I. Les. des B. G. B.) ist hier uur ein Gedanke in zweierlei 
„Fassung vorhanden, und von causa also keine Spur." Inso- 
fern ist dies riohtig, als man mit der Abgabe einer solchen 
Urkunde nur einen Zweck hat, die Erzeugung einer 
Schuldverbindlichkeit, oder besser, die Möglichkeit, eine 
Schuldforderung einzuklagen; es wird aber noch in weiten 
Kreisen gefühlt, dass dazu beide Erklarungen erforderlich 
sind. Es verdient jedenfalls Beachtung, dass man in so 
zahllosen Schuldurkunden, vielleicht in den meisten (ab- 
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gesehen von den im Handel gebrauchlichen Pormeln), diese 
doppelte Pormel vorfindet. Dass sie sehr alt ist, mogen 
eine Anzahl Urkunden aus der Mitte des 14. Jahrhunderts 
beweisen, mitgeteilt von P. Puntschart (Schuldvertrag 
und Treugelöbnis, S. 402, n. 2) ; merkwürdig ist auch eine 
daselbst (im Text) mitgeteilte Stelle aus der Glosse zum 
Sachsischen Weichbildsrecht : ,,Ir sollit wissin: is sint 
„nicht vil wort die eynen man schuldig machen; sunder 
„spricht eyner zu dem andern : „du bist mir das schuldig" ; 
„gehner antwortet »jo"; spreiche denn disser: „gelabstu 
„denne is mir zu gebenP" unde ghener antwort: „ichgelab 

„is" " (wir citieren auch noch den Schluss desSatzes:) 

„ . . . unde gelabit er denne mit slechten worten, er is also 
„phlichtig zu leisten, als ab er sich sere verbunde" (v. 
Daniels, v. Gruben u. Kühns, Rechtsdekmaler des deut- 
schen Mittelalters, I, S. 276). Ein einfaches Leistungsver- 
sprechen ohne Schuldanerkennung ist unvoUstandig, und legt 
besonders den Gedanken einer Schenkung nahe. Dass ein Ver- 
sprechen ohne Schuldanerkennung an sich eine Schenkung 
ist, war anfanglich auch die Ansicht des H. R. Jemand 
hatte einem andern „als in seinem Dienst beschaftigt" und 
„als Belohnung für die von ihm bis dahin geleisteten Dienste, 
gezeigte Treue und Anhanglichkeit" eine „Besoldung" zuge- 
legt für die Zeit seines Lebens. Die Behauptung des Be- 
klagten, dass hier eine Schenkung vorlag (es ging das fast 
aus jedem Worte hervor), wurde vom H. R. (Entsch. vom 
29. Nov. 1850, W. 1179) für begründet gehalten: „erstens, 
„weil die Schrift keine Anerkennung enthalt der Exis- 
„tenz einer Schuld . . ." Noch deutlicher drückt sich die 
Entsch. vom 4. Apr. 1851 (W. 1215) aus in einer ahnlichen 
Sache: „dass, wo die vom Klager als Beweis dieser Por- 
„derung produzierten Schriftstücke durchaus keine Aner- 
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„kennung einer bestehenden Schuld oder Verbindlichkeit 
„vom Aussteller an den Klager enthalten, dieselben keinen 
„Vertrag darstellen, aus welchem für die Beklagten eine 
„Verpflichtung ex contractu ihres Erblassers hat geboren 
„werden können"; diese Worte bilden eine selbstandige Er- 
wagung. — SoU durch die Urkunde das Bestehen eines 
Forderungsrechts vöUig bewiesen werden, dann muss dem 
Versprechen noch eine Schuldanerkennung zugefügt werden ; 
eher genügt die Schuldanerkennung allein. Man ist sich 
der Bedeutung eines solchen Zusatzes unter Ifichtjuristen 
im allgemeinen so wohl bewusst, dass er gerade bei Schen- 
kungen, welche aus irgend einem Grunde das Licht des 
Tages nicht vertragen können (Benachteiligung von Glau- 
bigern, Verkürzung gesetzlicher Erbteile, Steuerunterschla- 
gung, u. s. w.) oder bei welchen man einfach die Kosten 
einer notariellen Urkunde hat sparen wollen, sozusagen 
niemals fehlt. 

Die Schuldanerkennung, welche ein Schuld versprechen be- 
gleitet, soU die causa beweisen. Wenn man aber sagt, die 
Schuldanerkennung und das Schuldversprechen batten die- 
selbe Bedeutung, waren nur zwei Ausdrücke für denselben 
Gedanken, dann ist das nicht unrichtig. Die Aushandigung 
einer Urkunde, welche nur die Anerkennung einer Schuld 
euthalt, hat nach der Anschauung der beteiligten Personen 
dieselbe Bedeutung, wie die Aushandigung eines schriftlichen 
Schuldversprechens. Vollkommen richtig sagt auch Bahr: 
„lm gewöhnlichen Leben würde man schwerlich Gewicht 
„darauf legen, ob ein Schuldschein ein ausdrückliches Zah- 
„lungs versprechen enthalte oder nicht." Das schriftliche 
Schuldanerkenntnis und das schriftliche Schuldversprechen 
haben beide „im gewöhnlichen Leben" dieselbe Bedeutung, 
weil sie denselben Zweck und nach der Anschauung der 
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Nichtjuristen denselben Erfolg haben, und nach ihrer An- 
sicht das Schuldanerkenntnis dazu sogar das geeignetere 
Mittel ist. Eine solche Anschauung soll man histo- 
risch erklaren. — Schuldanerkenntnis und Schuldver- 
sprechen haben denselben Zweck. Wenn jemand einem an- 
dern ein schriftliches Zahlungsversprechen aushandigt, hat das 
den Zweck, ihm die Möglichkeit zu verschafiFen, einen An- 
spruch auf Zahlung geitend zu machen. Wenn jemand einem 
andern ein schriftliches Schuldanerkenntnis aushandigt, hat 
das denselben Zweck; es soll dem letztern die Möglichkeit 
verschaffen, einen Anspruch auf Zahlung geitend zu ma- 
chen, und zwar dadurch, dass es einen Anspruch auf Zah- 
lung b e w e i s t. Dass das Anerkenntnis wenigstens ur- 
sprünglich nur Beweismittel war, ist schwer zu leugnen ; 
nach der Ansicht deren, die Anerkenntnisse geben und sich 
geben lassen, ist es auch ein genügendes Beweismittel. Naóh 
dem buchstablichen Inhalt soll das Zahlungsversprechen 
einen Anspruch erzeugen, das Anerkenntnis einen schon 
bestehenden beweisen. Thatsachlich dient das erstere nur 
ausserst selten dazu, ein Porderungsrecht zu erzeugen, wo 
noch keines vorhanden ist ; in der Regel soll es nur dazu 
dienen, die Geltendmachung eines bestehenden Forderungs- 
rechts zu sichern und zu erleichtern. Umgekehrt kann das* 
Anerkenntnis dazu benutzt werden, den Beweis eines An- 
spruchs zu schaffen, wo keiner vorhanden ist, und damit 
die Möglichkeit den Anspruch geitend zu machen, als ob 
man ihn hatte. Ob man beweisen kann, ein Recht zu haben, 
oder es wirklich hat, ist praktisch dasselbe, jedenfalls bis 
auf die Erbringung des Gegenbeweises. Das Schuldaner- 
kenntnis soll also die Möglichkeit schaffen, einen Anspruch 
auf Zahlung geitend zu machen, zunachst (bis auf den 
Gegenbeweis, wo derselbe möglich ist) unabhangig davon. 
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ob ein Anspruch vorhanden ist oder nicht. Diese Verwen- 
duog des Schuldanerkenntnisses ist uralt; um nicht weiter 
zurückzugreifen, erinnern wir, dass sie schon von Gajus 
(III, 134) als unter den Peregrinen gebrauchlich erwahnt 
wird. Zu bemerken ist noch, dass die Anerkennung einer 
nicht vorhandenen Schuld kaum als eine Umgehung des 
Gesetzes zu betrachten ist, und keineswegs als etwas uner- 
laubtes; wenn das Gesetz der Anerkennung Beweiskraft 
beliegt, rechnet es mit der Möglichkeit, oder soU es doch 
damit rechnen, dass sie nicht der Wahrheit entspricht. Dar- 
auf kommen wir spater zurück. — Wie ist man aber dazu 
gekommen, das Anerkenntnis dem Versprechen sogar vor- 
zuziehenP Woher kommt es, dass man oft dem Zahlungs- 
versprechen als blosse Porm die Worte anhangt : „ . . . welche 
ich ihm schulde", und niemals dem Schuldanerkenntnis als 
blosse Porm die Worte : „ . . . welche ich ihm zu zahlen 
verspreche". Dafür muss die Erklarung bei der causa-lehre 
gesucht werden. Ein Recht wie das römische Recht der 
klassischen Zeit gab dazu keine Veranlassung. Ob und 
welche ÏTachteile dem Gebrauch des Schuldanerkenntnisses 
im Wege standen, können wir dahingestellt lassen. Jeden- 
falls aber genügte ein Versprechen, wenn es in Stipula- 
tionsform erteilt wurde ; über die Stipulation konnte eine 
Urkunde aufgenommen werden. Dabei zeigte sich jedoch 
allmahlig etwas ahnliches, wie anderswo beim Schuldaner- 
kenntnis; man unterliess es nach und nach, die Stipulation 
wirklich vorzunehmen, und erwahnte nur in der Urkunde, 
dass sie stattgefunden hatte. Und doch ware es wohl in der 
Regel ziemlich einfach gewesen, die Stipulation wirklich 
vorzunehmen, wahrend man dadurch, dass man das unter- 
liess, sich der Gefahr aussetzte, dass der Gegner sich darauf 
berufen würde und im Stande sein würde, es zu beweisen. 
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Wenn man es dennoch that, war es ursprünglich wohl haupt- 
sachlich, weil man dem Gegner einen solchen Verstoss ge- 
gen Treu und Glauben nicht zutraute ; auch ist anzunehmen, 
dass die Richter den Gegenbeweis nicht leicht als erbracht 
ansahen, weil sie vermuten konnten, dass, wenn auch die 
Stipulation nicht stattgefunden haben möchte, es doch mit 
der Schuld seine Richtigkeit hatte. Schliesslich wurde der Ge- 
genbeweis ausgeschlossen ; nach c. 14 C. 8,38 durfte nur 
noch „liquidis ac manifestissimis probationibus" nachge- 
wiesen werden, dass einer der beiden Vertragschliessenden 
sich ausserhalb der „civitas" befunden hatte, in welcher es 
hiess, dass die Urkunde aufgenommen ware. Dass dadurch 
faktisch eine litterarum obligatie an die Stelle der verborum 
obligatio getreten war, wurde Inst. 3,21 anerkannt. Faktisch ; 
denn formell beruhte die obligierende Kraft der Urkunde 
darauf, dass sie eine Stipulation bewies. Noch vieles hatte 
sich inzwischen ausserdem geandert. So nahm man an, das 
die verschiedensten Ausdrücke für ein erteiltes Versprechen 
eine Stipulation an(}euten soUten. Besonders aber bediente man 
sich jetzt auch vielfach des schriftlichen Schuldanerkennt- 
nisses; diese Sitte ist wohl dem zuzuschreiben, dass die 
damaligen römischen Burger zum bei weitem grössten Teil 
Enkel waren der Peregrinen aus Gajus' Zeit. Das Schuld- 
anerkenntnis wurde nun schliesslich auch als Versprechen 
aufgefasst. Das kann hier indessen ausser Betracht bleiben; 
es ist uns nur zu thun um den Gegensatz zwischen dem 
spezifisch römischen Recht und dem heutigen niederlandi- 
schen. lm spateren römischen Recht finden wir faktisch an 
Stelle der Stipulation eine Urkunde, die cautio ; im Prinzip 
enthielt die cautio eine Stipulation, oder bewies sie doch 
eine Stipulation. Der heutzutage übliche Schuldschein da- 
gegen enthalt an erster Stelle die Anerkennung einer Schuld ; 
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sehr oft fehlt ein Versprechen darin überhaupt, und wo es 
vorhanden ist, dient es eigenlich nur dazu, um Zahlungs- 
frist, Zahlungsort oder sonstige Modalitaten der Leistung 
anzudeuten, welche sich in der eigentlichen Schuldanerken- 
nung nicht unterbringen lassen. Dieser Schuldschein kann 
nicht entstanden sein unter den Einfluss des reinen römischen 
Rechts; er ist entstanden unter dem Einfluss eines Rechts, 
nach welchem eine Schuld yerbindlichkeit nicht erzeugt wer- 
den konnte durch ein blosses formloses Versprechen oder 
durch ein so wenig umstandliches formelles Versprechen wie 
die Stipulation, — nach welchem aber, allerdings infolge 
einer sonderbaren Inconsequenz, durch die Abgabe eines 
Anerkenntnisses der Beweis gescbaffen werden konnte fiir 
das Bestehen einer Schuldverbindlichkeit, — nach welchem 
auch ein formloses Versprechen zur Begründung einer 
Schuldforderung genügte, wenn in einer hinzugefügten Aner- 
kennung bezeugt wurde, dass eine causa vorhanden war. 
Das letzte geschieht aber ebenfalls durch die Anerkennung 
einer vorhandenen Schuld. Und wenn nun angenommen 
wurde, dass die Anerkennung einer Schuld schon an sich 
zur Geltendmachung einer Schuldforderung genügte (inwie- 
fern das für das houtige Recht richtig ist, werden wir im Pol- 
genden sehen), musste die Hinzufügung eines Versprechens 
überflüssig erscheinen. — Wir gelangen also zu folgen- 
dem Ergebnis. Wo eine Schuld vorhanden war, der nor- 
male und bei weitem haufigste Pall, ist das Schuldaner- 
kenntnis der natürliche Ausdruck für „id, quod agitur", 
namlich die prozessualische Sicherung eines bestehenden 
Porderungsrechts. Wo keine Schuld vorhanden war, ist ge- 
gen das Schuldanerkenntnis der Gegenbeweis zulassig. Aber 
dennoch befindet sich in diesem Pall, wer sich auf ein 
Schuldanerkenntnis berufen kann, in einer günstigern Lage 
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als der Inhaber eines blossen Schuldversprechens. Der êrstere 
kann jedenfalls abwarten, dass der Gegenbeweis erbracht 
wird; der leztere dagegen muss die Schuld beweisen, und die- 
ser Beweis ist ihm nicht nur dort unmöglich, wc es keine 
Schuld gab, sondern manchmal auch, wo eine vorhanden war. 
Es ist also unter allen Umstanden das Schuldanerkenntnis 
vorzuziehen. Aber auch nur mit dieser Wirkung des Schuld- 
anerkenntnisses (für Deutschland fügen wir hinzu : mit dieser 
früheren Wirkung) ist sein haufiger Gebrauch zu erklaren. 
Wir legen grosses Gewicht auf diese Erklarung, weil, wenn 
sie richtig ist, damit die verschiedeneu Ansichten, nach 
welchen das Anerkenntnis nach der Meinung der Beteiligten 
eine andre Bedeutung haben soUte, widerlegt sind. 

Das Schuldanerkenntnis ist nach der Ansicht der beteilig- 
ten Personen immer Beweismittel. Es tritt entweder auf in 
Verbindung mit einem Schuldversprechen, und soU dann 
die causa beweisen; oder der Schuldschein enthalt nur eine 
Schuldanerkennung und soll dann unmittelbar ein Forde- 
rungsrecht beweisen. Reicht das Schuldanerkenntnis, wenn 
es nur Beweismittel sein soll, auch wirklich aus zur Geltend- 
machung des Porderungsrechts ? Keine Schwierigkeit macht 
ein Anerkenntnis, welches den XJrsprung der Schuld so 
genau bezeichnet, wie es zur Substanziierung der 
Klage jedenfalls dann erforderlich ware, wenn weder Ver- 
sprechen noch Anerkennung vorhanden ware, und die Ur- 
sache der Schuld, etwa durch Zeugen oder Eideszuschiebung 
zu beweisen, zugleich als XJrsprung der geitend gemachten 
Schuldforderung angeführt würde. In der Regel aber ent- 
halt der Schuldschein eine so genaue Angabe der Schuld- 
ursache nicht, sondern entweder die Anerkennung einer 
Schuld schlechthin, oder eine allgemeine Andeutung der 
Art des Geschafts, welches das Entstehen der Schuld ver- 
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aDiasst haben soU, oder eine allgemeinc Andeutung der Exis- 
tenz einer causa, wie „Wert erhalten" u. s. w. Genügt eine 
entsprechende ümschreibung der Porderung zur Begründung 
einer Klage? Bei der Beantwortung dieser Prage handelt es 
sich ausschliesslich um das Erfordernis der Substanziierung ; 
wollen wir in Bezug auf den Beweis der causa zu einem 
Ergebnis gelangen, dann muss vorher feststehen, was wir 
unter dieser sogenannten Substanziierung der Elage zu ver- 
stellen haben. Diese Substanziierung ist jedoch ein unklares 
Institut, über welches eine Litteratur fast voUstandig fehlt. 
Wahrscheinlich kann es eben nur mit Zuhilfenahme der 
causa-lehre erklart werden; wir mussen uns dabei jedoch auf 
Hypothesen beschranken. Massgebend für diese ganze Materie, 
ist Art. 5, 3° W. v. B. Rv., nach welchem die Klageschrift 
enthalten soll: „Die Mittel und den Gegenstand der Klage..." 
Was das bedeutet, was insbesondre die „Klagemittel" sind, 
ist schwer zu sagen; darüber kann nur die Praxis einigen 
Aufschluss geben. Wird ein Porderungsrecht geitend gemacht, 
dann soll nach der herrschenden Ansicht in der Klageschrift 
gesagt werden, wie die Porderung entstanden sein soll. 
SoUte das aus der oben ei tierten Vorschrift hervorgehen, 
dann müsste dasselbe gelten, wo auf Qrund eines dinglichen 
Rechts geklagt wird; Paure verlangt folgerichtig, dass im- 
mer Thatsachen angeführt werden, und aus denselben auf 
die Entstehung eines Rechts geschlossen wird. Der herrschen- 
den Praxis entspricht das aber nicht. Wenn auf Grund 
eines dinglichen Rechts geklagt wird, wird regelmassig nur 
gesagt, welches Recht geitend gemacht wird (Eigentum, Niess- 
brauch u. s. w.) und auf welche Sache ; thatsachlich verlangt 
niemand, dass auch erzahlt wird, wie das Recht erworben sein 
soll. Soviel ist sicher, dass die Klageschrift andeuten soll, 
um was es sich handelt, welches Recht geitend gemacht 
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wird. Bei dinglichen Ansprüchen genügt dazu in der That die 
BozeichDUDg des behaupteten Rechts und der Sache, auf 
welohe man beliauptet das Recht zu haben. Ein Forderungs- 
reclit dagegen ware mit der Andeutung der Art des Rechts 
(Sohuldforderung) und des Gegenstandes (der Leistung, 
z. B. Zahlung yon fl. 500) nicht genügend indentifiziert. 
Man kann derselben Person gegenüber mehrere Porderungen 
}iaben mit demselben Inhalt, z. B. auf Zahlung desselben 
Üeldbetrages. !N^ un ist nichts besser geeignet, um anzudeuten, 
wclche Forderung gemeint wird, als die Angabe, wann und 
auf welche Weise sie entstanden sein soll. Wenn aber das 
der einzige Zweck sein sollte der sogenannten Substanzi- 
lerung der Forderung, danu würdejedeandreldentifizierung, 
wonn sie möglich ist, ebenfalls genügen, und könnte man 
m insbesondre als eine genügende Andeutung des geitend 
gemachten Anspruchs betrachten, wenn eingeklagt wird die 
Forderung, welche der Beklagte in der produzierten Urkunde 
auerkannt hat, denn dieser muss wissen, welche Forderung 
er anerkennt. Wahrscheinlich ist schon oft aus ungefahr 
diesem Grunde eine Forderung zugewiesen; es ware dann 
dieaes das sogenannte „klagen aus Anerkennung", über 
wclches man sich zu besch weren pflegt, wenn die Substanzi- 
ierung zu wünschen übrig lasst. Der herrschenden Ansicht 
cntspricht aber, wie gesagt, auch das nicht. Wahrscheinlich 
liundelt es sich hier in der That um ein besondres Erfordernis 
der Klage aus einer Schuldforderung, und zwar um die Angabe 
der causa; diese ware dann erforderlich, ungeachtet ob ein 
Hchuldversprechen erfolgt ist, oder aus der ursprünglichen 
Obligation geklagt wird. Wir kommen spatër darauf zu- 
riick. Vorher haben wir uns noch einen Augenblick mit 
der herrschenden xiuflFassung zu beschaftigen. Diese ver- 
hingt, dass unter allen Umstanden angegeben wird, wie 
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die Obligation, aus welcher Klage erhoben wird, entstan- 
den sein soll, und sie versteht das, die Entstehung der 
Obligation, im römischen Sinne. Geschieht das, — wird 
angegeben wie die Obligation entstanden sein soll, — dann 
wird die Forderung, wie sie dann umschrieben ist, durch ein 
allgemein gehaltenes Anerkenntnis nicht bewiesen. Letzteres 
genügt also an sich zur Begründung einer Elage nicht, es 
sei denn, dass man als Quelle der Obligation etwas anzu- 
deuten vermag, das ebenfalls durch den Schuldschein be- 
wiesen wird. Man hat deshalb versacht, sozusagen in 
die Schuldanerkennung einen obligatorischen Yertrag hin- 
einzuinterpretieren ; dieser Vertrag ware dann (im römischen 
Sinne) die Quelle der Obligation, und die Klage ware durch 
den Beruf auf diesen Vertrag als Quelle der Obligation 
genügend substanziiert. Yorangegangen auf diesem Wege 
ist Otto BaHR ; von ihm aber wird gerade dieser doch im- 
merhin etwas gewagte Gedankensprung als selbstverstand- 
lich hingestellt: „lm gewöhnlichen Leben würde man schwer 
„Gewicht darauf legen, ob ein Schuldschein ein ausdrück- 
„liches Zahlungsversprechen enthalte oder nicht. Jeder Un- 
„befangene wird sagen: „es versteht sich von selbst, dass 
„wer seinem Glaubiger gegenüber schuldig zu sein bekennt, 
„auch zahlen will". Und so ist es in der That. Wenn ich 
„beurkunde („bescheinige", „bekenne") schuldig zu sein, 
„so will ich mich auf diese Schuld verpflichten. 
„M. a. W. das urkundliche Schuldbekenntniss enthalt s t i 1 1- 
„schweigend ein Zahlungsverspreche n." 
(§ 58, 3. Aufl. S. 192), und etwas weiter (S. 193): 
„...ein Beweismittel für die Schuld wollen, heisst 
„die Schuld wollen, und die Schuld wollen, heisst 
„die Schuld verspreche n". Danach ware die Aner- 
kennung selbst eigentlich kein Vertrag, oder jedenfalls nicht 
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(Inr Vertrag, aus welchem geklagt werden kann; es müsste 
Yielmehr ein Vertrag ale beabsichtigt betrachtet werden, 
otwa was die englischen Juristen einen implied con- 
tract nennen, und zwar ein Schuldversprecben. Den jet- 
7A^en Auifassungen entspricht das wohl nicht mehr. Ein- 
viirstandnis herrscht über das Wesen der Anerkennung noch 
koineswegs; im algemeinon aber wird jetzt in Deutschland 
die Anerkennung selbst als ein Vertrag betrachtet, und als 
(^in Vertrag sui generis. Auch im B. G. B. : „Zur Gültigkeit 
^LMnes Vertrags, durch den das Bestehen eines Schuld verhalt- 
^iiisses anerkaijnt wird..." (§ 781). Mit dieser Vorschrift is 
jedoch andrerseits in dieser Beziehung nur entschieden, dass 
die Anerkennung ein Vertrag sein kann. Dabei wurdeals 
ïij der Wissenschaft feststehend betrachtet, dass auf Grund einer 
Anerkennung, wenn sie al Vertrags aufzufassen ist, Klage 
orl[oben werden kann ; dass die Abgabe und Annahnie einer 
t^i^hriftlichen Anerkennungserklarung immer, oder auch nur 
il 11 Zweifel, als Anerkennungs vertrag aufgefasst werden soll, 
(vgl. Sachs. B. G. B. § 1398) hat man nicht sagen wollen, 
liber diesen eigentlichen Anerkennungs vertrag (Peststel- 
lungs vertrag) sprechen wir spater; hier sprechen wir nur 
gaDz allgemein über die Construktion, nach welcher, wo 
ein schriftliches Anerkenntnis abgegeben ist, ein Vertrag 
irgend welcher Art als Quelle eines Forderungsrechts be- 
trachtet wird, welches mit dem Hinweis auf diesen Vertrag 
aU seinen XJrsprung gehörig substanziiert sein soll. Die Prage 
Helbst, ob die Abgabe eines Anerkenntnisses als ein obliga- 
toriBcher Vertrag construiert werden darf, kann dabei un- 
ontfichieden bleiben; wir wollen nur ins Licht stellen, dass 
dieae Construktion eine ziemlich künstliche ist. Sie führt 
auch nicht zum erwünschten Ergebnis. — Wer ein Schuld- 
uuerkenntnis abgiebt, will einem andern dadurch die Möglich- 
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keit verschafifen, ein Forderungsrecht gegen ihn geitend zu 
machen. Beide glauben den Zweck damit zu erreichen, weil 
sie wissen, dass ein Anerkenntnis das Anerkannte beweist ; 
sie glauben, dass ein allgemeinen gehaltenes Anerkenntnis 
ein ausreichendes Beweismittel ist, weil sie keine Ahnung 
haben vom Erfordernis der Substanziierung der Elage. Der 
„XJnbefangene" wird sagen: „es versteht sich von selbst, 
dass, wer schuldet, aucb zahlen muss; wie die Schuld 
entstanden ist, ist dabei gleichgültig". Und wenn man ihm 
jenes Erfordernis klar machte, würde er nicht vcrstehen, 
welchen Wert dazu ein Versprechen haben könnte. Er würde 
sagen: „Welchen Sinn hat es, wenn ich zu zahlen verspreche, 
was ich schon bekenne zu schulden?" Man kann verspre- 
chen, was man bekennt zu schulden, innerhalb eines ge- 
wissen Zeitraumes zu zahlen, an einem gewissen Ort, davon 
Zinsen zu entrichten, dafür etwas andres zu leisten, u. s. w.; 
aber es nochmal zu zahlen zu versprechen schlechthin, würde 
man „im gewöhnlichen Leben" als etwas überflüssiges und 
unerhebliches betrachten. Man würde auch nicht verstehen, 
dass dadurch eine n e u e Obligation entstünde, welche im 
Versprechen ihren Ursprung hatte. Es könnte behauptet 
werden, dass die Abgabe eines Schuldscheines, auch wenn 
dieser ein Zahltingsversprechen enthalt, nach der Ansicht der 
Beteiligten doch ungefahr nur die Bedeutung hat des römi- 
schen constitutum debiti proprii; es ist das jedenfalls dann der 
Pall, wenn die Schuldanerkennung die erste Stelle einnimmt 
(„Ich bekenne dem A zu schulden fl. 500, welche ich ihm 
zu zahlen verspreche am . . .") Darauf in allgemeinen 
einzugehen, würde uns indessen zu weit führen. Was aber 
die Substanziierung der Klage anbetrifift, dazu kann es in 
der That nicht beitragen, wenn man, was man zu schulden 
bekennt, nochmal zu zahlen verspricht. Wenn die Klage 
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nicht gehörig substanziiert ist, wenn man sagt : „Ich fordre 
?on Dir die fl. 500, die Du mir in diesem Schuldschein zu 
schulden bekannt bast", dann ist sie es ebensowenig, wenn 
nian sagt: „Ich fordre yon Dir die fl. 500, die Du mir in 
diesem Schuldschein zu zahlen versprochen bast." In beiden 
FilUen kann man mit gleichem Recht, oder, wenn man will, 
rnit gleich wenig Recht, fragen: „Wo soll die Schuld her- 
gckommen sein? Wie soll die Schuld, die ich damalsaner- 
kaant habe, entstanden seinP Wie soll ich die fl. 500, die 
ich Dir damals zu zahlen versprochen habe, schuldig ge- 
worden sein ?" Wenn etwas substanziiert werden soll, 
worüber spater, dann ist es die Schuld ; die causa, die Schuld- 
uraache, soll angegeben werden. — Die ganze Construktion 
ht romanistisch gedacht; um so bemerkenswerter ist es, 
dasB wahrscheinlich im römischen Recht das sogenannte 
Substanziierungserfordernis einen ahnlichen Zweck hatte. Es 
war eine Consequenz des Prinzips : nuda pactio obligationem 
non parit. Wenn man den Klager zugelassen hatte, mittelst 
Aïierkenntnisses den Beweis zu liefern, dass eine irgendwie 
ontetandene Obligation vorhanden war, welche den Beklagten 
v^rpflichtete, eine gewisse Leistung zu machen, hatte thatsach- 
lirh ein undum pactum eine Obligation erzeugen können, 
d. h. man hatte durch ein formloses Geschaft die Möglich- 
keit herbeiführen können, ein Porderungsrecht geitend 
zu machen. Die römischen Juristen sahen das ein, und ver- 
kJtgten deshalb den Beweis einer Thatsache, welche nach 
dem damaligen Recht eine Obligation erzeugte. Eine solche 
Thatsache war die Stipulation, aber nicht weil sie ein 
Yertrag war, sondern weil sie eben die Stipulation war. 
Was wird aus diesem System, wenn man behufs Sub- 
8t^\nziierung der Klage die Berufung zulasst auf ein nudum 
paetum, das noch ausserdem künstlich in ein andres Ge- 
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schaft hioeininterpretiert werden muss? — Schliesslich soll 
bemerkt werden, daas das Anerkenntnis, auch wenn die 
Abgabe und Annahme ein obligatorischer Vertrag sein 
soUte, immer noch ausserdem Beweismittel bleiben muss. 
Wenn man sagt, das Anerkenntnis beweise, dass die Be- 
teiligten übereingekommen sind, das Anerkannte soUe zwischen 
ihnen gelten, beweist es einen Vertrag, aber nicht mehr 
die causa dieses Vertrages. 

Ob die Schuldanerkennung ein Versprechen begleitet, 
oder selbstandig auftritt, in beiden Fallen ist sie Beweis- 
mittel im Sinne des B. W. Es ist nun die Beweiskraft des 
Anerkenntnisses nach niederlandischem Recht, welches in 
diesem Punkte mit dem französischen übereinstimmt, naher 
ins Auge zu fassen. Abgesehen vom „gerichtlichen Aner- 
kenntnis" (confessio in jure) unterscheiden B. W. und C. C. 
zwischen dem schriftlichen und dem mündlichen Anerkenntnis. 
Wir ziehen es vor, ein echtes und ein unechtes Anerkenntnis 
zu unterscheiden. Ein ' unechtes Anerkenntnis ist vorhanden, 
WO jemand sich eine Anerkennung sozusagen hat entschlüpfen 
lassen ; in dem Falie kann es keinen Unterschied machen, ob 
das mündlich oder schriftlich geschah. Dieses unechte Aner- 
kenntnis ist ein echtes Beweismittel; es dient dazu, beim 
Richter die Überzeugung hervorzurufen, dass das Aner- 
kannte wahr ist. Demselben ist vom Richter auch nur so- 
viel Gewicht beizulegen, als es wirklich dazu beitragt, diese 
Überzeugung hervorzurufen; es ist eine nicht gesetzliche 
Prasumtion im Sinne des Art. 1959 B. W. (Art 1353 CC), 
also was man im Strafprozess ein Indiz (aanwijzing) nenrit. 
Das echte Anerkenntnis dagegen ist eine Erklarung, welche 
absichtlich dazu abgelegt wird, einem andern einen Beweis 
zu verschaffen von dem, was anerkannt wird. Als echtes 
Anerkenntnis kommt heutzutage fast nur das schriftliche in 

7 
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Betracht; der Art. 1965, der für das mündliche Anerkenntnis 
die Vorschrift des Art. 1959 wiederholt, geht offenbar davon 
aus, dass ein mündliches Anerkenntnis in der Regel ein 
unechtes ist. Das schriftliche echte Anerkenntnis ist in der 
Regel beim ersten Bliek als solches zu erkennen ; es unter- 
scheidet sich hauptsachlich dadurch, dass es entweder nur 
die Anerkennungserklarung in möglichst kurzer Fassung 
enthalt, oder nebst derselben andre Rechtserklarungen, d. h. 
Erklarungen, welche absichtlich dazu abgelegt werden, einen 
rechtlichen Erfolg hervorzurufen. Ein unechtes Anerkenntnis 
ist z. B. die Einraumung der Schuld in einem Brief. Dieses 
echte Anerkenntnis ist kein Beweismittel im eigentlichen 
Sinne; es ist aber ein Beweismittel im Sinne des Gesetzes. 
Es ist nicht die Frage, ob es beim Richter die Überzeugung 
hervorruft, dass das Anerkannte wahr ist; seine Wirkung 
ist, dass infolge positiver Gesetzesyorschrift das Anerkannte 
für bewiesen gehalten wird. Es begründet eine g e s e t z- 
1 i c h e Prasumtion, Art. 1953, 4^ B. W. (Art. 1350, 4^ C. C). 
Dieses Anerkenntnis ist theoretisch ein Vertrag, denn es 
ist eine Erklarung, welche nur wirksam ist, wenn sieange- 
nommen, oder, was die Sache vielleicht besser ausdrückt, 
entgegengenommen wird ; schliesslich gilt aber dasselbe z. B. 
vom Versprechen. Es ist aber kein obligatorischer Vertrag, 
auch nicht wenn das Bestehen einer Verbindlichkeit aner- 
kannt wird. Es ist ebensowenig ein Beweisvertrag, wenigstens 
nicht in dem Sinne, dass dabei die Verpflichtung übernom- 
men würde, das Anerkannte nicht zu leugnen. Die Beweis- 
•kraft des Anerkenntnisses beruht unmittelbar auf dem Prinzip, 
nach welchem man sich gegen jemand unter gewissen Vor- 
aussetzungen auf dessen eigene Worte berufen kann. Auch 
das gilt schliesslich ebenso vom Versprechen. — Für die 
Gültigkeit der Anerkennungserklarung in Bezug auf Hand- 
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wie für die Gültigkeit von Rechtserklarungen überhaupt. 
Was den Inhalt betrifft, kann man den Satz aufstellen, dass 
auf Grund des Anerkentnisses nur das Enstehen oder Be- 
steken solcher Rechts verhaltnisse als bewiesen betrachtet 
werden darf, über welche man durch Rechtsgeschaft zu 
verfügen befugt ist; nicht nur weil sich sonst etwaige Be- 
schrankungen dieser Befugnis umgehen liessen, sondern auch, 
weil die Beweiskraft des Anerkenntnisses nach dem oben 
gesagten auf derselben Grundlage beruht, wie die bindende 
Kraft des Vertrages. Insbesondre müsste man auch an- 
nehmen, dass durch ein formloses Anerkenntnis nur solche 
Rechts verhaltnisse bewiesen werden können, welche be- 
gründet werden können durch einen formlosen Vertrag. 
Man hat diese Consequenz im allgemeinen richtig gezogen ; 
nur nicht hier bei der Schuldanerkennung. Wenn man, wo 
keine Schuld vorhanden ist, nicht befugt ist, durch einen 
formlosen Vertrag eine Schuldverbindlichkeit zu erzeugen, 
soUte man nicht nur den Beweis durch Anerkenntnis der 
Schuld als Gültigkeitsbedingung des Vertrages ausschliessen, 
sondern auch den Beweis einer Schuldverbindlichkeit über- 
haupt, sei es durch ein Anerkenntnis der Schuldverbindlich- 
keit selbst, sei es durch ein Anerkenntnis der Thatsachen, 
aus welcher sie entstanden sein soll. Und doch muss man 
annehmen, dass die causa durch Anerkenntnis bewiesen 
werden kann. „Wenn keine oorzaak ausgedrückt ist, und 
„dennoch eine erlaubte anwesend ist...", sagt Art. 1372 
B. W. Wenn also eine causa „ausgedrückt" ist, brauchtsie 
nicht mehr bewiesen zu werden; sie ist dadurch bewiesen, 
dass die Urkunde sie erwahnt. Darin liegt der grosse Pehler 
der hier behandelten causa-lehre, und zugleicherzeit der 
Schlüssel zu ihrem Verstandnis. Wenn man aber diesen 
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Fehler gemacht hat, ist das sicher nicht ohne Zweck ge- 
schehen; man hat nur auf einem ümwege einem neuen 
Institut Eingang verschaffen wollen, das sich mit gebietender 
Notwendigkeit aufdrangte: Die Begründung von Schuldver- 
bindlichkeiten raittelst Privaturkunde. Pür das Vorhanden- 
sein der causa einen wirklichen, objektiven Beweis zu 
verlangen, ist schon seit mindestens einem Jahrtausend nicht 
mehr thunlich; woUte man das verlangen, dann könnte 
keine einzige Schuldverbindlichkeit durch eine Urkunde 
bewiesen werden, oder z. B. nur durch die notarielle Be- 
scheinigung eines vor den Augen des Notars bar ausge- 
zahlten Darlehns. Es war unbedingt notwendig, den Ange- 
sprochenen zu belasten mit dem Beweise, dass eine causa 
nicht vorhanden gewesen ist. F a k t i s c h giebt es unter 
diesen Umstanden ein selbstandig bindendes Schuld verspre- 
chen, welches, als blosse Form, eine Schuldanerken- 
nung enthalt. 

Dass eine Schuldverbindlichkeit mittelst Privaturkunde 
bewiesen und also thatsachlich auch begründet werden kann, 
geht auch aus Art. 1915 B. W. (Art. 1326 C. C.) hervor; 
vgL Hamaker, Weekbl v. Priv. ü., Not. A, en Reg. 1899, 
S. 243. Mehr ist, glauben wir, aus dieser Bestimmung nicht 
zu schliessen. Die Vorschrift betrifft die eigentliche, uomit- 
telbare Beweiskraft der Urkunde, — den Beweis, dass die 
in ihr enthaltene Erklarung abgegeben ist von dem, dersie 
unterschrieben hat; man hat in diesem Fall eine besondre 
Garantie dafür schaffen wollen, dass er ihren wesentlichen 
Inhalt gekannt hat, als er sie abgab. Welcherart aber 
diese Erklarung sein muss, damit sie die Schuldverbind- 
lichkeit beweise, sagt die Vorschrift nicht. 

Wer auf Grund eines Schuld versprechens Klage erhebt, 
muss beweisen, dass es eine causa, eine Schuldursache, gege- 
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ben hat. Wird der Beweis verlangt einer bestimmten 
Schuldursache, oder genügt der Beweis der Existenz einer 
Schuld überhaupt? Auch diese Frage veranlasst nur inBe- 
treff des Beweises durch Anerkenntnis eine nahere Erörte- 
rung. Nach einer verbreiteten Ansicht, auch von Moltzbr 
(Hand. d. Ned. Jur. Ver. 1889, I. S. 199) vertreten, ken- 
nen immer nur Thatsachen, nicht Rechts verhaltnisse, den 
Gegenstand einer Beweisaufnahme bilden. Für die gewöhn- 
Uchen Beweismittel ist das unbedingt richtig; es scheint 
das aber eine Folge der Beschaffenheit dieser Beweismittel. 
Für das Anerkenntnis braucht es deshalb nicht zu gelten. 
Man denke sich, dass ein dingliches Recht anerkannt ist. 
Ist ein solches Anerkenntnis wertlos, und muss, wenn der 
Anerkennende spater das Recht leugnet, die Thatsache be- 
wiesen werden, aus welcher es entstanden sein soU? Dass 
durch Anerkenntnis unmittelbar ein Recht bewiesen werden 
kann, hangt allerdings zusammen mit der besondern Natur 
dieses Beweismittels, das nicht eigentlich beweist, sondern 
vielmehr des Beweises enthebt, weil das Anerkannte fïïr be- 
wiesen gehalten wird. Es hangt auch damit zusammen, dass 
das Anerkenntnis sozusagen ein Beweismittel mit zwei 
Stufen ist; die Urkunde beweist die Anerkennung, und die 
Anerkennung soU das Recht beweisen. Dasselbe gilt daher 
für alle Prasumtionen, auch für die nichtgesetzlichen. Beim 
Beweis durch Prasumtion wird irgend eine Thatsache be- 
wiesen, aus welcher anf das Bestehen des Rechts geschlossen 
werden kann, und nicht die Thatsache, aus der das Recht 
entstanden ist. Man wird sagen, es werden dabei dann doch 
immerhin Thatsachen bewiesen. Gewiss, aber auch das An- 
erkenntnis, die Abgabe der Anerkennungserklarung, ist eine 
solche Thatsache, aus welcher ebenfalls unmittelbar auf das 
Bestehen des anerkannten Rechts geschlossen werden kann. 
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Das Anerkenntnis gehort ja auch nach der AuflFassung des 
B. W. zu den Prasumtionen. Der Satz, dass nur Thatsachen 
Gegenstand der Beweisaufnahme sein können, ist richtig, 
wenn man die Prasumtionen nicht zu den Beweismitteln 
zahlt, was theoretisch auch ohne Zweifel richtiger ist. Man 
soll dann aber auch nicht vergessen, dass beim Beweis durch 
Prasumtion, und somit auch beim Beweis durch Anerkennt- 
nis, ebenfalls Thatsachen bewiesen werden. Bewiesen wird 
die Thatsache der Anerkennung, und zwar mittelst ürkunde. 
Wenn der Klager nun darauaschliesst, dass ein Recht besteht, 
ist das keine eigentliche Beweisführung; aber darauf kann 
man dann auch nicht die Regeln der Beweisführung anwenden. 
Wir halten es also für möglich, durch Anerkenntnis zu 
beweisen, dass es eine Schuld gegeben hat, ohne auch nur 
anzudeuten, wie sie entstanden sein soll. Die Frage, ob ein 
solcher Beweis genügt, muss vom materiellen Recht aus 
beantwortet werden. Sie wurde vom H. R. in der Entsch. 
vom 13. Febr. 1870 (W. 3192) bejaht. In zweiter Insfcanz 
war vom Provinzial-Gerichtshof in Süd-HoUand (Entsch. v. 
4. Okt. 1869, W. 3194) erwogen: „dass hier erforderlich war 
„der Beweis, nicht unbestimmt dass es gab eine Schuld- 
„ursache, sondern bestimmt worin diese bestanden hat, einer- 
„seits zur Beurteilung der Rechtsgültigkeit des Vertrages, 
„80 wie andrerseits damit ersichtlich sei in welcher Sache 
„(von welcher Schuld) der Schuldner durch die von ihm 
„geforderte Zahlung befreit werden soll, worüber keine ün- 
„sicherkeit bestehen gelassen werden darf." Dagegen erwog 
der H. R. : „dass das Gesetz nirgends bestimmt, dass 
„die Bezeichnung einer Verbindlichkeits-oör^^aaA;, um guitig 
„zu sein, nur in gewisser vorgeschriebener Weise geschehen 
„dürfe, und daher auch nicht fordert, dass der Inhaber 
„eines Schuldbekenntnisses wie das hier gemeinte, ausser- 
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„dem von anders wo beweisen müsse, dass er, obwohl als 
,,8olcher anerkannt, wirklich ist Glaubiger, und ebeDsowenig 
^wieund in welcher Weise er das gewor- 
gd e n ist für den Betrag, für den der Unterschreiber sich 
„ihm gegenüber als Schuldner bekannt bat." — Die Praxis 
ist, auch sofern sie, was das materielle Recht anbetrifft, 
auf dem Boden steht der hier dargestellten causa-lehre, in 
diesem Punkt eine geteilte. Bei den meisten über die causa 
geführten Prozessen handelte es sich um die Frage, obeine 
spezielle Schuldursache nachgewiesen werden muss; sie 
wird fortwahrend mit dem eigentlichen causa-erfordernis 
verwechselt. 

Aus historischen Gründen ist anzunehmen, dass eine be- 
stimmte Schuldursache angegeben werden muss; es scheint, 
dass man das auch in Art. 1372 B. W. hat sagen wollen. 
Asser {Het Ned, B. W. vergeleken met het Weth» Nap. 
S. 480) bemerkt, dass Art. 1132 C. C. sich falsch aus- 
drückt. Es steht dort: „La convention n'est pas moins 
„valable, quoique la cause n'en soit pas exprimée ;" es hatte 
sein mussen: „. . . . n'y soit exprimée". Das letzte hat man 
in Art. 1372 B. W. sagen wollen :„ Wenn keine oor^aaA; aus- 
„gedrückt ist^ und dennoch eine erlaubte anwesend ist...." 
Die causa braucht in der Vertragsurkunde nicht erwahnt zu 
werden; daraus soU man aber nicht schliessen, dass sie 
überhaupt nicht angegeben zu werden braucht. Sie muss 
jedenfalls dann angegeben werden, wenn auf Grund des 
Vertrages Klage erhoben wird; Asser, S. 482: „Wer die 
„ErfüUung des Vertrages fordert, muss anlasslich dieses Ar- 
„tikels den Mangel der Bezeichnung erganzen . . . ." Wenn 
nun eine Urkunde lautet: „Ich verspreche dem A, ihm 
fl. 500 zu geben, welche ich ihm schulde", dann ist damit 
bewiesen, dass der Yertrag nicht ohne causa ist. Man kann 
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aber nicht sagen, es sei die causa darin „ausgedrückt", und 
somit muss bewiesen werden, dass „eine erlaubte (se. causa) 
Yorhanden ist"; beide Ausdrücke deuten darauf, dass die 
Bezeichnung einer bestimmten causa verlangt wird. Dieses 
Erfordernis steht indessen mit dem eigentlichen Kern der 
causa-lehre (ein Schuld verspreclien erzeugt eine Obligation 
nur dann, wenn eine Schuld vorhanden ist) nur in mittelbarem 
Zusammenhang. Es hat damit wahrscheinlich folgende Be- 
wandtnis. Wer Klage erhebt aus einem Schuld versprechen, 
muss zweierlei anfiihren, erstens den Vertrag, zweitens dass 
das Versprochene geschuldet wurde. Die Schuld gehort also 
zum Elagegrund, und diese Schuld muss substanziiert wer- 
den ; d. h. der Klager muss sagen, wie die Schuld entstan- 
den sein soll, genau so, wie wenn er die Schuld selber(die 
ursprüngliche Schuldforderung) einklagt. Diese Pflicht des 
Klagers, den ürsprung anzugeben einer Schuldforderung, 
auf welche er sich beruft, ohne ünterschied, ob dieselbe ein 
Schuldversprechen veranlasst hat, oder nicht, ist ein selb- 
standiges Institut, über welches wir im Folgenden noch 
einiges zu sagen haben. 

Vorher mussen wir bemerken, dass das Anerkenntnis 
einer bestimmten Schuldursache als B e w e i s der Existenz 
einer causa durchaus keinen höhern Wert hat, als das An- 
erkenntnis einer Schuld überhaupt. Es beweist namentlich 
nicht, was es doch nach einer früher und spater vielver- 
breiteten Ansicht besonders beweisen soUte, dass die causa 
eine erlaubte war. Wer schreiben will : „Ich verspreche dem 
A, ihm fl. 500 zu zahlen", kann auch schreiben: „Ich be- 
kenne, dem A fl. 500 zu schulden", aber auch ebensogut: 
„Ich bekenne, von A ein Darlehn im Betrage von fl. 500 
erhalten zu haben." Die letzte Fassung giebt ebensowenig 
wie die beiden andern eine unmittelbare Garantie dafiir, 
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dass nicht eine Scheakung vorliegt oder ein unerlaubtes 
Geschaft. Dennoch ist die Bezeichnung einer bestimmten 
Schuldursache nicht ohne allen Wert. Sie beweist thatsach- 
lich nichts, aber sie erleichtert den Gegenbeweis. 

Über diesen Gegenbeweis haben wir jetzt noch zu sprechen. 
Der Gegenbeweis gegen ein Anerkenntnis ist unbeschrankt 
zulassig, schon deshalb, weil er nicht ausgeschlosseq ist 
(vgl. Art. 1958 B. W.; Art. 1352 CC.)] sowohl von der 
Rechtsgeschichte wie von der Praxis wird das bestatigt. Was 
insbesondre die Anerkennung einer causa anbetrifft, geht 
aus der ünverbindlichkeit eiaes Vertrages mit falscher causa 
deutlich hervor, dass die Palschheit bewiesen werden darf. 
Was das Gesetz eine „falsche causa" nennt, ist eine falsch- 
lich anerkannte causa, d. h. die wahrheitswidrige Anerken- 
nung einer causa. Vielleicht ist dieser Gegenbeweis richtiger 
als eine Anfechtung oder als Widerruf zu construieren ; 
was aber das Schuldanerkenntnis anbetrifft, so muss dasselbe 
dann doch immerhin anfechtbar sein wegen mangelnder 
causa. Wie man es nimmt, es moge sich handeln um einen 
Gegenbeweis oder um eine Anfechtung, um die Anfechtung 
eines Anerkenntnisses oder die eines Vertrages, eines obli- 
gatorischen oder eines sonstigen Vertrages, der Beklagtehat 
jedenfalls nur zu boweisen, dass er in Wirklichkeit nichts 
schuldete, oder, was dasselbe ist, dass das Anerkenntnis 
nicht der Wahrheit entsprach. Er braucht keinesfalls zu 
beweisen, dass er sich im Irrtum befunden hat. — Der 
Beweis aber, dass er dem Klager überhaupt nichts schuldete, 
ist eigentlich niemals unmittelbar zu führen. Denken wir 
uns nun einen indiskreten Schuldschein. Es kommen drei 
Falie in Betracht. 1. Der Beklagte hat schenken wollen; 
er wird das positiv annehmbar machen mussen. 2. Er 
hat geglaubt zu schulden, und 3. er hat sich vom Klager 
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(oder voa eiaem andern] eiaschüchtern lassen (vgl. das S. 74 
gegebene Beispiel). Ia dea beiden letztern Fallen bat er zu 
beweisen, erstens dass der Schuldschein abgegeben wurde 
in Hinblick auf eine gewisse angeblicbe Scbuld, und zweitens 
dass diese Schuld in Wirklichkeit nicht existierte. Dererste 
Teil dieser Beweisführung wird in der Regel nun dennoch 
die Darlegung enthalten mussen der ümstande, unter wel- 
chen der Beklagte dazu gekommen ist, den Schuldschein 
abzugeben, also im haufigsten Fall das Annehmbarmachen 
eines Irrtunis; das beste Mittel, wenn auch nicht das ein- 
zige, den Richter da?on zu überzeugen, dass eine nicht 
existierende Schuld die Abgabe des Schuldscheins veran- 
lasst hat, ist der Beweis, dass der Abgeber selber an die 
Existenz dieser Schuld geglaubt hat. — Denken wir uns 
nun andrerseits einen Schuldschein mit einer irgendwie spe- 
ziell bezeichneten Schuldursache. Der Beklagte hat dann in 
allen Fallen nur* zu beweisen, dass diese spezielle causa 
nicht Yorhanden war; im haufigsten Fall, d. h. wenn der 
Schuldschein ein Darlehn erwahnt, braucht nur bewiesen zu 
werden, dass ein Darlehn nicht gegeben war. Ein solcher 
Beweis ist oft schon schwierig genug; man soU aber ver- 
langen, dass die Bezeichnung der Schuldursache wenigstens 
so genau ist, dass darüber ein Eid zugeschoben werden kann. 
Ist dieser Beweis gelungen, dann ist der Fall eines Vertrages 
mit sogenannter falscher causa vorhanden. Der Yertrag ist 
dann als solcher nicht, wie man aus Art. 1371 B. W. 

schliessen müsste, kraftlos; aus Art 1372 (, oder auch 

„wenn eine and re erlaubte oorzaak als die ausgedrückte be- 
„steht, hat nichtsdestoweniger der Vertrag bindende Kraft") 
geht her7or, dass der Vertrag nunmehr einem Vertrage ohne 
ausgedrückte causa gleichsteht. Der Klager darf also be- 
weisen, dass eine andre causa yorhanden war; es versteht 
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sich, dass er dabei bestiminte Thatsachen anzuführen hat, 
schon weil er sich dabei nicht auf ein Anerkenntnis be- 
rufen kano. Diese Bestimmung ist als eine Vergünstigung 
des Schuldscheins anzusehen ; sie rechnet mit der nun ein- 
mal bestehenden Sitte, auch bei volkommen erlaubten Ge- 
schaften eine fingierte causa zu erwahnen. Diese Sitte ist 
ein Ergebnis des positiven causa-erfordernisses selbst. 

Die Angabe einer bestimmten Schuldursache ist also nicht 
etwas völlig illusorisches ; sie erleichtert den Gegenbeweis, 
und giebt also eine gewisse Garantie dafür, auch dem Rich- 
ter gegenüber, dass eine causa, und zwar eine erlaubte causa, 
vorhanden war. Ist est aber nötig, damit die Angabe der 
causa diese Wirkung hat, — die einzige Wirkung, welche sie 
mit Möglichkeit haben kann, — ist es dazu nötig, dass sie im 
Schuldschein geschieht? Genügt es nicht vollstandig, dass 
sie bei Erhebung der Elage stattfindet P Man gestatte uns 
hier eine Bemerkung de lege ferenda, welche vielleicht 
dazu beitragen kan, eine jetzt schon bestehende Praxis zu 
erklaren. Als B e w e i s für das Vorhandensein einer causa 
ist die Angabe einer bestimmten causa im Schuldschein 
ebenso wertlos, wie die unbestimmte Anerkennung einer 
Schuld. Und nun ist es ungerecht, die causa als bewiesen 
zu betrachten durch die Angabe einer bestimmten causa 
im Schuldschein, welche als Beweis wertlos ist, und andrer- 
seits, wenn der Schuldschein eine solche Angabe nicht ent- 
halt, einen wirklichen, selbstandigen Beweis der causa zu 
verlangen. Man verlange déshalb auch im letztern Fall nur 
die Angabe, nicht den Beweis, einer causa. Es wird 
hier nur deshalb davon gesprochen, weil sich in der Praxis 
schon etwas derartiges vorfindet, und es auch geschichtlich 
zu rechtfertigen ist. Was sieht man, wenn aus einem „in- 
diskreten" Schuldschein geklagt wird? Es giebt anschei- 
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nend zwei Möglichkeiten. Erstens, es wird nur geklagt aus 
dem Schuldscheia, wie er lautet, also ungefahr in dieser 
Weise: ,Der Beklagte sehuldet rair fl. 500, und bat mir in 

diesem Schuldschein versprochen mir diesen Betrag am 

zu zahlen" ; oder : „Der Beklagte hat mir ia diesem Schuld- 
schein versprochen, mir fl. 500 zu zahlen ; er schuldete mir 
diesen Betrag". Man wird einraumen mussen, dass eine solche 
Passung der Klage nicht gebrauchlich ist, sogar nicht in den 
Landern, wo von einem positiven causa-erfordernis schon 
lange nicht mehr die Rede ist. Die andre Möglichkeit ist, 
dass der Klager angiebt, wie die Schuld, welche die Abgabe 
des Schuldscheiös veranlasst hat, entstanden ist. Das letzte 
sieht man in der Regel geschehen, und es geschieht, 
glauben wir, weil der Klager es für erforderlich halt, weil 
sonst die Klage nicht gehörig substanziiert ware. Nun 
ist es deutlich, dass diese Behauptungen durch den indis- 
kreten Schuldschein nicht bewiesen werden. Der Klager 
denkt aber nicht daran, darüber einen andern Beweis 
anzubieten. Diese Gewohnheit ware kaum zu erklaren, wenn 
es sich nicht um die soeben erwahnte Angabepflicht ohne 
Beweispflicht handelte. Denn sonst muss man annehmen, 
entweder dass die Behauptung zur Begründung der Klage 
gehort, und dann muss sie bewiesen werden, oder dass 
sie überflüseig ist, und sogar als dem Interesse des Kla- 
gers widerstreitend betrachtet werden muss. Denn wenn 
der Klager einmal angegeben hat, wie die Schuld ent- 
standen sein soll, ist dem Beklagten die Anfechtung des 
Schuldscheins bedeutend erleichtert. Oder sollte der Klager 
vielleicht nur deshalb die Schuldursache nennen, weil das 
einen bessern Eindruck macht? Die Tendenz ware dann 
doch dieselbe; der Richter soll nicht denken, dass es mit 
der causa nicht seine Richtigkeit habe. — Wird die Schuld- 
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ursache vom Klager genannt (ohne Unterschied, ob er dazu 
verpflichtet ist oder nicht), dann ist die Lage ziemlich die- 
selbe, wie wenn der Schuldschein sie bezeichnet batte. Be- 
weist der Beklagte, dass in der vom Klager behaupteten 
Weise eine Schuld nicht entstanden sei, dann ist damitdar- 
gethan, dass dem Versprechen die causa fehlt. Nnu sind in 
der Regel die Behauptungen des Klagers darüber nicht 
vöUig aus der Luft gegriflfen ; die Behauptung des Beklagten 
wird in den meisten Fallen dahin gehen, dass nur infolge 
andrer, vom Klager nicht erwahnter, ümstande eine Schuld 
nicht zur Existenz gelangt sei. Dabei wird sich in der Regel 
von selbst zeigen, wie es kam, dasi^ der Beklagte den Schuld- 
schein abgegeben hat, z. B. weil eï sich über das Bestehen 
einer Schuld im Irrtum befand. Bestreitet er schlechthin 
die Behauptungen des Klagers, und beweist er wirklich, dass 
es eine solche Schuld nicht gegeben hat, dann bleibt aller- 
dings dieser Punkt unaufgeklart, aber es war nicht seine 
Behauptung, sondern die des Klagers, dass jene angebliche 
Schuld die Abgabe des Schuldscheins veranlasst hatte. Es ist 
möglich, dass eine andre Schuld bestanden hat; ob der 
Klager, nachdem die N ichtexistenz der zuerst von ihm ange- 
führten causa bewiesen ist, sich noch auf eine andre causa 
berufen kann, ist abhangig von der Entscheidung der wei- 
tern Prage, ob man verlangt, dass die Schuldursache in der 
Klageschrift bezeichnet wird, oder nur dass sie angegeben 
wird, nachdem der Beklagte danach gefragt hat; im erstern 
Pall betrachtet man sie als zum Klagegrund gehörig, und 
ware die spatere Anführung einer andern causa eine Klage- 
anderung. — Wenn man in der Zukunft eine gewisse po- 
sitivo Garantie für die Existenz einer causa beibehalten will, 
kann es sich nur um eine solche Behauptungspflicht handeln. 
Man wird dann aber wohl thun (man gestatte uns auch 
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noch diese Bemerkuog de lege ferenda), io derselben Weise, 
wie man den Beweis der causa, der Schuld, welche ein 
V^ersprech^n veranlasst hat, als erbracht ansieht, auch den 
Beweis der unmittelbar geitend gemachteu Schuldforderung 
^u gestalten. Man gestatte dem Klager, durch die Produktion 
eines blossen Anerkenntnisses („Ich bekenne, dem A fl. 500 
zu schulden") den Beweis zu erbringen, dass er ein 
Forderungsrecht, wie das anerkannte, hat, und verpflichte 
ihn, nur anzugeben, wie die Forderung entstanden 
sein soll. Nur so kann man eine natürliche Gleichstellung be- 
wirken zwischen Schuldversprechen und Schuldanerkenntnis. 
Wenn man in solchen Fallen, urn die Elage als substanziiert 
be^eichnen zu können, die Abgabe des Anerkentnisses als 
die vertragsmassige Begründung einer neuen Verbindlich- 
keit construiert, erreicht man durch eine künstliche Con- 
struktion nur eine illusorische Substanziierung. — Endlich 
gestatte man auch dem Inhaber eines Schuldscheins mit 
fatscher causa-angabe, damit den Beweis zu liefern der 
Existenz einer Schuld schlechthin, unter Angabe der wahren 
Schuldursache. 
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§ 9. Ausnahinen and besondre Falie, 

In § 6 wurde gesagt, dass ein formloser Vertrag eine 
Schuld verbindlichkeit nur erzeugen kann in Verbin- 
du n g m i t einer Schuld. Damit soUte nicht gesagt werden, 
dass für Yertrage, welche unter Wahrung irgendwelcher 
Form geschlossen werden, eine derartige Beschrankung nicht 
gilt. Stellt man aber dieselbe Regel auf für alle Vertrage 
ohne Unterschied, dann giebt es verschiedene wichtige Aus- 
nahmen. 

Zuerst jedoch ist zu bemerken, dass man, ohne s e 1 b e r 
zu schulden, die Haftung übernehmen kann für die Schuld 
eines andern. Wenn man die Regel so aufstellt, dass nur, 
wer schuldet, eine Schuldverbindlichkeit übernehmen kann, 
dann ist auch die Bürgschaft eine Ausnahme. Aber 
wenn auch der Bürge nicht selber schuldet, so ist doch 
eine Schuld vorhanden, obgleich eine fremde, und dieExis- 
tenz dieser Schuld ist wesentlich für die Gültigkeit der 
Bürgschaft. In diesem Sinne ist Art. 1858 B. W. zu ver- 
stehen: „Keine Bürgschaft kann bestehen, oder es muss 
„eine gesetzmassige Hauptverbindlichkeit geben" (vgl. Art. 
2012 C. C). Die Existenz einer Hauptverbindlichkeit ist 
eine objektive Voraussetzung für die Gültigkeit der Bürg- 
schaft, und zwar weil die Hauptverbindlichkeit nicht existiert 
ohne Schuld; die Möglichkeit der übernahme einer Bürg- 
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schaft für eine Schenkung kaïm man ruhig ausser Betracht 
lassen. Die Bedeutung der citierten Vorschrift ist nicht, dass 
angenommen wird, der Bürge habe sich nur für den Fall 
verpflichten wollen, dass die Schuld existiert; nein, wenn 
keine Schuld vorhanden ist, fehlt auch der Bürgschaft die 
causa. Ungenau ausgedrückt: Die Hauptverbindlichkeit ist 
die causa der Bürgschaft. So ist auch Art. 1859 B. W. zu 
erklaren: „Ein Bürge kann sich nicht zu mehr verpflich- 
„ten, .... als wozu der Uauptschuldner verpflichtet ist" 
(kraftiger und zugleich bezeichnender Art. 2013 C. C.:,Le 
„cautionnemeDt ne peut excéder ce qui est dü par Ie débi- 
„teur...."); der Bürge ist nicht befugt, sich zu mehr zu 
verpflichten, weil für den Mehrbetrag wiederum die causa 
fehlen würde. Dagegen kann nach Art. 1858, Abs. 2 B. VV. (Art. 
2012, Abs. 2 C.C.) eine Bürgschaft übernommeu werden für 
eine Verbindlichkeit, welche, wie der Gesetzgeber sich aus- 
drückt, „vernichtet werden kann durch eine Einrede", welche 
nur die Person des Obligierten betrifft; als Beispiel wird 
der Fall der Minderjahrigkeit genannt. Wir wissen, dass 
noch immer darüber gestritten wird, ob eine „natürliche 
Verbindlichkeit" eine genügeode causa ist, und dass man 
unterscheiden muss. In den Fallen nun, von denen hier die 
Rede ist, wenn ein Vertrag nur deshalb unverbindlich ist, 
weil einem der Vertragschliessenden die Handlungsfahigkeit 
fehlte, muss notwendig eine Schuld vorhanden sein. 
Daher würde, wenn der ursprüngliche Promittent, nachdem 
er grossjahrig geworden ware, sein Versprechen wiederholte, 
dieses Versprechen eine causa haben, und kann aus dem- 
selben Grunde schon gleich anfangs ein handlungsfahiger 
Dritte die Haftung übernehmen. — Alle altern Schrift- 
steller bemühen sich, auseinanderzusetzen, weshalb die (un- 
entgeltliche) Übernahme einer Bürgschaft keine Schenkung 
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ist. Was dabei den Ausschlag gegeben hat, ist wahrschein- 
lich, dass, wie Pothier es ausdrückt (Traite des Obligations, 
n. 865): „Ie creancier ne regoit . . . . rien au dele. de cequi 
lui est du . . . ." („devoir" cum dativo bedeutet immer 
„schulden"; „je dois lui payer'', „ich soU im zahlen"; „je 
lui dois", „ich schulde ihm"). Der Glaubiger bekommt vom 
Burgen etwas, das ihm geschuldet wird; dass nicht der 
Bürge, sondern ein andrer, es ihm schuldet, kommt nicht 
in Betracht, lm allgemeinen lasst sich der Satz aufstellen: 
eine einzige Schuld rechtfertigt eine unbeschrankte Anzahl 
Haftungen. — Wir teilen diese Betrachtungsweise mit als 
historische Thatsache, ohne ein ürteil auszusprechen übeB 
ihre Berechtigung. Wir bemerken nur noch, dass sich eine 
ahnliche Auflfassung bei den römischen Juristen vorfindet; 
z. B. fr. 21, pr. D. 39, 5: „Ut mihi donares, creditori meo, 
„delegante me, promisisti. Pactum valet: ille enim suum 
„recepit." A will dem B schenken ; er verspricht dem C ihm 
einen Betrag zu zahlen, den ihm B schuldet; es ist das 
keine Schenkung, weil dem C das Versprochene geschuldet 
wurde, wenn auch nicht von A. Man vergleiche auch fol- 
genden Pall. A, welcher dem B zu schulden glaubt, ver- 
spricht auf dessen Anweisung, an C zu zahlen, der eine 
Porderung auf B hat. Er kann das Versprechen nicht damit 
anfechten, dass er irrtümlich geglaubt hat, dem B zu schul- 
den; das Versprechen ist dagegen anfechtbar, wenn auch 
die Schuld von B an C nicht existierte. Das letzte galtnun 
auch, wenn die Delegation stattgefunden hatte, weil B dem 
C hatte schenken wollen (fr. 2, §§ 3 und 4 D. 39, 5; fr. 
7, D. 44, 4); in beiden Pallen wird dem C nichts geschul- 
det. — Auf einer ahnlichen Anschauung beruhte auch wohl 
die bindende Kraft des constitutum debiti alieni. Endlich er- 
wahnen wir auch noch folgende verwandte Erscheinung im 

8 
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heutigen Recht. Wir wissen, dass selten jemand haftet für 
einen Schaden, den er nicht hat verhüten können. Wo aber 
Mehrere solidarisch haften, ist es regelmassig jedem einzel- 
nen nicht gestattet, sich durch den Beweis, dass er persön- 
lich den Schaden nicht hat verhüten können, der Verant- 
wortlichkeit zu entziehen. — Die Bürgschaft muss nach 
Art. 1861 B. W. (Art. 2015 C. C.) ausdrücklich 
übernommen werden. Wenn man will, ist auch das eine Art 
Form, wenn auch keine bestimmte ; die Erklarung des Burgen 
muss so gefasst sein, dass daraus unzweifelhaft seine Absicht 
hervorgeht, sich zu verpflichten. Die Vorschrift hangt ohne 
Zweifel damit zusammen, dass der Bürge nicht schuldet. 

Wird für die übernahme der Bürgschaft eine Pramiege- 
zablt, dann kann sie in Bezug auf die causa der Yersiche- 
rung gleichgestellt werden. Über den Versicherungsvertrag 
bemerken wir, dass die Zahlung einer Pramie (oder auch 
wohl eine sonstige Gegenleistung) erforderlich ist zur Gültig- 
keit des Vertrages (Art. 246 W. v. K.); die Übernahme 
der Versicherung ohne Gegenleistung ware eine Schenkung. 
Als Scbuldursache ist beim Versicherungsvertrage weder aus- 
schliesslich die Zahlung der Pramie zu betrachten, die in 
der Regel sehr gering ist im Verhaltnis zur Versicherungs- 
summe, noch der vom Versicherten erlittene Schade, den 
der Versicherer nicht verschuldet hat, sondern die Aussicht 
des Versicherers, die Pramie ohne Gegenleistung beh alten 
zu können, wenn kein Schade erlitten wird. 

Eigentlich das einzige Versprechen, bei dem von einer 
Schuld überhaupt nicht die Rede ist, ist das schenkweise 
erteilte, oder, wie man es zu nennen pflegt, das S o h e n- 
kungsversprechen; es ist bindend, wenn es nota- 
riell beurkundet wurde. Man kann, was das houtige Recht 
anbetrifft, nicht sagen, dass die Form der notariellen Beur- 
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kuDduDg das YorhandeDsein einer causa überflüssig macht; 
wenn das in dieser Form yersprochene nicht geschuldet 
wurde und der Promittent auch nicht hat schenken wollen, 
ist das Versprechen ebensowenig bindend wie ein formloses. 
Der ünterschied ist nur, dass man sich, wo das Versprechen 
notariell beurkundet ist, anstatt auf eine causa, auch darauf 
berufen kann, dass eine Schenkung vorlag. Dass wir das 
im B. W. nicht positiv ausgesprochen finden, — dass die 
Formvorschrift für Schenkungen als eine Beschrankung hin- 
gestellt wird (Art. 1719 B. W.; Art. 931 CC), und nicht 
die bindende Eraft des geschenkten Yersprechens als eine 
Ausnahme von der Regel der ünverbindlichkeit der Vertrage 
ohne causa, — das findet seinen Grund darin, dass man den 
animus donandi als eine causa betrachtete. Wenn nun auch diese 
Terminologie als weniger zutreffend bezeichnet werden muss, 
dann liegt darin doch kein Grund, weshalb das Recht nicht 
gelten sollte, das man damit hat ausdrücken wollen. Man hat 
also anzunehmen, dass der animus donandi bei notariell beur- 
kundeten Vertragen dieselbe RoUe spielt wie eine causa. Der- 
selbe muss daher jedenfalls bewiesen werden ; entweder weil 
er eine causa ist, oder weil nur SchenkuDgen, nicht im allge- 
meinen Vertrage ohne causa, in notarieller Form bindend sind. 
Er wird in der Regel dadurch bewiesen, dass in der ürkunde 
das Geschaft als eine Schenkung bezeichnet wird. Erforderlich 
ist das jedoch nicht. Auch wenn die ürkunde das Versprechen 
als promissio debiti hinstellt, also eine falsche causa enthalt, 
oder, was jedoch wohl selten vorkommt, über die Veranlassung 
des Versprechens schweigt, wird man den Beweis gestatten 
mussen, dass eine Schenkung beabsichtigt war. 

Bei weitem die interessanteste der hierher gehörigen Er- 
scheinungen ist der Vergleich. Wenn, wie es in der 
Regel der Fall ist, dabei eine Schuldverbindlichkeit über- 
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nommen wird, braucht bei der Geltentmachung dieser For- 
derung nicht nur nicht bewiesen zu werden, dass eine Schuld 
Yorhanden war, sondem es ist der andern Partei auch nicht 
gestattet, zu beweisen, dass eine Schuld nicht yorhanden 
gewesen ist. Der Vergleich hat die Wirkung eines rechts- 
kraftigen Urteils, und kann nur in gewissen Fallen ange- 
fochten werden (Artt. 1895—1901 B. W. ; Artt. 2052— 2058 
C. C). Als Absicht der sich vergleichenden Parteien muss 
nicht bloss angenommen werden, dass eine Schuldverbind- 
lichkeit bestehen soU, unabhangig davon, ob wirklich eine 
Schuld existierte ; der Vergleich geht dahin, dass fortan an- 
genommen werden soU, es bestünde die streitige Schuld zu 
einem gewissen Betrage. Darauf kann man sich berufen, wie 
auf eine wirkliche Schuld, auch z. B. wenn spater auf Grund 
dieser vereinbarten Schuld eine neue Verbindlichkeit einge- 
gangen ist. — Der Vergleich muss nach art. 1888, Abs. 2 
B. W. (Art. 2044, Abs. 2 C. C.) schriftlich abgeschlossen 
werden. Wie, wenn infolge des Vergleichs unmittelbar ein 
schriftliches Zahlungsversprechen oder Schuldanerkenntnis 
abgegeben wird? Man wird dann nicht sagen können, dass 
der Vergleich schriftlich abgeschlossen ist. Anders vielleicht, 
wenn aus dem Inhalt der ürkunde hervorgeht, dass die Abgabe 
das Ergebnis eines Vergleichs war. — Eine Voraussetzung 
des Vergleichs ist, dass von beiden Seiten nachgegeben wird. 
Der typische Pall ist, dass A behauptet, an B eine Porderung 
Yon fl. 100 zu haben, und B behauptet, dem A nichts zu 
schulden; beide einigen sich dahin, dass angenommen wer- 
den soU, B schulde fl. 50, aber auch nur fl. 50. In einem 
gewissen Sinne ist der Verzicht des A auf die Halfte seines 
behaupteten Anspruchs die causa fiir die Übemahme einer 
behaupteten Nichtschuld durch B. Es liegt kein Vergleich 
vor, wenn B zuerst die Schuld bestreitet, aber spater nach- 
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giebt, und die Schuld im vollen Betrage anerkennt. Auch 
nicht, wenn er behauptet nur fl. 50 zu schulden, und A sich 
damit zufrieden giebt. Man hat das in Art. 1888 B. W. 
ausdrücken wollen, und deshalb der Definition des Art. 2044 
die Worte zugefügt: „gegen Übergabe, Versprechen oder 
Zurückhaltung einer Sache". Diese Worte sind der c. 38 C. 
2, 4 (vgl. c. 3 C. 6, 31) entnommen, und sagen eigentlich 
nur, dass ein blosser Verzicht kein Vergleich ist. 

Diese Einschrankung des Vergleichsbegrififes ist beson- 
ders für das niederlandische Recht wichtig, weil nach die- 
sem von einem allgemeinen Schuldanerkennungs-, oder 
besser Schuldfeststellungsvertrag, nicht die 
Bede sein kann. Wir ziehen den letztern Namen vor, weil 
nach unsrer Ansicht der Schuldanerkennungsvertrag, wie 
er z. B. auf S. 50 f. Prot. d. Komm. f. d. II Les. des Entw. 
B. G. B. beschrieben wird, mit der Abgabe eines schrift- 
lichen Schuldanerkenntnisses in nur mittelbarem Zusammen- 
hang steht. Das Ergebnis des Peststellungsvertrages kann 
sein, dass fortan eine Schuldverbindlichkeit bestehen soU, 
ebenso wie es z. B. das Ergebnis eines Vergleichs sein 
kann; das schriftliche Schuldanerkenntnis ist ein über jene 
Schuldverbindlichkeit ausgehandigtes Beweismittel, und eben- 
sowenig eine Beurkundung des Peststellungsvertrages (d. h. 
der dazu erforderlichen Erklarung desjenigen, der Schuldner 
sein soU) als es, falls der Abgabe ein Vergleich vorange- 
gangen ware, eine Beurkundung des Vergleichs sein würde. — 
Das Vorhandensein einer Schuld ist nach niederlandischem 
Recht ein Erfordernis für die Gültigkeit des Vertrages; es 
versteht sich, dass nicht im Wege des Vertrages ausgemacht 
werden kann, dass eine Schuld als bestehend angenommen 
werden soU. — Man kann jedoch, auch wo kein eigent- 
licher Vergleich vorliegt, der Vereinbarung der beteiligten 
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Personen einen gewissen Speilraum lassen in Bezug auf 
den Betrag (vgl. oben S. 64). Wenn z. B. jemand etwas 
gekauft hat, und das ilim gelieferte nicht yoUkommen dem 
Vertrage entspricht, kann er auf die Ansprüche, die ihm 
daraus erwachsen, verzichten, und die •Verpflichtung über- 
nehmen, trotzdem den vollen Eaufpreis zu zahlen ; er könnte 
das nicht, wenn ihm überhaupt nicht geliefert ware. 

Als eine Lücke der niederlandischen Gesetzgebung be- 
trachten wir es, dass darin, neben dem Vergleich, nicht 
der Abrechnung eine Stelle eingeraumt ist. Wir glau- 
ben, dass es auch nach geltendem Recht gestattet ist, sich 
in Bezug auf die Existenz un4 die Höhe der Schuld 
auf die Abrechnung zu berufen. Der Betrag, den der eine 
Teil infolge der Abrechnung dem andern Teil zu zahlen 
hat, wird regelmassig als geschuldet hingestellt, und wenn 
z. B. eine Summeversprochen wird als Saldo eines Conto- cor- 
rents, wird damit anerkannt, dass der Promittent die Summe 
infolge verschiedener Operationen schuldig geworden ist. Es 
handelt sich auch nicht darum, dass der Gegenbeweis ausge- 
schlossen oder nur unter bestimmten Yoraussetzungen zu- 
lassig sein soUte; das liegt im allgemeinen, glauben wir, 
nicht einmal in der Absicht der Yertragschliessenden, 
und eine gegenteilige Absicht kame nicht in Betracht. Die 
Absicht der Yertragschliessenden ist aber namentlich auch 
wohl, dass es nach der Abrechnung nicht mehr erforderlich 
sein soll, anzugeben, wie das gefundene Saldo entstanden 
ist; der Abrechnungsvertrag ist sozusagen eine gegen- 
seitige Ermachtigung, alles vorhergegangene zu vergessen. 
Wenn jemand aus einem einfachen Schuldschein klagt, und 
dabei erklart, nicht mehr zu wissen, woher die Schuld eigent- 
lich kommt, zeugt das gegen ihn'; wenn der Schuldschein 
eine Abrechnung erwahnt, ist es erklarlich. Wenn, wie wir 
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annehmen, im allgemeinen, wer eine Schuldforderung ein- 
klagt, verpflichtet ist, eine bestimmte Schuldursache zu be- 
weisen, oder auch nur anzugeben, ist es eine praktische 
Notwendigkeit, statt dessen die Bezugnahme auf eine Ab- 
rechnung zu gestatten. Besonders wo zwei Personen seit 
Jahren in Conto-corrent stehen, und jede Recbnung anfangt 
mit dem Saldo der vorigen Bechnung, kann man unniög- 
licb verlangen, dass bis auf den Anfang des Yerhaltnisses 
zurückgegriffen wird. Eine andre Prage ist indessen, ob 
daran nicht sogar die oben (S. 107) erwahnte Angabepflicht 
scheltern wird. Ist einmal ein Abrechnungsvertrag mit dieser 
Wirkung anerkannt, dann kann man in jedem Schuldschein 
eine Abrechnung erwahnen. Der Beweis, dass thatsachlich 
eine Abrechnung stattgefunden hat, kann schwerlich ver- 
langt werden; der Beweis, dass keine Abrechnung stattge- 
funden hat, ist fast unmöglich. Dass abgerechnet ist, oder 
nicht abgerechnet ist, ist namen tl ich auch kaum ein passendes 
Objekt für eine Eidesleistung. Es ist auch nicht wohl thun- 
lich, den Abrechnungsvertrag nur unter gewissen Voraus- 
setzungen zuzulassen, und darüber Beweis oder Gegenbeweis 
zu verlangen. Die einzige Voraussetzung für die Notwen- 
digkeit einer Abrechnung ist nur eine gewisse Verwickelt- 
heit der Schuldbeziehungen, und wie gross dieselbe sein muss, 
um eine Abrechnung zu rechtfertigen, muss man schliess- 
lich der Beurteilung der beteiligten Personen überlassen. 

Über die sogenannte abstrakte Verbindlichkeit aus Han- 
delspapieren soU nur folgendes bemerkt werden. Der Grund- 
gedanke zeigt sich am besten bei der Promesse an Ordre 
(Art. 208 W. V. K.; Art. 188 C. de C). Diese ist ein 
einfaches schriftliches Zahlungsversprechen, das aber dieselbe 
abstrakt obligierende Kraft hat wie z. B. der Wechsel. Sie 
hat dazu indessen zwei Erfordernissen zu genügen ; erstens soU 
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sie eine Valuta-klausel enthalten (^Wert erhalten" oder ^Wert 
in Rechnung"), und zweitens soll sie an Ordre gestellt sein. 
Die beiden Erfordernisse sind in gegenseitigem Zusammen- 
hang zu betrachten. Wenn jemand in einer Schrift, welche 
dazu bestimmt ist, an Dritte veraussert zu werden, aner- 
kennt, Wert erhalten zu haben (über die Klausel „Wertin 
Rechnung" sprechen wir sogleich) und also das Versprochene 
zu schulden, muss er, sobald er einen Britten sich gegen- 
über bat, diese Anerkennung gegen sich gelten lassen, weil 
Dritte nicht wissen können, ob sie der Wahrheit ent- 
spricht. Die Valuta-klausel im Wechsel ist zu betrachten als 
Rudiment eines Zahlungsversprechens, welches der Wechsel 
ursprilnglich enthielt, und welches noch immer als darin 
stillschweigend enthalten betrachtet werden muss; dasselbe 
gilt vom Indossament. Diese Construktion der abstrakt obli- 
gierenden Eraft des eigentlichen Handelspapiers als eine for- 
melle Beweiskraft der Valuta-klausel wird bestatigt durch 
die Bestimmungen über die Anweisung (Artt. 210 bis 220 
W. V. K.), welche nicht dem C. de C. entnommen sind. 
Die Anweisung enthalt keine Valuta-klausel; ein Wechsel 
ohne Valuta-klausel soll als Anweisung gelten. Der Inhaber 
hat daher auch nur eine Regressforderung gegen seinen 
unmittelbaren Vorganger (wobei er zu beweisen hat, dass 
er die Anweisung bezahlt oder als Zahlung angenommen 
hatte), und eine ausserorüentliche Regressforderung gegen 
den Aussteller, welche offenbar als Bereicherungsklage ge- 
dacht ist. — Einen besondern Pall bildet die Verbindlich- 
keit aus der Annahme eines Wechsels (vielleicht auch einer 
Anweisung); die Annahmeerklarung enthalt keine Valuta- 
klausel. 
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§ 10. Das Schuld versprechen auf Gegenleistung. 

Es ist heutzutage, wie oben 8. 45 angedeutet wurde, im 
allgemeinen nicht üblich, ein Schuldversprechen zuerteilen, 
WO es nicht die Absicht ist, dass eine endgüitige Leistung 
stattfinden soU, z. B. wo man einem andern ein Darlehn 
geben will, oder der versprochene Betrag der Kaufpreis sein 
soU für eine Sache, welche noch geliefert werden muss. 
Von dieser Regel, giebt es im Handel eine Ausnahme. Wir 
nehmen an, dass A dem B ein Darlehn geben will; es ist 
das nicht der einzige Fall, wir können uns aber darauf be- 
schranken. Er kann ihm dazu ein Schuldversprechen aus- 
handigen, z. B. eine Promesse an Ordre (für den Wechsel 
gilt, nach dem oben gesagten, entsprechend dasselbe), nicht 
mit der Absicht, ihm spater das Versprochene selber aus- 
zuzahlen, sondern damit B die Promesse auf eigne Rechnung 
an einen Dritten veraussern soU. In solchen Fallen kommt 
die Klausel „Wert in Rechnung" in Anwendung. Die Be- 
deutung dieser Klausel ist unter allen Umstanden, dass A 
auf Grund der Übergabe des Papiers in den Büchern des 
B für den im Papier erwahnten Betrag kreditiert ist. In 
unserm Beispiel bedeutet das, dass mit der Übergabe der 
Promesse das Darlehn als ausgezahlt gelten soU. A erhalt 
also gleichzeitig eine Schuldforderung auf B auf Rückzahlung 
des Darlehns; darin liegt, Dritten gegenüber, die causa für 



Digitized by 



Google 



122 

das in der Promesse enthaltene Yersprechen. Dritten gegen- 
über hat die Klausel „Wert in RechDung" dieselbe Bedeu- 
tung wie die Klausel „Wert erhalten". 

In andern Fallen, sagten wir, ist es nicht üblich, ein 
Schuldversprechen zu erteilen, wo es nicht die Absicht ist, 
dass eine endgültige Leistung stattfinden soll. Geschieht es 
trotzdem, dann ist das Schuld versprechen . nicht bindend, 
wenigstens nicht als solches. Es kann nur dadurch eine 
scheinbare Gültigkeit erlangen, dass die Gegenleistung als 
erhalten, oder das Yersprochene aus einem sonstigen Grunde 
als geschuldet anerkannt wird. 

In der herrschenden Theorie ist auch von einer künftigen 
causa die Rede; man hat dabei jedoch nicht das Schuldver- 
sprechen im Auge, sondern die Übernahme einer Verbind- 
lichkeit auf Gegenleistung oder einer bedingten Schuldver- 
bindlichkeit. In der Theorie wird zwischen diesen ver- 
schiedenen Vertragen nicht unterschieden ; in der Praxis 
werden sie oft verwechselt. Der Satz, dass ein in Hinblick 
auf eine künftige Gegenleistung erteiltes Schuldverprechen 
als solches nicht bindend ist, enthalt daher scheinbar etwas 
neues. Wir wollen zuerst durch ein Beispiel deutlich machen, 
dass eine VerwechsluDg hier sehr nahe liegt. A verkauft 
dem B eine Sache, die spater geliefert werden soll ; er lasst 
sich jedoch schon sogleich nach dem Abschluss des Ver- 
trages ein Schuld versprechen geben über den Kaufpreis. 
Auf Grund dieses Schuldversprechens erhebt er Klage; 
zuerst nehmen wir an, dass die Sache immer noch nicht ge- 
liefert ist. Wir nehmen weiter an, dass die Beweisfrage 
keine Schwierigkeiten macht ; entweder das Schuldversprechen 
enthalt die Anerkennung, dass die Sache geliefert ist (oder 
eine sonstige Anerkennung, dass Wert erhalten oder über- 
haupt eine Schuld vorhanden ist), der Beklagte bestreitet 
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die Richtigkeit dieses Anerkentnisses, der Klager raumt des 
Unrichtigkeit ein, beruft sich aber auf den Eauf als die 
wahre causa, — oder das Schuldversprechen eothalt keine 
solche Angabe, und der Klager beruft sich sofort auf den 
wahren Sachverbalt; der Beklagte raumt ia beiden Fallen 
den Kauf ein. Wie ist dieser Fall zu beurteilen? Nach 
der herrschenden Theorie kann man eine Leistungpflicht 
übernehmen in Hinblick auf eine künftige Gegenleistung ; 
es liegt nahe, daraus zu schliessen, dass die Forderung 
zugewiesen werden kann. Aber die Theorie hat dabei den 
gegenseitigen Yertrag im Auge, und nicht das Schuldver- 
sprechen. ünd was nun in Fallen, wie dem hier erwahnten, 
am meisten zur Yerdunkelung der eigentlichen Bechtsfrage 
beitragt, ist, dass hier ebenfalls ein (mündlicher) Kaufver- 
trag abgeschlossen, und durch das Gestandnis des Beklagten 
bewiesen ist. W e n n hier eine Verurteilung erfolgt, ge- 
Bchieht es, wie wir glauben, thatsachlich auf Grund dieses 
Kaufvertrages, und nicht auf Grund des produzierten schrift- 
lichen Schuldverspechens. Wenn aber ursprünglich dasVer- 
sprochene als geschuldet eingeklagt ist, muss nach unsrer 
Ansicht die Klage abgewiesen werden; in der spateren 
Anführung des Kaufvertrages liegt eine Klageanderung. 
Aus dem Gesagten geht jedoch hervor, weshalb dieser Un- 
terschied in der Praxis nicht zur Geltung kommt. — War 
die Sache inzwischen geliefert, dann ist vielleicht anders zu 
entscheiden. Es wird eine Schuldforderung eingeklagt, und 
es besteht auch wirklich eine Schuldforderung. Aber auch 
dann erfolgt die Verurteilung thatsachlich auf Grund des 
Kaufvertrages in Verbindung mit der spateren Lieferung 
der verkauften Sache, und nicht auf Grund des Schuldver- 
sprechens. 
Denken wir uns, dass es sich nicht um einen Kauf, son- 
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dern um ein Darlehn handelt, dann können wir eine Unter- 
scheidung macben, die beim Kauf yorhanden ist, aber dort 
nicht so deutlich zum Yorschein tritt. Jemand erteilt ein 
Schuldversprechen in der Erwartung, ein Darlehn zu er- 
halten; regelmassig wird dabei das Darlehn als erhalten 
anerkannt. Hier ist ein Schuldversprechen erteilt anstatt eines 
bedingten Yersprechens. Dieser Fall bietet insofern wenig 
Schwierigkeit, als das Yersprechen jedenfalls nur bindend 
sein kann, wenn das Darlehn inzwischen ausgezahlt ist. 
Wir legen wenig Gewicht auf die Prage, ob hier zu ver- 
urteilen ist auf Grund des produzierten unbedingten Zahlungs- 
yersprechens, das nach unsrer Ansicht von Anfang an un- 
gültig war, oder auf Grund des nicht in der produzierten 
Urkunde enthaltenen bedingten Yersprechens, das sich im 
Lauf des Prozesses herausgestellt hat ; — besonders weil doch 
immerhin die Einzelheiten dieses letztern Yertrages in Bezug 
auf Zinsen, Failigkeit, Zahiungsort u. s. w. aus dem Schuld- 
schein hergeleitet werden können. Schwierigkeit kann hier 
nur der Beweis machen; wenn der Darlehnsgeber ein- 
raumen muss, dass das Darlehn im Augenblick der Abgabe 
des Schuldscheins noch nicht ausgezahlt war, ist es oft 
eine grosse Harte, wenn man von ihm einen andern Beweis 
der Auszahlung verlangt. Aber in diesem Punkte, glauben 
wir, ist nur im Wege der Gesetzgebung zu helfen (vgl. im 
römischen Recht die zeitliche Beschrankung der exceptie 
non numeratae pecuniae). — Andrerseits denken wir uns, 
dass jemand, der einem andern ein Darlehn geben will, ihm 
ein Schuldversprechen aushandigt. Hier ist ein Schuld- 
versprechen erteilt, wo es in Wirklichkeit die Absicht war, 
dass eine Yerbindlichkeit auf Gegenleistung übernommen 
werden soUte. Wenn über den Kaufpreis einer noch nicht 
gelieferten Sache ein Schuldversprechen ausgestellt wird, 
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kann es beide Bedeutungen haben. Es bekommt jedenfalls, 
nachdetn die Sache geliefert ist, die BedeutuDg eines be- 
dingten Versprechens, d. h. der Übernahme einer bedingten 
Schuldverbindlicbkeit ; es ist auch möglich, dass es von 
AnfaDg an nur diese Bedeutung haben soUte, wenn z. B. 
nebenbei vereinbart ist, dass der Kaufer erst nach der Liefe- 
rang zu zahlen braucht. lm allgemeinen kann jedoch ange- 
nommen werden, dass der Eaufer, wenn er über den Eauf- 
preis ein Schuldversprechen ausstellt, die VerpflichtuDg 
übernimmt, eventuell vorzuleisten. Wir verstehen hier unter 
einem Schuldversprechen auf Gegenleistung ein Schuldver- 
sprechen, das erteilt ist, wo es die Absicht war, eine Ver- 
bindlichkeit auf Gegenleistung zu übernehmen. Das Ver- 
sprechen ist nicht nur erteilt in Hinblick auf eine Leistung, 
die der andre Teil machen soU, sondern es soU auch die 
Leistung, die infolge des Yersprechens zu machen ist, in 
Hinblick auf eine künftige Gegenleistung gemacht werden; 
die versprochene Leistung soU eine Vorleistung sein. 

Ein derartiges Schuldversprechen ist als solches nicht 
bindend. Das soU jetzt noch gerechtfertigt werden. Wir 
können uns dabei beschranken auf die beiden gegebenen 
Beispiele: das Versprochene soll ein Darlehn sein, oder es 
soU der Eaufpreis sein für eine noch nicht gelieferte Sache. 
Scheinbar ist kein Grund vorhanden, weshalb ein solches 
Yersprechen nicht bindend sein soUte. Warum sollte man nicht 
in dieser Form ein Darlehn versprechen können P Dagegen ist 
namentlich dann nichts einzuwenden, wenn man, auch wo 
ein Darlehn als solches versprochen wurde, dem Berech- 
tigten die Befugnis einraumt, nicht bloss Schadenersatz zu 
fordern, sondern die Auszahlung der Darlehnssumme zu 
erzwingen. Warum sollte man nicht in dieser Weise die 
Zahlung eines Eaufpreises versprechen können? Da der 
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Eflufer sicb sowohl verpflichten kaan, vorzuleistea, als Zug 
um Zug oder nach erhaltener Oegenleistung zu leisten, kaan 
er sicb auch verpflichteD, z. B. an einem bestimmten Tag 
zu zablen, ohne Unterschied, ob er da die oegenleistung 
schon erbalten bat oder nicht. Es kann aber in diesen Fallen 
unmöglieb die Absicbt der Vertragscbliéssenden sein, dass 
wirklich unter allen Umstaoden geleistet werden soU, auch 
z. B. wenn der Bereebtigte in Eonkurs geraten ist, oder 
wenn die oegenleistung durcb Verscbulden des Berecb- 
tigten unmöglieb geworden ist. Den Promittenten unter 
solcben Umstanden beim Wort zu balten, würde zu 
grossen Ungereebtigkeiten fübren. Das Versprecben muss 
also unter gewissen Yoraussetzungen wenigstens anfeebt- 
bar sein. Welcbe diese Yoraussetzungen sein mussen, ist 
entweder ziemlicb leicbt oder sebr sebwer zu sagen. 
Dürfte man, was insbesondere die gegebenen Beispiele ao- 
betrifft, annehmen, dass das Versprecben in denselben Fallen 
anfecbtbar ist, in denén keine Yerurteilung erfolgen könnte, 
wenn der Promittent, austatt eines Schuldversprechens, das 
Versprecben erteilt batte, ein Darlehn zu geben, odereinen 
Kaufvertrag gescblossen batte, mit der Verpflichtung den 
Eaufpreis vorzuleisten ? Wenn ja, dann ist die Sacbe ziem- 
licb einfacb, aber es ist dann aucb nicbt mebr ersicbtlicb, 
welcbe Bedeutung eigentlicb nocb das Scbuldyersprecben 
bat. Wenn nein, dann feblt j'eder Anbalt. — Es ist jedoch 
die Erteilung eines Schuldversprecbens unter solcben Um- 
standen als ein Missbraucb zu betracbten. Ersteos weil 
unbedingt versprecben wird, wabrend es nicbt die Absicbt 
ist, dass wirklich unter allen Umstanden geleistet werden 
soll. Zweitens weil es die Gefahr nabe legt, dass das Ver- 
sprochene für gescbuldet gehalten wird. Wir bemerken auch 
noch, dass, wo sicb herausstellt, dass ein Scbuldyersprecben 
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auf GegenleistuDg vorliegt, es sich gleichzeitig herausstellt, 
dass ein Vertrag auf Gegenleistung (Tauschvertrag oder 
Kreditvertrag) zustandegekomraen ist. Endlich kann die Ab- 
weisung der Klage aus einem solchen Schuldversprechen nie 
eine grosse Ungerechtigkeit sein; das Versprochene wird 
nicht geschuldet. Es würde nur jemand, dem ein Dariehn 
versprochen oder einé Sache abgekauft ware, die ErfüUung 
dieser Vertage nicht erhalten können; er hatte sie sich 
jedoch in einer passenden Weise sichern sollen. 

Wir bemerken, dass das römische Recht im grossen und 
ganzen zu denselben Ergebnissen fiihrte. Wenn einmal fest- 
stand, dass ein Versprechen (in Stipulationsform) erteilt 
war in Hinblick auf ein künftiges Ereignis (fur das römi- 
sche Recht war es im Prinzip unerheblich, ob dieses Er- 
eignis eine Gegenleistung oder im algemeinen eine Schuld- 
ursache war oder nicht), musste, wie allgemein angenommen 
wird, wer aus der Stipulation ein Forderungsrecht herleiten 
wollte, beweisen, dass das Ereignis stattgefunden hatte. Die 
Stipulation wurde also thatsachlich als ein bedingtes Ver- 
sprechen behandelt. Hatte das Ereignis noch nicht stattge- 
funden, dann konnte keine Yerurteilung erfolgen, und zwar 
nicht nur dann, wenn die Leistung, falls sie schon ge- 
schehen ware, hatte zurückgefordert werden können, sondern, 
wie es scheint, auch wo das nicht der Pall war (vgl. z. B. ' 
für den Pall, dass ein Kaufpreis stipuliert war, fr. 25 D. 
19, 1.) Oben (S. 22) ist schon bemerkt, dass man mitteist 
Stipulation versprach, ein Dariehn zu geben („pecuniam 
te mihi crediturum spondesP" fr. 68 D. 45, 1), aber nicht, 
die Darlehnssumme zu geben. Im Grunde genommen stand 
einem solchen Gebrauch der Stipulation nichts im Wege; 
man konnte mitteist Stipulation versprechen, eine Leistung 
unfer denselben Umstanden zu machen, unter denen eine 
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LeistuDg überhaupt gemacht werden konnte. Es scheint 
jedoch, dass man es nicht that. Die Stipulation begründete 
immer nur eine Schuldverbindlichkeit. Wo in Hinblickauf 
ein künftiges Ereignis ein unbedingtes Yersprechen erteilt 
wurde, war es die Absicht, dass jedenfalls erst nach dem 
Stattfinden des Ereignisses aus dem Yersprechen gekiagt 
werden soUte. Man versprach ob causam futuram, und man 
leistete ob causam futuram, aber man versprach nicht, ob 
causam futuram zu leisten. Ob man es hatte thun können, 
ist schwer zu sagen; denn eben weil man es nicht that, 
hatten die römischen Juristen keine Veranlassung, die Frage 
zu entscheiden. — Handelte es sich auch bei Ga jus IV, 
126a um eine Stipulation? Es ist das nicht so unzweifel- 
haft, wie für fr. 68 D. 45, 1. Wenn ja, dann liegt dort ein 
Beispiel einer Stipulation auf Gegenleistung vor; aber auch 
dort wurde dann die Frage, ob der Promittent verurteilt 
werden konnte, schliesslich nach dem Inhalt des Eaufver- 
trages oder dessen pacta adjecta entschieden. 

Dass auch im heutigen Recht das Schuld versprechen auf 
Gegenleistung etwas unnatürliches sein würde, davon kann 
man sich überzeugen, wenn man sich die Frage vorlegt: 
Kann aus dem Inhalt der Urkunde hervorgehen, dass die 
versprochene Leistung eine Yorleistung sein soU, und trotz- 
*dem ein Schuld versprechen vorliegenP Undenkbar ist das 
nicht; man konnte schreiben: „Ich verspreche dem A, ihm 
ein Darlehn zu geben von fl. 500", oder „Ich verspreche 
dem A, ihm fl. 500 zu zahlen für ein Pferd, das er mir 
liefern wird," und daran z. B. in der Terminologie des 
§ 780 B. G. B. hinzufügen : „ . . . dieses Yersprechen soU 
die Yerpflichtung, die Darlehnssumme (den Kaufpreis) am . . . 
auszuzahlen, selbstandig begründen." Würde ein so gefasstes 
Yersprechen einen Widerspruch enthaltenP Konnte es nach 
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dem B. G. B. als Schuld versprechen gelten P Wir wollen es 
nicht entscheiden, und nur bemerken, daas eine solche Fas- 
sung des Yersprechens, wenn auch denkbar, doch sicher 
nicht üblich ist. Denken wir nur an die Yertrage, die 
wirklich vorzukommen pflegen, dann können wir sagen: 
Ein Yersprechen, aus dem hervorgeht, dass auf Gegenleis- 
tung geleistet werden soll, hort dadurch auf, ein Schuld- 
versprechen zu sein, und kann nur aufgefasst werden als 
die Übernahme einer Verbindlichkeit auf Gegenleistung. 
Ein Schuldversprechen liegt nur vor, wenn der Vertrag 
wenigstei^s den Schein erweckt, dass die versprochene Leis- 
tung eine endgültige sein soll, — wenn die Leistung ver- 
sprochen wird wie eine geschuldete. 

Darf man in Fallen, wie den hier erwahnten, das Yer- 
sprechen, das ausserlich ein Schuldversprechen ist, dennoch 
als die Übernahme einer Yerbindlichkeit auf Gegenleistung 
construieren ? Darf man sagen, aus den Umstanden, unter 
denen das Yersprechen abgegeben sei, gehe hervor, dass es 
die Leistungspflicht nicht „selbstandig'' begründen sollte, 
und dass also in Wirklich keit kein Schuldversprechen erteilt 
sondern ein Kreditvertrag oder ein Tauschvertrag abge- 
schlossen wareP In Deutschland scheint eine solche Auf- 
fassung nicht ausgeschlossen zu sein. NsLoh niederlandischem 
(und französischem) Recht ist sie nicht zulassig; der Inhalt 
eines beurkundeten Yertrages soll, wenn die Urkunde nicht 
zweideutig ist, nur dieser entnommen werden (Art. 1378 
B. W. : „Wenn der Wortlaut eines Yertrages deutlich ist, 
„darf man davon durch Auslegung nicht abweichen.") Nach 
Art. 1934 B. W. (Art. 1341 C. C.) ist kein Zeugenbeweis 
zulassig „über das was man behaupten möchte, dass vor, 
„bei, oder nach der Aufnahme der Urkunde gesagt ware." 
Die Fassung dieser Yorschrift lasst deutlich erkennen, dass 
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solche „Behauptungen" überhaupt ausser Betracht bleiben 
mussen ; weon man etwas andres gewoUt hat, als die Urkunde 
enthalt, hatte man das in der Urkunde sagen sollen. Wenn 
also in einer Urkunde eine unbedingte Leistungspflicht über- 
nommen wird, und aus der Urkunde auch nicht hervorgeht, 
dass die Leistung in Hinblick auf eine künftige Gegenleis- 
tung oder Bückleistung erfolgen soll, liegt ein Schuldver- 
sprechen vor; dass das Versprechen die Leistungspflicht 
in diesem Sinne selbstandig begründen soll, geht dar- 
aus her vor, dass über das Versprechen eine seibstandige 
Urkunde errichtet ist. Ein in dieser Form beurkundetes 
Versprechen begründet entweder eine unbedingte Schuld- 
verbindlichkeit, oder es ist überhaupt unverbindlich. — In 
Bezug auf das Schuldversprechen führen die oben erwahnte 
AufFassung und die hier vertretene wesentiich zu dem- 
selben Ergebnis; nach der einen liegt kein Schuldverspre- 
chen vor, und nach der andern ist es nicht bindend. Wir 
würden die letztere Auffassung auch dann für richtiger 
halten, wenn wir uns nicht auf Art. 1934 B. W. berufen 
könnten. Wo ein Schuldschein abgegeben wird, ist es im- 
mer die Absicht der Beteiligten, die Möglichkeit zu schaffen, 
dass das Versprochene eingeklagt wird, als ob es geschuldet 
wurde. Wenn auch die thatsachlich bestehende Porderung 
keine Schuldforderung ist, so soll sie doch als eine solche 
geitend gemacht werden können. Man muss entweder den 
Promittenten auf Grund des Schuldverspreehens verurteilen, 
und dabei dahingestellt lassen, ob die Leistung eine Vorleis- 
tung oder eine geschuldete ist, — wie es die Consequenz 
eines wirklich abstrakten Vertrages erfordern würde, — oder 
man muss das Schuldversprechen ausser Betracht lassen. 
Die Übernahme der Verpflichtung, eine Vorleistung zu ma- 
chen als solche, hat man darin nicht beurkunden wollen. 
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